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EinfUhrung 

Dreißig Jahre nach Kriegsende haben wir unseren Willen, den 
der Juden in Belgien, zum Ausdruck gebracht, um die Verurtei­
lung der bisher unbestratten Hauptverantwortlichen für die 
Deportation von mehr als 25.000 Juden an Belgiern, von denen 
weniger als 5 % die Folter von Ausohwitz überlebt haben, 
zu erreichen. 

Wir haben am Ort selbst, in Flensburg und i n Schleswig, die 
Verurtei lllng von EUere und seinen Mittät ern gefordert. Im 

November 1975 hat die Staatsanwaltschaft von Kiel ihre An­
klageschrift der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Aber 1m 

Januar 1976 hat das Landgericht die Eröffnung des Hauptver­
fahrens abgelehnt . 

Wir haben nicht aufgegeben, wir haben unsere Dokumente 
Dr. Billig - Sachverständiger des JUdischen Dolcumentations­
zent~lms für Zei tgeschichte (CDJC) in Pari. - zur Verfügung 
gestellt. In diesem Dokumentat ionszentrum sowie 1m Ministe_ 
rium für öffentl iche Gesundbei t und }'allilie in BrU8ael be­
findet sich ein großer Teil der Akten, die sich mit der 
anti-jUdischen Verfol~lng in Belgien befaaaen • 

• 
Das Gutachten von Dr. Billig war entscheidend. Im März 1977 
hat daa Oberlandesgericht Schle .. ig die vorangegangene Ent­
scheidung aufgehoben lind das Ve21abren gegen Ehlers, 
Imd Asche &n das Schwurgericht Kiel verwiesen. Dieses Urteil 
ist 1m November 1919 vom Bundeaverfaasungsgericht in 

Karlsruhe bestätigt worden, zu der Zeit, als L1scbta, Bagen, 
Heinrichsohn, die Hauptverantwortlichen fUr die Deportation 
der Juden aus Frankreich, in Köln zu hohen Pre1beit •• tr&ten 
verurteilt wurden. 

In e1 ntgen Wochen wird der Kieler Prozeß .röffnet. Da. TOr­

' liegende Werk bat den An·pruch, die •• n Prozeß zu dO~lmen­
tieren. Was die Geschichte der Endlö.ung der Judentrage in 
Belgien lind die Rolle dar Sipo-SD angeht. hat u"x1me Stein-

Oie Endlösung der Judenfrage 
n Belgien 
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berg ein anderes Werk, das gleichzeitig veröffentlicht 

wird, verlaßt. 

Die Judenfrage in Belgien gehört zu der Kompetenz der Sicher­
heitspolizei und des Sicherheltsdientes. Constantin OaDer1e 
(November 1940 - 26. 11. 1941 und 1. 2. 1944 - 15. 9. 1944) 
und Ernst Eblers (Dezember 1941 - J1. 1. 1944) lösten sich 
an der Spitze der nazlstiachen politisohen Polizei als Be­
auftragter des Chers der Sipo-SD ab. Kurt Asche (1940-1942), 
dann Frltz Erdmann (1942-1943) sind ihre Judenreterenten in 

der Abteilung 11 c, dann IV B 3 von März 1943 aDe 

General von FalkenhaUBen ist der MilltKrbefehlBbaber fUr 
Belgien und Nordf'rank1eich. Sein Chef der Uilltärvexwalt llng, 
Reeder, Uberwacht, daß die anti-jUdische Aktion der poli­
tischen Polizei nicht die allgemeine Besatzungspolltlk ge­
fährdet. Bis Juli 1943 1st die BrUsseler Abteilung des Aus­

wärtigen Amtes, geleitet von Warner von Bargen, Sprecher fUr 
die Sorgen des URF beim A.A. in Berlin. 

Die " jüdisohe Politik" 1m besetzten Belgien, ausgef'Uhrt 
dureh die versohiedenen deutsohen Institutionen, die in 
diesem Gebiet aktiv sind, folgt den Anweisungen der Zentral-. 
abteilungen, insbesondere denen des Reichaf'lIbrers-SS H1 nnnJ er 
und seines RSRA. ... 0 EicbIMnn die Abteilung IV B 4 leitet. 
<Dessen Anweisungen werden der Sipo-SD in Belgien direkt 
übermittelt. aber das Oberkonnnendo des Heeres und das A.A. 
_ die Abteilung III D des Unterstaatssekretärs Luther -
schaltel! sioh in die Ausf'Ub'MJDg der Entscheidung ein. Eine 
der heikelsten Fragen ist die der Deportation TOD Juden 
belgischer Staatsangehöri&ke1t, .. elohe Tom VB? aua G~lnden 
politischer ZweckmKßigkeit gesohUtst werden. 

Die deutschen Do~t".ute 1941-1944, d1e wir verörrentlichen, 
soilen zur Kenntnis g.b~oht ... rden, ebenao die Untergrund­
veröf'f'entlicbungen, die von Rnde 1942 an aU8.tUhrlioh Uber 
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das fürchterliche Schicksal, das die nach Auschwitz depor­
tierten Juden wirklich ezwartete, berichten. 

Zur Information haben wir auch das Urteil des Oberlandes­
gerichts Schleswig und einige Artikel, die zum besseren Ver­
ständnis des "Fall' Ehlers" beitragen, hinzll8efUgt. 
Wir hoffen, daß dieser "Fall" mit einem auf richterlicher, 
moralischer und historischer Ebene exemplarischen Prozeß 
enden wird. 

Serge Klarsteld 
Maxime Stelnberg 
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Der Militärbefehlshaber in 

Belgien und Bordt'ranlci 91oh 
ltilitärvelwaltnngscbef 

O. U., don 21.12.1941 

Nr.071/41 g.Rdo,. 

Tätigkeitsbericht Nr. 18 

der K111tärverwaltung für die Zeit 

vom 1.September - 1.Dezember 1941 

• 

• • • 

Nachdem die bisherigen Maßnahmen gegen die Juden vor allem 
die Ausschaltung aUB dem öffentlichen Leben durchgetuhrt, 

die der Juden beschränkt Bowie 
gegen sle angeordnet haben, 1st jetzt 

durch zwei Deue Verordnungen die 
und die 

begründet worden. 

Eina Verordnung des Kl11tärbetehlshabers sieht den 
achluB sämtlicher in Belgien wohnenden Juden, ohne Rück­
sicht aut 1bre StaatsengehHrlgkalt zu einer 
öffeptli0heR Rlobt. Tor. Die V.relnl~Jng hat den Zweck, die 

. 
und 8011 Triiger1n des 

werden. Die best.handen jUdlsohen E1nriohtnnsen, StUtuDgen 
UBW. werden durch B1nzalanordnnngen auf sle übertragen ".r­
den. 

• 
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Die Vere1n1~lng der Juden in Belgien 1st eine rechtsfähige 
Körperschaft des öffentlichen Rechts mit dem Sitz in BrUssel 
und steht unter der Aufsicht des belg. Innenministeriums. 

Die näheren Bestimmungen über den Aufbau der Vereinigung 

und die Stellung der Mi tg11eder werden durch eine Satzung 

getrOffen, die noch veröffentlicht werden wird. Zur Erfül­
lung dieser Aufgaben haben die Mitglieder Beiträge an die 
Verein1~lDg zu leisten; gegebenenfal ls gibt der belgisehe 
Staat einen Zuschuß. 

Eine der wichtigsten Aufgaben dieser Verei D1~lng regelt 
eine weitere Verordnung über das jüdische Schulwesen. Hier­

nach ist die neue Körperschaft verpflichtet, jüdische Volks­
schulen zu errichten und ZU unterhalten und für die Aus­
bildung und Fortbildung von jüdischen Lehrern zu sorgen. 
Die Vereinigung ist ferner berechtigt, Bewahrachulen, Schu­
len des mittleren und technischen Unterrichts Bowie be­
sondere Lehrgänge , die der Auswande~Jng förderlich sind, 
einzurichten. 

Für die jüdischen Volksschulen best eht Schul zwang. Sämt­
liche jUdischen Schulen und Lehrgänge unterstehen der Auf­
sicht des !d.inisteriums für das Unterrichtsweaen. Der Ober­
gang auf die neu einzurichtenden jüdischen Volksschulen 
erfolgt mit deren Ei nrichtung. Die nicht mehr schulpflich­
tigen jüdischen Schüler haben aber aus nichtjUdischen 
Unterrichtsanstalten und Lehrgängen bereits bis zum 
31.12.41 auszuscheiden. 

+ CDJC, CDXCVI- 6 
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Der Beauftragte des Chefs der BrUssel. den 31.1.1942. 
Sicherheitspolizei und des 3D fUr 
den Bereich des Killtärbefeh1ahabera 
in Belgien u. Nordfrankreioh, BrUssel 

11 C, Tgb.-Nr. 106/42 
Tho/Po. 

Betrifft: Das Judentum in Belgion. 

Ohne. 

• 

Beigesohlossen Uberlelcbe ich mit der Bitte um 
Kenntnisnahme einen Bericht über das Judentum in 

Belgien. Der Berioht soll in ged~er KUrze einen 
GesemtUberbllok über Geschichte, Entwicklung, Aus­
breitung und Eigenleben des Judentums sowie die bisher 
gegen die Juden erfolgten Maßnahmen (Stand: 31. Deze~ 

ber 1941) vermitteln. 

• 

gaze Ehlers 
SS-Sturmbann11lbrer • 
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S 0 N DER B E R ICH T 

Das Judentum in Belgien 

Abachni tt I: 
Entwicklung des Judentums in Belgien. 

Abschnitt II: 
Jüdische Organisationen. 

Einstellung der einhei mischen Bevöl'!terung 

zum Judentum. 

~Bßnahmen gegen Juden durch die deutsche 

hlilitärverwaltung. 

Abschnitt 1. 

Entwicklung des Judentums in Belgien. 

Schon frühzeitig sind in dem heutigen Staatsgebiet Belgien 
Juden aufgetreten. Sie kamen seinerzeit als Hijndler und 
Wechsler ins Land und befaßten sich namentlioh mit dem 
Handel von feinen Spezereien und dergleichen. Insbesondere 
in dem Reich Karl des. Großen, der sich mit Erfolg um die 
Wiederherstellung des internationalen Handels kUnunerte und 

die Karawanen militärisch sicherte, kamen sie zu beträcht­
lichem Einfluß. Als nach dem Vertrag von Verdun (843) ein 
großer Teil von Flandern und der Wallonie (westlich der 
ScheIde) an Frankreich und der übrige Teil an Deutschland ge­
riet, bedeutete dies auch ~Ur die Juden in den späteren 
Jahrhunderten eine einschneidende Veränderung. Nachdem in 

dem tranzösischen Bereich die JUdischen Wucherer die not-
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leidende Bevölke~Jng durch Darlehen gegen übermäßige Zinsen 
auspreßten und dabei auch vor dem Besitz des Königs von 
Frankreich nicht baltmachten, wurden s1e mehrfach aus dem 
Lande vertrieben, nämlioh durch Ph111pp-August (1182), 
Riobard LHwenherz (1187), Eduard I (1287), Fhilipp den 
Sohönen (1306) und Ferdinand von !ragon (1492). Die aus dem 
westlichen Tail des 1eodGs verjagten Juden setzten sich dann 
1m Hennegau (Mons, LUttich. Charleroi usw.) und in Brabant 
(BrUss81, Löwen), die damels zu Deutschland gehörten, 

teat ••• 

lIaoh dem Weltkrieg 1914-18 wurde der Einfluß der Juden in 
Belgien noch größer. Der Staatsm1n1ster Paul Heymans (ein 
aUB Holland herUbergewecbselter Jude) war hundertprozentig 
englandfreundlich und hatte mehr als 50 Jahre seines Lebens 
der pro-englischen Propaganda gewidmet. Eng verbunden mit 
den englischen Juden in London, wurde Belgien das Bollwerk 
gegen Deutschland. Heymans vertrat den Staat als bevoll­
mächtigter lI1n1ster in Versailies. Durch die enge Anlehnung 
an England entwickelte sich eine 20jUhrige pro-englische 
Propaganda und damit andererseits eine wirtschaftliche 
Offensive Englands auf' dem belgischen Markt. Es war soweit 
gekommen, daß selbst das Gold des Kongos zuerst nach London 
gelAngen mußte, um dort quotiert zu werden. Hierfür hatten 
die P1:eunde Heymsns, nämlich Lord Birkenhead und Lord 
Burnham und andere, gesorgt. Als die Belgier beim Vertrag 
von Versailies feststellten, daß ihnen ibre Gewinne in 
Ost-Afrika durch EngJand abgeschwindelt wurden, fUhrte der 
Jude Herpns IIlit .einen Gesinnungsgenossen in der belgischen 
Presse eine la»,. Kampagne, um zu beweisen, wie sehr Belgien 
mit dem kleinen Gabietazuwaohs in Belgiaoh-Kongo zufrieden 
sein könnte. 

Als in der lIaobkriepzeit die belgisohe Industrie und der 
belg180he ßendel ibre Vorkriegastellung ziemlich schnell 
wiedererobert hatten, ka'en auch in starkem Maße weitere 
Juden sus Deutsohland , Polen, Tacbeohoslowakei, Ungarn UBW. 
hierher, um in den großen Städten so~ort mit 1hren Gesohäften 
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zu beginnen. Weiterhin setzten sich mit Hilfe der jüdischen 
und pro-jüdischen Banken sowie durch Zutun des unter jüdi­

schem Einfluß stehenden BUrgermeisters von Antwerpen, Kam1el 
HUYSJMDS, Tausende von holBiDd1schen Juden in Antwerpen fest t 
die in kurzer Zeit die Antwerpener Diamant-Industrie an sich 
rissen. So kam 8S, daß 1933 in Belgien bereits eine statt­
liche Zehl von Juden ansässig geworden war. 

m der Zeit nach 1933, insbesondere aber seit 1936, setzte 
ein ständiger, immer stärker werdender Zustrom von Juden aus 
allen IJ:indern Europas ein. Wenn auch sehr viele sich in 

Belgien nur kurze Zeit aufhielten und bald nach Übersee 
weiter wanderten, BO benutzten doch viele Juden die Gelgen­
heit t sich hier 1m lende niederzulassen. Der durch und durch 

liberalistische Staat sah diesen Bestrebungen tatenlos zu. 
Auch bei der illegalen Einwanderung drUckte man beide Augen 
zu. Nach amtlichen Schätzungen aus dem Jahre 1938 waren von 
90 000 Glaubensjuden ca. 60 000 illegal in Belgien einge­
wandert. Der Zustrom steigerte sich bis zum Jahre 1939 auf 
schätzungsweise 116 000 Juden, die sich 1m Lande wie folgt 
verteilten: etwa 80 000 in Groß-Antwerpen, 25 000 in Groß­
BrUssel, J 000 in LUttich, 2 000 in Charleroi und die rest­
lichen 6 000 verstreut in den Ubrigen Städten des Iandes. 
Naturgemäß setzte bereits vor dem 10. Mai 1940 eine starke 
Abwande~ ,ng der Juden, vor allem nach England, sowie nach 
Frankreich und Portugal, ein. Sehr stark wurden weiterhin 
die Reihen der Juden Dach Einsetzen der Kampfhandlungen am. 
10. Lai 1940 gelichtet. Bei dem allgemeinen FlUchtlingsstrom 
war das jUdische Element vorherrschend. Uach EinfllhMmg der 
Eintra~lngspflicht in das sogenannte Judenregister 1m Oktober 
1940 konnte erstmalig ein amtlicher Uberblick über die Ge­
samtzahl der noch 1m Lande befindlichen Juden erzielt werden. 
In das Juden-Register haben sich eingetragen insgesamt ~Ind 
42 000 Juden (Uber 15 Jahre alt ) . Von diesen 42 000 waren 
allein rund 38 000 nicht-belgischer Staatsangehörigkeit. 
;'/enn man die nicht mitgezählten Kinder unter 15 Jahren sowie 
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einen gewissen Prozentsatz von nicht e1Dgetragenen Juden 
berUoksichtigt, kann angenommen werden, daß sich in Belgien 
heute noch etwa 50 - 60 000 Juden aufhalten ••• 

AbSOh"' tt 111. 

Einstellung der einhe1mischen Bevijlkernng zum Judentum. 

Das land Belgien befindet sich seit seinem Bestehen in der 
Hend VOD zwei llächtegruppen, die sich hinsiohtlich 1 brer 
Einstellung gegenüber dem Judentum völlig etnig sind, 

nlimlioh der katholischen Kirche und dem f're1murarischen 
Liberalismus. Unter den Pittischen einer solchen Regle~JDg 
war daher einer Ausbreitung 1Ind P'ördernng des Judent1lmS Tür 

• 
und Tor geöffnet. 

Auch die Behandlung der jllUcht11ngstragen geschah von seiten 
der belglschen Regle~JDg mit einem ausgesprochenen Wohlwollen. 
Das vorgenennte Komitee fUr jUdlsche FlUchtlinge in BrUssel 
fand bei den Behörden, die fUr die Aufenthaltsbewl11igllng 
und sonstige Fragen zuständig waren, stets das größte Ent­
gegenkommen. Auf der gleichen Basis arbeitete eine von der 
Regiernng eingesetzte 'Ubelwachungskomm1ssion. die ihr Haupt­
augenmerk darauf richtete, die WUnsche des Antwerpener und 
Bl"ÜBseler Komitees zu erfüllen. - Die belgische Regierung 
unterschied bei den FlUohtlingen drei Kategorien, und zwar: 

a) solche Personen, die eine Aufentbaltsbewilli~Jng 
und Arbeitserlaubnis besitzen, 

b) politische Flüchtlinge, die von der Inter­
min1ateriellen Kommission als politische 
Flüchtlinge anerkannt wurden, 

0) Flüchtlinge, die ohne Genehm1~lng einwanderten 
und deren Aufenthalt im lende zeitlich be­
:tristet wurde . 

Schließlich ist hjnsichtlich der überaus loyalen Einstellung 
der dame ligen belgischen Regierung gegenUber den Flücht­
lingsfragen der Fall des Dampfers St. Louis bemerkenswert. 

• 
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Dieser Dampfer, der mit mehr als 900 PlUohtlingen in 

Havanne ankam, wurde daran gehindert, seine Passagiere 
auszuschiffen. Nach vergeblichen Bemühungen mußte der 
Dampfer schließlich nach Europa zurUckkehren, ohne daß die 
Passagiere an land gesetzt werden konnten. Die belgisehe 
Reg1e~2ng war die erste, die einen Teil der Flüchtlinge 
des Dampfers (216 Personen) aufnahm und ihnen das Recht . 
des provisorischen Aufenthaltes in Belgien gab. Diesem 
Beispiel folgend, erteilten auch Frankreich, England und 

Holland anschließend die gleiche Erlaubnis. Das Amer1can 
Joint Distribution Committee hat die Kosten fUr den Unter­
halt dieser Flüchtlinge während ihres Aufenthaltes in den 
Asyl-ländern übernommen ••• 

Abschnitt IV. 

Maßnahmen gegen Juden durch die deutsche MilitärverwaltllDg. 
~~==~==================================================-=== 

Durch laufende tätige Mitarbeit der hiesigen Dienststelle 
wurden seitens der M1litärverwaltung folgende Maßnahmen 
ergri.f'fen: 

1) Verordnung über Maßnahmen gegen Juden vom 28. Oktober 1940. 

Diese Verordnung regelte zunächst die 
des Juden und schließt sich hierin eng an die deutsche 
Auffassung an. 

Des weiteren sah sie vor: 
ein Rückkebrverbot geflUchteter Juden nach 
Belgien, 
eine Anmeldepflicht und dam; tAufstellung 
eines Juden-Registers, 
die Anmeldung aller jüdischen Unternehmungen, 
ein VerfUgungsverbot über Unternehmen und 
Grundstücke Bowie die Kennzeichnung von jüdischen 
Gaststätten. 
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2) Eine regelt 

3) 

4) 

5 ) 

das Ausscheiden von Juden aus Ämtern 1md Stellungen. 

Hiernach DI1lßten mit dem 31. Dezember 1940 Juden aus 
staatlichen Stellungen, aus Pr.ase und Rundfunk 80w1e 
aus dem Rechtssmmltsberut und als Lehrer an Sohulen 
und Hochschulen ausscheiden. 

31. Jlai 1941. 

Diese Verordnung stellt eine Ergänzung zu der vorer­
wähnten dar. Sie sieht außerdem Tor: 

den KennzeichnuDgazwang mit der Bezeichnung 
IIJüd1eohes Unternehmen" (J-spraohig), 
die Anmeldepflicht von Grundstücken, 
die Anmeldepflicht von ßenkgutbaben 80wie 
ihre Uber.tUbrung auf Devisen-Banken, 
den Depot-Zwang fUr Wertpapiere, 
die Einziehung der Rundfllnkempfangsgeräte 
m1 t Wirlrnng vom 1. Juli 1941. 

vom 29. AlUnwt 1941. 

Mit dieser Verordlumg wurde eine Sperrstunde fUr Juden 
für die Zeit von 20 bis 1 Uhr für das gesamte belg1sche 
Gebiet eingerichtet. 

Außerdem 1st darin bestimmt, daß Juden der Zuzug nach 
anderen Orten als BrUssel, Antwerpen, LUttich und 
Charleroi verboten ist. Es sind dAmit diese Städte a18 
SAmmelpunkte des Judentums in Belgien vorgesehen. 

Juden in Belgien"vom 25. November 1941. 

In dieser Verordnung wird bestinnnt, daß für Belgien eine 
Vereini~lng der Juden nach dem Muster der Reichs-Ve~ 
e1ni~lng gebildet wird. Sie hat insbesondere den ZweCk, 
,Träger der jüdischen Wohlfahrtspflege, der Vorbereitung 

• 
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der Auswanderung und des jüdischen Schulwesens zu sein. 

H1nsichtlich des Schulwesens wurde die 
j 

erlassen. Hiernach 1st dss gesamte jüdische Schulwesen, 
die Errichtung, Unterhaltung und Betreuung der jüdischen 

Schulen in die Hände der Juden gelegt worden. 

• Schließlich 1st noch eine 

vom 14. 11. 1941 

zu erwähnen. Hiernach wird den Juden das Betreten öffent­
licher Gasthäuser. die Benutzung von Park-Anlagen sowie 
der Besuch von Badeanstalten verboten. 

Unter diesem Stichwort werden seit Dezember 1941 Vorbe­
reitungen getroffen, die darauf abzielen, die völlige 

Ausschaltung der jüdischen Handelsbetriebe zu erreichen. 
Von insgesamt 8 000 angemeldeten jüdischen Unternehmen 
Sind rund 4 000 Handelsbetriebe. Nach fachmännischer 

prüfung sind davon ca. 400 als lebensfähig lmd damit zur 
Arisie~]ng geeignet bezeichnet worden. Alle Ubrigen 
J 600 Betriebe werden in KUrze Vlegen Oberbesetzung des 
belgischen Handels geschlossen und aufgelöst werden. 

- . - . 

+ Der Sonderbericht über "Das Judentum in Belgien" 
beinbaltet 56 Seiten 
CDJC. rJCXVII-J1 
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Dan/Bir 

B,tr.: Abschub 

1.) Vermerk: 
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Pari., den 10.).1942. 

• 
Bei der Tagung der Judenreferenten im RSHA - IV B 4 -
am 4.3.1942 in Berlin habe ich in ganz lrnapper Form Lage .und 
SchwierigkeiteD unserer Einschaltung in .l'renli.elch darge­
stellt. Dabei ging ich auch auf die Notwendigkeit ein, der 
französischen Regie~Jng einmal etwas wirklich Positives, 
wle etwa den Abschub mehrerer tausend Juden vorzuachlagen. 

SS-OberstUl'DlbenntUhrer Eichmann hat unter ZurUckstel1ung 
des unm1ttelbar 1m Anschluß an meine Bitte vorgebrachten 
Antrages des BrUss.ler Judenreferent.n folgendes festgelegt: 

Vorbehaltlich der endgültigen Entschei dung des CdS nnd des 
SD kann jetzt BchoD in Vorverhandlung mit französischen 

Reg1e~JngB8tellen eingetreten werden wegen des Abschubs 
von rd. 5000 Juden nach dem Osten. 

Dabei habe .s sich zunächst um männl iche , arbei tsfähige 
Juden, nicht Uber 55 Jahren, zu handeln. Juden f ranzösischer 
Staatsangehörigkeit mUssen vor dem Abschub oder spätestens 
am Tage der Deportie~]ng i hre Staatsangehörigkei t verlieren. 

Die VermClgeDBsbwick1ung muß gleichfalls erledigt sein. 

Der Abachub gröBerer Judenmassen aus der Slowakei steht 
unmi ttelbar bevor. Nach einem aus dem Verhältnis der Anzahl 

der Juden zum jüdischen Gesamtvermägen errechneten Satz be-
• 

zahlt di e slowakische Regie~Jng für jeden abgenommenen 
Juden 500,- lUd. lind trägt i hrerseits nocl; die Transportkosten. 
Da ein ähnliches Verfahren mit den dem französischen Staat 
abzunehmenden Juden beabsichtigt 1st, muß auch hier eine 
Ve~gensfeststellnng der JudeDJilch9ft be1der Zonen voraus­
gehen. 
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Nähere Einzelheiten werden in den nächsten Uonaten festge­

legt. 

mit der Bitte um Kenntnisnahme vorgelegt. 

3.) SS_SturmbannfUbrer Lischka 

mit der Bitte um Kenntnisnahme vorgelegt. 

4.) Zurück an IV J 

+ CDJC, XXVI-1a 

IV J SA 221 b 
Dan/Bir 

An die 

R.F.SS 

Sicherheits-Dienst 

Dienststelle Sturmbannf1lbrer Ehlers 

BrUssel 

BetT.: Kennzeichnung der Juden. 

gez. Dannacker 

SS-HauptsturmtUhrer 

Paris, den 10.3.1942 

Vorg.: Tagung der Judenreferenten am 4. J .1942 in Berlin. 

~/ie bereits in Berlin besprochen. erscheint 8S zweckmäßig, 
die Kennzeichnung der Juden gleichzeitig in den besetzten 
niederländischen, belgischen und französischen Gebieten 

durchzufUhren. 
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I Al_ Tann1n für die Besprechung, an der auch der Juden­

referent der Außenstelle Amaterdam teilnehmen wird, habe 
ich Sonnabend, den 14.3.1942 vorgesehen. 

Ich bitte um EinveratKndn1serklärun& und Bekanntgabe des 

Bintretten.e. 

gltz. Knoohen 

+cnJC, u,us-49 

IVJ Paris, den 15. J. 1942. 
BA. 221 b. 

Betr.: Kennzeichnung der Juden. 

1. Vermerk: 

An der tur den 14.).1942 angesetzten Besprechung nahm der 
Judenreterent der Dienststelle BrUssel, SS-O'Stut. Ase he 
teil. ss-stubaf. Lagas von der Anßenstelle Ämsterdam hatte 
abgesagt, da er intolge Abwesenheit seines Vertreters 
Amsterdam nicht verlassen konnte. 

Uber die Kennzeichnung der Juden wurde folgendes verein­

bart : 

a) In den für ~olland, sowie die besetzten balglschen 
bzw. französischen Gebiete herauszugebenden va 8011 grund­
sätzlich nicht von Ausnahmen gesprOChen werden. Es wird 
lediglich von 'Juden' gesprochen, wie das auch bei den bis­

herigen VO der Fall war. 

b) Der in Deutschland verwandte gelbe Judenste~ (ca. 
10 cm2 groß) wird mit der Aufschrift in der Tendeaapreche, 

in Belgien zweisprachig, übernommen. 

e ) Die Deutsche Botschaft Paris hat mitgeteilt, daß ihrer-
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seits keinerlei Bedenken bestehen, wenn die VO ausschließ­
lich von Juden spricht, ohne gewisse Staatsangehörige aus­
zunehmen. ,Wenn sich im Einzelfall mit dem einen oder anderen 
T.end eine Sonderabmachung nicht vermeiden lassen sollte, 

80 könnte dies auf dem innerdienstliohen \'/ege ohne Veröffent­

lichung erfolgen. 

d) Auf Mischehen wird keine Rücksicht genommen. Der 
jüdische Teil hat den Stern zu tragen. 

Die Dienststelle Amaterdam wird von hier aus durch FS unter­

richtet und gebeten, ihre StellungnAhme schnellstens den 
Judenreteraten der Dienststelle BrUssel und Paris bekannt­
zugeben. 

Als vorläufiger Termin wurde der 15.4.1942 festgelegt. End­
gUltige Festsetzung erfolgt nach abschließender :pi1hJung_ 

nahme der drei beteiligten Dienststellen. 

ZUSAmmenfassend wird festgehalten, daß die Kennzeichnung der 
Juden in den bezeichneten Westgebieten als ein 1m Rahmen der 
Endlösung der europäischen Judenf'rage zu erreichender Punkt 
gewertet werden muß. Eine Begründung - etwa in Form einer 
Präambel zu den VO - erübrigt sich daher. 

Das schließt selbstverständlich die propagandistische Vor­
bereitung nicht aus. 

Hinsichtlich der Strafbestimmllngen muß an dem Grundsatz 
festgehalten werden, formell auch eine Verurteilung zu Ge­

fängnis bzw. Geldstrafe vorzusehen. In jedem Palle muß aber 
eine Einweisung in ein Juden-KZ miSglich sein. 

Die Strafbest111!l!iilngen wären daher etwa wie folgt zu fassen: 

"Verstöße gegen die VO werden mit Gefängnis und Geld­
strafe, oder mit einer dieser Strafen geahndet. Die Ein­
WeiSl~ng in ein Juden-Lager 1st zulässig. 11 

• 
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In der Praxis wird man von einer Befassung Deutscher Ge­

richte mit solchen Fällen absehen und 1m Interesse der ab­
schreckenden Wir)amg, grundsätzlich KZ-EinweislIDg verfUgen. 
Die Errichtung von Frauen-KZ für straffä.llige Jüdinnen 1st 
anzustreben. 

Die drei Referenten werden sich über etwa auftauchende 
neue Gesichtspunkte oder UDUberbrUckbare Schwierigkeiten 
gegenseitig unterrichten. 

gez. Asche 
SS-ObersturmtUhrer 

2. Dienststelle Paris zum Verbleib. 

+ CDJC, xTJXa-49 

IV J SA 221 b 
pan/Bir , 

An die 

Außenstelle Amsterdam 
z.H. sS-Sturmbenntllhrer lages 
Amaterdam 

Betr. : Kennzeichnung der Juden 

gez. Danneclcer 
SS-HauptsturmtUhrer 

Paris, den 16.3.1942 

Vorg.: Dortiges PS Nr. 1341 vom 12.3.1941 

Am 14./15.3.1942 war der Judenreferent der Dienststelle 
BrUssel, SS-ObaraturmfUbrer Asohe in Paris. SS-Hauptstu:rm­
fUhrer Dennecker hat mit ihm folgende grundsätzliche punkte 

vereinbart : 

a) Die herauszugebende VerordImng 8011 lediglich Ton 
"Juden" sprechen. Au.nab-en nach Staat."DlehHr1&keit bzw. 
bei ~8chehen werden Dicht gemacht. 
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Dazu kann ich auch mitteilen, daß die Deutsche Botschaft 
Paris mit dieser Regelnng einverstanden ist. Selbstverständ­
lich werden eich Zugeständnisse an einigen Staaten nicht ver­
meiden lassen. Nach außen hin braucht aber hierüber nicht 
gesprochen zu werden. 

b) Einheitliche Verwendung des in Deutschland verwandten 
JudeWJternes mit der IIlBchrift "Jude" in der betr. landes­
sprache. (In Belgien zweispraohig) 

c) Strafbeze1clmllngen: 
Gefängn1 s und Geldstrafen androhen 80w1e Möglichkeit der 

KZ-Einwe1sung festlegen. 

Handhabung: 

Deutsche Gerichte werden nicht mit der Abndung von Verstößen 
befaßt. Es erfolgt in jedem Falle KZ-Einw~iSllng durch Ver­

walt\'ugsmaßDsbme. 

d) Eine besondere Begründung für die Kennzeichnung nach 

außen hin erscheint nicht erforderlich. Deutschen Dienst­
stellen gegenüber muß dieser Schritt als eine auf dem Wege 
der Gesamtlösnng der Judenfrage erforderliche Zwischen­
station gekennzeichnet werden. 

Als vorläufiger Termin wurde der 15.4.1942 festgelegt. Ich 
bitte, die dortige Stellungnahme sowie etwa auftretende 
Schwierigkeiten bzw. neue Gesichtsp1lnkte gleichzeitig auch 
der Dienststelle BrUssel bekannt zugeben. 

+ CDJC. XLIXa-49 

gez. LiachJca 
SturmbennfUhrer 



Der Militärbefehlahaber in 

Belgien und Nordfrankreich 
Mil! tärverwal tungschet' 
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o.u .• dan 16. März 1942 

All g e m • 1 D e Ubersicht 

fUr die Zeit 

vom 1. Dezember 1941 - 15. März 1942 

Maßnahmen gegen Juden. 

Im Einvernehmen mit dar Dienststelle der Sicherheitspolizei 
hat die J.l111tärvexwaltnng auch in der Ber1chtszeit weitere 
Verordnungen zur wirtschaftlichen .Einengung des Judentums 

erlassen, ohne daß die Bevölke~,ng hiervon Notiz nahm. Von 
der E1nfilhMlDg des Judensterns wurde dagegen bisher Abstand 

genommen, da anzunehmen 1st, daß hierdurch zugunsten der 
Juden eine M1tleld8bewe~Jng entsteht, der die bisher UD­
interessierte Bevölke~lng fernstand • 

• 

• 
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Protokoll der 15. Sitzung des Vorstandes 
der Vereinigung der Juden in Belgien 

(Auf Verfügung der Besatzungsmacht sm 25.11.1941 
gegrUndet ) 

Sitzung vom Donnerstag, 2). April 1942 

•••• 

9. -

An] age beigefUpj:. (An1 age 1) 

Zu allgemeinen Betrachtungen übergehend, läßt uns Herr Asche 
wissen, er mOchte nicht verpflichtet sein, zu der Feststellung 
kommen zu müseen, daß die A.J.B (Assoziation der Juden in 

Belgien) ihre Haltung des passiven Widerstandes weiterfUhrt. 
Er bemerkt, daß einer der Gnlnde zur Bildung der A.J.B. 
auf Grund der Verfügung gerade in der Trägheit zu sehen sei, 

die die Gemeinden an den Tag legen ••• 
Herr Asche bat uns den Wunsch geäußert, mit UDS regelmäßige 

Unterredungen abzuhalten und schlägt vor, s1e auf den ersten 

Donnerstag aines jeden Monats um 10 Uhr festzulegen. 

Herr Asche teilt uns m1 t, es läge in den Absichten der Be­

satzungsmächte, fUr das Judenproblem eine Allgemeinregelung 

zu Bchaffen, und daß er sich verpflichtet sieht, alle Projek­

te des Militärbefehlshabers hinsichtlich der Juden, auszu­

arbeiten. Er hofft, daß die A.J.B. die Aufgaben, die ihr an­

vertraut werden, genauestens erfUllen wird ••• 

Herr Asche hat UDS noch Plagen gestellt hinsichtlich der Ein­

schreibungen, indem er feststellte, daß ihre Zahl merklich 

unter den E1nschreibungen ins Judenregister, insbesondere 
• 

f'Ur Antwerpen, liege. Er hat uns gezeigt, daß er 1m Besitz 

einer Liste von 1 500 aus Antwerpen war, die nicht ihre Ver­
pflichtungen erf'Ullt hatten, ihre Personalausweise mit dem 

Stempel Jude - Jood versehen zu lassen. 

Herr Benedictus hat ihm geantwortet, er velmute, daß diese 
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Personen wahrscheinlich in eine andere Stadt verzogen 
",eien. 

Herr Asche bat einen detaillierten Bericht verlangt über 
die Ein'cbreibungen in Antwerpen und in der Provinz, den 
ihm Herr Holm übergeben Boll ••. 
Herr Aache fordert schließlich, sobald die endgültige Auf-
.tellung der Organisation der Komitees und der Abte111JDgen ~ 

der A.J.B. fertig sein wird, ihm eine Durcw.chr1tt dieser 
Aufstellung zu übersenden ... 

+ Ubereetzung aus dem Französischen in. Deut.che. 
Archiv des Ministeriums fUr öffentliche ae"mndbe1t •.. 

R.F·. BB 
Sicherheits-D1enat 

+ DR. DEN HAAG NR. 8924 27.4.42 2110.- ZGF. -

DRIIIGEIID SOFORT VORLEGEN. -

A) AN DEN BE~UFTRAGTEN DES CHEPS DER SICHERHEITSFOLIZEI 
U.D. 3D POER DEN BEREICH DES IIILITÄRBEPE!!TS1IABERS III 
PRAIIKREICH III PARIS •• Z. Rn. VON SS-O'STUEAP. 
K N 0 C H E N - OVIA.- PARIS •• 

B) AN DEN BE'.UPTRAGTEli DES CHEPS DER SICIlERHEITSFOLIZEI 
U.D. 8D lOER DEN BEREICH DES IIILI'lÄBBEPElUSHABERS DI BELGIEN 

UWD NORDYR'liKREICH - Z. Rn. VON SS-STUBAP. 
E H L E R S - OVIA. B R U E S S E L • _ 

BHR.: BIIIUHRUIG DES JUDDSTBRJI'S •• 
VORGAJG: OHMt •• 

ICB G!P'8B ZUR IESITJlIS, DASS BOCH II DIESER WOCBB lUCH EBT­
SPUOHCMlJBJl GESftZLICBBll UID UCHIISCHBR VORBgREITUI'G UID 
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liACH ZUSTIJAMUJIG DURCH DEli FUEHRER DIE KElmZEICIlliUNG DER lli 
DEN RESETZTEN NIEDERL. GEBIETEN SICH AUFHAlTENDEN JUDEN 
DURCH DEli JODENSTERN ERFOLGT. ICH ERINNERE DABEI AN DIE BEI 
DER LETZTEN BESPRECHUNG DER JUDENSACHBEARREITER UEBER DIE 
VOM REICHSSICHERHEITSHAUPTAMT GEGEBENE ANREGUNG, DEli JUDEN­
STERN IN DEN RESETZTEN \"lESTGEBIETEN GLEICHZEITIG EINZUFUEHREN. 

+ CDJC , XLIXa_50 

Abt. II 

Pe. 

An die 
Abt eilung I B 1 

im Hause 

B.D.S. DEli HAAG ROEII. 4 B 4 -1036/42 

i.A. GEZ. ZOEPF , SS-HSTUF. + 

Brüssel, den 7. 5. 1942. 

Betri fft : Anwendbarkeit des Dienstgradangleicherlasses 
v om 1.1.1941 - I A 1 a 79/41 - auf die Einkleidung 
von Angehörigen der Sicherheitspolizei, deren 
Aufnahme .in die S8 noch nicht erfolgt ist. 

Vorgang: Dort. Verfüg. I B 1 378/42 v. 5.5.42. 

UnterBezugDahme auf die v orbeze ichnete Verfügung wird nach­
stehend die Nachweisung Uber alle männlichen Dienststellen­
angehörigen der Abt. 11 gegeben: 

a ) S5-Angehörige: 
1. Erd man n hitz. SS_Hauptsturmfilbrer 

SS-Nr. 7577 
2. A 8 ehe Kurt, ObersturmfUhrer, SD. 

SS-Nr. 267 365, 
3. S ee c k Gerhard . SS_UntersturmfUhrer, SD, 

SS-Nr. 49 256 

• 
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4. Fra ~ k HallS. SS-Sturmscharf'Ubrer, Krim.Sekr. 
vorl.S -Ausw.Nr: 27, 8usgeat.v.d.Dienststl. Brüssel 

• 

5. K a 1 B e r Walter. SS-HauptscharfUbrer, Krim.Sekr. 
noch keIn SS-AUBW. 

6. U a 1 n z hau s e ~ Kerfi' SS-UntersturmfUhrer, 
KrIm.o:Asso, vorI. S -Ausw~r. VB 6205, ausgest. 
v.Inspekteur der Sicherheitspolizei. und des SD, 
Wiesbaden. 

B. 

SS-HauptsoharfUhrer u.Krim.O.Aas. 
11 869, Busgest.v.lnapekteur der 
und des SD, DUsseldorf. 

SS-Hauptsoharfflbrer, 
, V 12060, ausgest. 

v.Chef d.Sicherheitspolize1 und des SO, Berlin. 
9. No 1 ~ e r KArl. SS-Oberacberf., Krim.Ang., 

vorl.S -Ausweis«&r. 290, ausgest.Schutzstaffel 
Stuttgo.rt 

10. C 1 a e :y 8 Regg1e. S5_Mann tläm.SS. 

b) ---

c) Müller Hermspp. Hiltspol.Beamter u. Dolmetsch. 

gaze Erdmpnn 

SS-HauptoturmfUhrer. 

+ Persönliche Archive von Y. Steinbers 
(Liga gegen Fle1meurerei in Belgien) 

IVJ-1lA24 
Den./Ge. 

Paris, dan 15.6.1942 

Betr. , Weitere Judentrsnsporte aus :rl:'dDk ·e1ch 

1. Vermerk:: Par. Ha&8n 

Am 11. 6. 1942 fand 1m aaichoaichorhoitohauptaat - XV • 4 -
eine Beaprechl1ng statt, an der neben de. Unterzeichnete. 
(SS-Ba:uptsturmtUbrer Denneck:er) auch die Judenreterenten AU 

BrUasel URd Den Prag te11neb·.n. 
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a) Gegenstand 

Aus mili täriachen Gründen kann während des SOmmers ein 

Abschub von Juden aus Deutschland in das östliche Depor­
tatlonsgebiet nicht mehr ertolgen. 

RFSS hat daher angeordnet, daß entweder a~ dem Südosten 
(Rumänien) oder aus den besetzten Westgebieten größere Juden­
mengen dem KZ Auschwltz zwecks Arbeitsleistung überstellt 
werden. 

Grundbed1n~lng 1st, daß die Juden (beiderlei Geschlechts) 
zwischen 16 und 40 Jahre alt sind. 10 % nicht arbeitsfähige 
Juden können mitgeschickt werden. 

b) Vereinbarung 

Es wurde vereinbart, daß sus den Niederladen 15 000, aUB 
Belgien 10 000 und aUB Frankreich, einschließlicb unbesetztes 
Gebiet, insgesamt 100 000 Juden abgeschoben werden. 

Auf Vorschlag des Unterzeichneten wurde neben der Alters­
grenze festgelegt, daß der Kreis der Abzuschiebenden nur 
jene Juden umfaßt, die zum Tragen des Judensterns verpflich­
tet sind, sofern sie nicht in Mischehen leben. 

c) Tecbn1 sehe DurchfUbrung 

I. Wegen der Gestellung des Tranaportmateriala soll auf An­

weisung des RSHA durch den Unterzeichneten mit ETRA, Paria 
(Generalleutnant Kohl) Verbindung aufgenonunen werden. Dabei 
soll auch die Frage der für Belgien erforderlichen 10 Trana­
port zUge geklärt werden. Ab 1). 7. 1942 sollen die Transporte 
- wöchentlich ca. 3 - abr ollen ••• 

Refers t IV B 4 des RSHA - SS-ObersturmbannfUbrer EichmanD -
hat angeordnet, daß sich die beteiligten Referenten sm 
2. 7. 1942 erneut in Berlin zur Schlußbesprechung zu melden 
haben. (FS .-Anforde~lng wird erfolgen.) 
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2;, SS-Standarten:t'iJbrer Dr. Knochen mit 'der Bitte um 

Kenntnisnahme vorgelegt. Par. Knochen 

J. SS-oberaturmbsnntllbrer Liscbp mit der Bitte um Kennt-
n1enahme Torgelegt. 

4. ZurUck an IV J 

Par. Hagen 

+ CDJC. llVI-29 

Der ~11tärbetehlshaber in 
Belgien und Wordtl."flnJc, eich 

IUlltIirvS1W"altnngsohe:t 

Hr.381/42 g.Kdoo. 

Par. LiBOb1m 

gaze Denneoker 

SS-HauptaturmfUbrer 

O.U., den 15.Jun1 1942 

T ä t i g k e i tab e r ich t Iir. 20 

der ~ 1 1 1 t ä r ver wal tun g für die Zeit 

vom 15. ltlärz - 1. Juni 1942 

... 
Maßnahmen gegen die Juden 

In der Ausschaltung des Judentllma sus dem öffentlichen und 

wirtscbeft11chen Leben wurde mit der 
durch Verordnung des Jl111tärbefehls­

habers vom 1. Juni 1942 die letzte LUcke geschlossen. Ferner 
wurde die sloherheltspolizel1iche Übe:zwachllng der Juden durch 
die Anordnung vervollständ igt, daß sie sich während der Nacht­

zeit von 20 - 7 Uhr in ihren e 1 gen e n Wohnungen aut­
zubal ten haben. Schließlich ist durch die mit V/1rlmn g vom 

7. Juni 1942 - gleichzeitig mit dem besetzten Prunkreich -
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verordnete die Absonderung des 

Judentums auch nach außen hin sichtbar zum Ausdruck gebracht 

worden. Ebenso wie in hankreich sind zum Tragen des Juden­

sterns zunächst nur die Juden aus dem Reich und den vom 

Reich besetzten Gebieten, ferner die belgischen, französi­
schen, kroatischen, slowakischen, rumänischen und staaten­
losen Juden verpfliChtet. 

Mit den vorstehend genannten J.'1aßnahmen kann die Judengesetz­
in Belgien nunmehr als abgeschlossen betrachtet werden. 

Die Juden haben nur noch äußerst beschränkte Lebensmöglich­
kei teD. Der nächste Sehr! tt wäre nlmmehr ihre Evakuierung 

BUS Belgien, die jedoch nicht von bier aus, sondern nur 1m 

Zuge der allgemeinen Plw:mng von den zuständigen Re1chBatel­

len veren1aßt werden kann. Bis zu diesem Zeitpunkt wird die 

Lti11tärverwaltuD g dafUr sorgen, 

werden. Zur Zeit sind die ersten jüdischen Arbeitsgruppen 
zu Bauarbeiten in Nordfrankreich in Marsch gesetzt worden. 

Das Arbeitsverhältnis der Juden wurde durch Verordnung über 

die Beschäftigllng der Juden vom 1'. März und die dazu er­
gangenen AustUhrungsbest1tmDlIngen vom 8. Mai 1942 ähnlich 

wie im Re1chsgebiet einer Sonderregelung unterworfen. 

+ CDXCVI-6/CDJC 

, 
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R.li'.SS 

S1oherhe1t.-D1enot 

+ BERLIH lIUE NI! 95662 4.6.42 1545 - GR. 

AB DElI BElUl'TRAGTEli DES CREli'S DEli SIPO - U.D. SD li'UEII 
i'RAliKREICH OBD BELGTEB_DIElilSTSTETJ,E PA.RIS • 

GEREIII 

BETRlli'li'T: EVAKUIERUNG VON JUDEII AUS li'RAIIKREICH. -

BEZUG: DORT.FS.V. 30.5. 42 - ROEII. 4 J - SA 24 -

, 

DER TREllIH li'UER DIE BESPRECHUliG WURDE Al)]' DElI 11. 6. 42, 

10 UHR. BERLTN, KURFUERSTENSTRASSE 116, FESTGET.EGT. 
ICH BIT~ ZU DIESER BESPRECHuNG, AB DER AUCH SS-OSTUli'. 

ASCRE VON DER DIEllSTSTl'r.r.E BRUESSEL uRD SS-H' stur. ZOEPli' 

VOM BEF.D. SIPO U.D. SD DElI HAAG TEILNEHMEN, SS-H.STUli'. 

DAIDf.ECKER ABZUSTET,I,EN. • 

RSHA ROBII.4 B 4 nEIN A - 3233/41 KI.RDI G 

(1065 ) LA. UEZ. EIClI1IAIDI S8-0STUBAF + 

+ CDJC, XXVb-31 

Der Chef der Sicherheitspolizei 
lind des SD 

IV B 4 a - 3233/41g (1065) 

SCIllIELLBRIEF 

An das 

Auswärt 1ge Amt , 

Berlin, den 22. Juni 1942. 

z. Hd. von Hel"Zu Legationsrat RademAcher, 

Berlin 

Betrifft: Arbeitseinsatz von Juden aus Frankreich, 
Belgien und den Niederlanden. 
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Bezua . ..li'ernmündl. Besprech1mg am 20.6.42. 

Ea 1st vorgesehen, ab Mitte Juli bzw. Anfang August ds. 
Jrs. in täglich verkehrenden SonderzUgen zu je 1.000 Personen 
zunächst etwa 40.000 Juden aua dem besetzten französischen 

Gebiet, 40.000 Juden aus den Niederlanden und 10.000 Juden 
aus Belgien zum Arbeitseinsstz in das Lager Auachwitz abzu-, 
befördern. 

Der zu erfassende Personen kreis erstreckt sich zunächst 

auf arbeitsfähige Juden, soweit ale nicht in Mischehe leben 
und nicht die Staatsangehörigkeit des Britischen Empire, der 
USA, von lIex1ko, der mittel- und aUdamerilrAn1schen Fe1nd­

staaten 80..,le der neutralen und verbUndeten Staaten besitzen. 

Ich darf um gefällige Kenntnisnahme bitten und nehme an, 

daß auch seitens des Auswärtigen Amtes Bedenken gegen diese 
Maßnahmen nicht bestehen. 

+ 1IG-18J 

Im Auftrage: 

gez.: E1cb ma n n. 
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A A 

Konzept zu D III 558 g 

1. An 
das Re1chBa1cherhe1tshauptamt 

-IVB4-
z.Hd.von SS-Ober.tu:rmb'nnf'lIbrer 
Eiohma· nn 

Auf den Schnellbr1ef vom 22.v.Kta. 
- IV B 4 a - 3233/41 - (1085) -

Rot'.: LR K11Dgen1'us8 

Schnellbr1e:f1 

Gegen die geplante VerschiCDJng der angegebenen Anzphl 

von Juden aUB dem besetzten französischen Gebiet, aus den 
Niederlanden lind 8UB Belgien zum Arbeitseinsatz in das 

Lager Auschw1tz bestehen grundsätzlich keine Bedenken 
seitens des Auswärtigen Amtes. Im Hinblick auf die psycho­
logischen RUckwirkungen darf ich aber bitten, zunächst die 
staatenlosen Juden zu verschicken, um dadurch schon in 
weitgehendem Maße das Kontingent der in die Weatgeb1ete 
zugewanderten fremdländischen Juden zu erfassen, das in den 
Niederlanden allein gegen 25 000 Juden beträgt. AlU! dem 

gleichen Grunde beabsiohtigt die JJi11tärTerwaltnng in 
• 

BrUssel zunächst nur polnische, tschechieche, lU8eieohe 

und sonstige JudeJ]. auszuwähl en. 

Juden ungarischer und rumänischer StaatsAngehörigkeit 

können in die Verschio~Jng einbezogen werden; es wird je­

doch gebeten, in jedem Falle fUr eine gesonderte Sicher-
stellung der Vermögenswerte Sorge zu tragen. 

Im Auftrag 

gez. Luther 

• 

• 



- 31 -

R.1'.SS 
Sicherheits-Dienst 

+ RRUESSEL NR. 7417 7.7.42 2130 ••• WA •• -
AN DEN BEl'EHISU. DER SIPO U.D. SD, Z.HD. V. SS-H'STUl'. 
DAN N E G GER, PARTS. =gg 

BETR. EVAKUIERUNG VON JUDEN. _.- VORG. OHNE ••• 

ICH BITTE UK UNVERZUEGLIOHE MITTEILUNG, WA OB VON DORT 
AUOH JUDEN l'RANZOESISOHER STAATSANGEHOERIGKEIT EVAKUIERT 
WERDEN.-.... 

+ CDJC, XXVb-54 

IV J SA 24 
Dan/Bir , 

An die 

DIENSTSTEUE BRUESSEL GEZ. EHLERS: 
SS_STlJRMBANNFOF:HBER U. REG. RAT +++ 

Paris, den 9.7.1942 

drjngendl sofort vorlegen! 

Dienststelle BrUasel, 
z. Hd. sS-Sturmbannfflhrer Ehlera, 

B r U S Bel 

Betr.: Evakuierung von Juden. 
Vorg.: DOl·tiges 1'S Nr. 7417 vom 7.7.1942. 

Vorläufig werden, einer Vereinbarung mit der französischen 
Regle~lng gemäß, lediglich staatenlose Juden, vor allem ehe­
mals polnischer, tschechoslowakischer und russischer Staats­
angehörigkeit abgeschoben. Unter diesen Bed1D~JngeD werden 
auch aUB dem unbesetzten Frankreich mehrere 1000 Juden ab­
gefahren. 

Bei den bisher vom besetzten C..abiat aus durchgetuhrten 
5 Transporten, die teilweise als Stlhnemaßnahme gegen die 
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Judenscbatt durchgetuhrt wurden, waren auch zahlreiche 
Juden französischer StaatssngebHrigkait dabele 

Als zweite Pbaae tur den gegenwärtig An) aufenden Groß­

absohub von Juden aus FIAnkre1ch ist beabsichtigt, von der 
französisohen Regle~Jng die Entnatura11s1e~,ng der naoh dem 
Weltkriege hereingekommenen Juden zu verlangen, damit auch 
deren Abtranaport ertolgen könnte. 

+ CDJC. XIVb-36 

I.A .. 
gaze Dsnneoker 
SS-HauptstuzmfUbrer 

Telegramm 

(G.-Schreiber) 

BrUssel, Dienststelle des A.A., den 9. Juli 1942 
Ankunft: " " " 1942 -

Nr. 602 v. 9. 7. Auf Nr. 768 +) v. 29. 6. 

LUli tärverwal tung beabsichtigt, gewf1nechten Abtre.naport 

von 10.000 Juden durchzuf'Uhren. M11itärvernaltnngschef' ge­
genwärtig 1m Hauptquartier, um Angelegenheit mit Reichs­
f'Uhrer 55 zu erörtern. Bedenken gegen !.1aßnsbmp könnten sich 
einmal daraus ergeben, daß Verständnis für Judentrage hier 
noch nicht Behr verbreitet und Juden belgischer Staatsange­
hörigkeit in Bevölke~Jng als Belgier angesehen werden. ~ß­
nabme könnte daher als Beginn allgemeiner Zwangsverschickun­
gen ausgelegt werden. Auf der anderen Seite sind Juden weit­
gehend in hiesigem Wirtscbaftaprozeß eingegliedert, 80 daß 
Schwierigkeiten auf Arbeitsmarkt befürchtet werden könnten. 
Jjil::' tärverwal tung glaubt jedoch, Bedenken zurückstellen zu 
können wenn Versch1c~lng bel gi scher Juden vermieden wird. 
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Es werden daher zunächst polnische, tscheohische, russi­
sche und sonstige Juden ausgewählt werden, womit das Soll 
theoretisch erreicht werden könnte. Praktische Schwierig­
keiten sind insofern zu entarten, als durch Bekalintwerden 

beginnender Abschiebungen aus Frankreich und Holland im 

hiesigen Judentum schon gewisse Unruhe entstanden 1st und 
daher Juden versuchen werden, sich Zugriff zu entziehen. 
Für Zwangsmaßnahmen aber reichen vorhandene Polize1~te 
nicht aus. Weiterer Bericht folgt. 

+ CDJC, CXXVlla-8 

Der Reichsminister 
fUr die besetzten Ostgeb1eta 

Einsatzstab Westen 
E1naatzleitnng Belgien. 

Bargen. 

Antwerpen, den 22.Juli 1942. 
MA-Go 

Aktenvermerk 

Betreff: li-Aktion 
Besprechung am 13. Juli 1942, - 16 Uhr 
Anwesend: KVR Dr. P10bier vom K11.Bef.Belgien 

und Nordfrankre1ch 
Stubaf.ThOm8S SD Brüsselj Dr. Clas.en, BrUsaeler 
Treuhandgesellsohaftj Hauptmann Wiesuer, Quartier­
amt llrUssel (Gere du Nord) 

Einleitend berichtete bei der oben näher bezeichneten Be­
sprecbung Dr. Piohier, daß auf' Stichtags 4. Augu.a:t 1942 
1m. Einvernehmen mit dem Leiter des DS vorerst 10.000 Juden 
nicht Belgischer Staatsangehörigkeit (ehem. österreiohi8oher, 
taoheohischer, litauischer, lettisoher, russischer, norwe­
gisoher, fran~ijaisoher, griechisoher. jugoslavischer Staats­
Angehörigkeit und staatenlos) ZuDl AbtraDsport kommen. Aut 
maine J'xage hin8ichtlioh dar Versohonung der Juden Belgi­
soher Staatsangehörigkeit erklärte mir Dr.P1chier .1e auoh 
Stubet. Thozs

8 vom 3D, daß Ton den derzeit in Belgien leben-
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den rd.. 50.000 Juden nur ungefähr 10 pr. die Belg1sche 
Staatsangehörigkeit besäßen, 00 daß d~h diese bevorstehen­
de Aktion bereits der Großteil der hier lebenden Juden er­
faßt werde. Die zum Arbeits8insatz ins Reich einberufenen 
Juden werden ab 4.8.1942 - täglich rd. JOO _ 1m Aurtanglager 
in Jl.echelen eintreffen und haben dort den Weitertl"ADSport 
nach dem Reich abzuwarten. Auf die rd.. 10.000 Juden des 
ersten Transports entfallen nach vorsichtiger Scbätz1mg unge_ 
fähr 2.500 Judenwohnungen, die als erstes vom SD versiegelt 
und auf diesen interessierenden Material untersucht werden. 
Die WohnungaschlUssel werden in Pap1el."säcken verpackt und 

fallweise dem Quart1e~t BrUssel, soweit es BrUssel selbst 
betrifft, und von diesem UDS zur Verrügung gestellt. Die 
zur VerfUgungsteIlung der SchlUsseI bedeutet gleichzeitig 
automatisch die beigabe der betreffenden Wohnung durch das 
Quartieramt BrUa •• l. 

Daß die Judenwohnungen in BrUssel erst dem dortigen Quartie~ 
amt angeboten werden müssen, ist auf eine besprechende Ver­

fügung des Militär.Bef. General von Falkenhausen, zurUckzu­
fUbren, nach der Offiziere und !.teDDschaften nicht mehr in 

Wohnungen mit Belgier zusammen Wltergebracht werden dürfen. 

In Antwerpen wird die Angelegenheit in den nächsten Tagen ge­

sond,rt besprochen. .PUr das Ubrige Gebiet werden die WohnuDgs_ 
schlUssel automatisch une zur Verfügung gestellt uDd die 

WOhnungen dam1 t tur den Abt.rwnsport freigegeben. In allen 

Fällen, wird sowohl die Dienststelle RlU'dbO. E1naatzleitllng 

Belgien, wie auch das Quartieramt BrUssel , von der erfolgten 
Sicherstel!llDg der betreffenden WOhnung durch Formularbesche1d 

in Kenntnis gesetzt. l4it einem Ausräumen der Woh:cmngen durch 
UD8 wird wohl erst in der 2. mu f'te bewz. geeen Ende A~t 
1942 gerechnet werden können. 
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Abschließend verlangt. Dr. P1chier, daß gemäß den Forde­
rungen des Re1chBt1nanzm1n1sterinms für die von uns be­
schlagnahmten lWbel eine Quittung mit eingesetztem Taxwert 
(SOhätzung durch lWbels&chverständige) dem r.u.l.Bet. ausge­
händigt werden mUßte. Ich mußte dieser Forde~)ng meine Zu­
st1ngnung versagen, worauf' Andererseits Dr. P10hiar un­
nachgiebig au:t' die Erfüllung dieser Forderung bestand. 
Ich versprach, mit den zU8tändigen Stellen im RKtdbO. 
Berlin, FiJblnng aufzunehmen, um eine entspreohende Klärung 
der Angelegenheit herbe1zu!Ubren. 

(llador) 

E1naatzleiter · Belgien 

+ Un1~.d Restitution Or8BD1zat1on, K.Aktion: ~ftnkie1ch, 
Belgien, Holland lmd Luxembourg 1940-1944, S. 81 

, 
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R.F. SS 

Sicherheits-Dienst 

DR BERLIN NUE RE 137211 1.8.42 1710. GR. 

AN DEN BEAUFTR.D.CH.D. SIPO U.D. SD PUJ;!! BELGIElI ID/D 

NORDPRAlIKREICH - Z. HDN.SS-STUBAF. DR. EHMRS O.V.I.A. 
BRUESSEL - 11ACIIRICHTLICH -
A) DEhl BEF.D. SIPO U.D. SD DEN H A A G _ 
B) DEM BEF.D. SIPO U.D. SD PARIS. 

- GEHEn! -

BETRH'FT: ABUFCERDERUNG VON JUDD AUS BELGIEN.-

BEZUG: FERNl!UEllDLICHE BESPRECHUNG IIlT SS-OSTUF. BURGER 
(Z.ZT. BRUESSEL) AM 30.7. 42 -

AUS GEGEBENER VERA!1LASSUliG WEISE ICH DARAUP Hm, DASS IIIT 

DEN JUDENTRANSPORTEN NACH AUSCHUTZ l1UR STAATENLOSE JUDEN 
A BBEFCERDERT WERDEN DUERPEN. _ 

WIE SS-O. STUF. BURGER Al! JO. 7. 42 FEBNIiUElIDLICH IIlTTEILTE 
BESITZElI DIE PUER DIE ABSCHIEBUNG VORGESEHENEN JUDEN IN 
BELGIEN ZUM GROESSTEN TEIL DIE NIEDERLAENDISCHE BEZW. 

FRANZOESISCHE STAATSANGEHOERIGKEIT. DA IN DEN BESETZTEN 

NIEDERLAliIIDISOHEN GEBIETEN IDID IN FRANKREICH DIE FRAGE DER 
STAATENLOSERXLAERUNG DER JUDEN NIEDERLAEIIDISCHER BEZW. 

FRANZOESISCHER STAATSANGEHOERIGKEIT NOCH NICHT GEREGELT IST, 
BITTE ICH VON DORT IIIT DEN BEPl<HI,sHABER DER SllO U.D. SD IN 

DEN HAAG IDID IN PARIS HINSICHTLICH DER BEHANDLUNG DER IN 
• 

BELGIEN BEFINDLICHEN JUDEII AUS DElI BESETZTEN IIIEDERI.AEI/OI-
SCHEN GEBIETEII BEZW. AUS FRANKEEICH VERBINDUNG AUFZUIIßIIIV!N 
IDID DIESE l'I!AGE ZU KU EREN. 

- lTEBEB DAS ERGEBNIS BITTE ICH IIlR UlIGEHEND ZU BERICHTEN. -

.RSHA ROBII.4 B 4 KToEIN .I 32J3/41 G (1085) 
I.A. GEZ. EICßVANN SS-OSTUBAF. 

+ CDJC, XXVb-lll 
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Ä b s c h r i f t 

Der Beauttragte des Chefs der BrUaael, den '.8.42 
Sicherheitspolizei lind des sn für den 
Bereich des Militärbefehlshabers in 
Belgien lind Nord1'rankreich, BrUssel 

- II C -

An das 
'#ehrmachtuntersuch1lDgsgefängn1 s 
- Standortarrestanstalt -

B r U •• e 1 - st. G111 ••• 

Bltr.: Dort einsitzende Juden. 
VorB.: Pestnahmeanzeigen vom 25.7.42 

Ich bitte, die dort einsitzenden nach8tehend autgerUhrten 
Juden zu entlassen und dem Transporteur - Jtr1w1.'l_S.kretllr 

• 

lrank - zu übergeben. 

1. Fr e und, Bara, gebe 14.'1.11 in Ascheffenbur&, 
wohnhaft in Amsterdam, 

2. S a 10m 0 n s, JAnny, geb.28.11.22 in ß14nkturt 
alM., wohnhaft in Aaelo/Holl. 

J. Re iss, Herta, Paula, seb.11.11.99 in Berlin, 
wohnhaft,in Amsterdam, 

4. H 0 r 0 w i t z, VSxjm1lian, ,eb.4.6.1a in Tar.Ropol, 
wohnhaft in Brüssel, 

5. Bi r k e n f eId • . Honnl. gebe 15.1.15 in Lub11n1tz, 
wohnhaft in BrUssel, 

6. M ich a 1 0 w i t z , 
wohnhaft in Antwerpen, 

Abraham, geb.16.6.99 in Lodz, 

7. Sc h war z. JOB.ph, gebe 1.6.20 in Krefeld, 
wohnhaft in BrUsBel, 

8. R e 1 • s, Le1ba, g.b. 2.7.95 in GraboDitz, 
wohnhaft, in Amsterdam, 

• 

9. GoI den b 1 a t, La.ar, eeb . 22.11.94 in Chereon, 
wohnheft, in Ampterdew, 

• 
10. Re i 8 S , vanfred, ,eb. 12.12.25 in Berl1n 

wohnMft in Amsterdam. 

sez. Unterschritt 
SS-Obersturmtubrer. 
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+ Dieses Dokument. in dem Asche, elnziaer SS-Obersturm­
führer in der Abt. 11 C (a. Dokument voa 1.5.1942), 
tordert. man liefere ih. 10 Juden, befindet .iob in den 
Archiven deli )(jn1.teriIl1l8 für ijff'entliche Gesundheit 
und ""mi 11. (Do •• ier SCHliARZ Joseph). Alle Personen .ur 
die. er Liste, mit Ausnahme Nr. 4 Herr Horowitz, sind 
mit de .. Transport Nr. Ir vom 11. August 1942 doportiert 
worden. (Die Liste d1.8ea Transportes und aller anderer 
befinden sich in den gleichen Archiven.) Kein. dieser 
Personen 1st aua Auachw1tz zurückgekehrt • 

• 

4. Auguat 1942 
998 Deportierte darunter 140 Kinder (unter 16 Jahre) 
7 Uborleb.ndo 

+ (Offizielle Statiatiken des Miniaterium. für öffentliche 
Ge.1lDdheit und )' •• 1118 TOD Bel&1en - 1979 
(V1n1stire da 1a sente Publlque et de 1a la-11e) 

Dor KilitKrbefohlahabor 
in Belgien lind llordtrankreich 

- Kill tlirTerwal tungaob..t -
B.d.8. Abt. II 

BrUa.el, den 8. Aug. 1942 

Zuge.tellt durch di. 
Judenvereinigung 

A r b • 1 t • e 1 n 8 atz b er. h 1 Hr. 5687 

Herrn!Prau/Fzäuloin 
...................... ~~ ... ~. ~. ~. ~. ~.: .. ,~~:.!? (~(~~ ........ . 

A H T WER FEH, Wolr.tr. 32 
•••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

Mit sofortig.r Wir~lng gelangen Si. zum Arbeitseinaatz. 
Sie haben sioh daber 
Am Kittw •• k,. d.n.l?iß .•••. 1942 bio l?.v.br in d.m Somm.l­
lager K e 0 hel n ~Do88in-Kaa.rn .. , :L1.rach •• t ••••• , • 
• inzut1 nd.n. 

• 
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Die Abreise 1st 80 frühzeitig anzutreten, daß ein recht­
zeitiges Eintreffen unter allen Umständen gewährleistet 1st. 

An AusrüBtllngsgegenständen sind mitzubringen: 

1.) Verptle~lng für 14 Tage (nur nichtverderbliche Lebens­
mittel wie HUlaentrUchte, Graupen, Haferflocken, Uehl, 
Konserven UBW.) 

2.) 1 Paar derbe Arbeitaatietel, 2 Paar Socken, 2 Hemden, 
2 Unterhosen, 1 Arbeitsanzug bezw. Kleid, 2 Wolldecken, 
2 Garnituren Bettaeug, Eßnapt, Tr1nkbecher, 1 ~ttel, 
1 Pullover. 

,3.) Lebensmittel und Kleiderkarten, Identitätskarte und 
sonstige Ausweispapiere. 

Im übrigen baben Sie den Anweisungen des Beauftragten der 
Vereinigung der Juden in Belgien unbed1ngt Folge zu leisten. 

Es wird Ihnen ausdrücklich untersagt, bei irgendwelchen 
deutschen oder belgischen Behörden oder Einzelpersonen Ein­
spruch gegen diesen Befehl zu erheben. Etwaige Einwendungen 
können 1m Sammellager vorgebracht werden. Falls Sie sich 1m 

Semmellager nicht zu dem vorgeschriebenen Zeitpunkt melden, 
erfolgt Ihre Festnahme und Versendung in ein Konzentrations­
lager nach Deutschland und die Einziehung Ihres gesamten Ver­
JIlÖgena. 

Diess Aufforde~,ng ist beim Eintreffen 1m Sammellager 
abzugeben. 

Im Auftrage: 
gez. Ehlers 

+ Diesee Formular, das die Nummer n° 5687 bat, trägt 
die Unterschritt von Ehlers, der Lea Warth, 16 Jahre, 
fUr den 12. August 1942 in die Kaserne Dossin in 
Kecheln bestellt. Lea Warth wurde deportiert am. 25. 
August 1942. - Sie 1st in Auschwitz umgekommen. 
Archiv deI Ministeriums fUr öffentliche Gesundheit ••• 
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Den 10. August 1942 
I>la/GO. 

Aktenvermerk 

Betreff: K-Aktion-Erlaßentwurf. 
Bezug: Besprechung mit KVR Dr. Heym am 8.6.1942, 

Zeit: 12 Uhr )0. 

Bei der oben näher bezeichneten Besprechung bat ich KVR. 
Dr. Haym um nunmehrige beschleunigte Herausgabe des Erlasses, 
damit ioh endlich für die bevorstehende Aktion bei den 
einzelnen Dienststellen entsprechend legitimiert bin. 

KVR. Dr. Heym erklärte t daß er selbst an einer beachlenn1 g­

ten Herausgabe des Erlasses interessiert sei. In Bezug auf 
die lautende AktiOD (Evakuie~,ng der ersten 10.000 Juden) 
meint Dr. Heym, daß von einer AUSräUlDuDg der Wohnung aus 
optischen G~lnden 80 lange abgesehen werden muß, bis die 
Evakuierungamaßnabmen abgeschlossen seien. Es bestUnde sonst 
die Getahr, daß die Juden den Einberufungen nicht i'elge 

leisten und sich allenfalls Gewal tmaßnsbmen durch Flucht 
entziehen wUrden. Die \lohnungen könnten jedooh selbstver­
ständlich von lIDS erfaßt t WohnnngabetllDde aufgenommen und 
versiegelt werden. 

(J.lader) 

E1neatzleiter Belgien 

+ Un1t.d Restitution Organisation, 
K. Aktion - S. 84 



- 41 -

11. August 1942 
999 Deportierte darunter 141 K1 n der 
3 Uberlebende • 

--------------------------------
15. August 1942 
1 000 Doportierte darunter 172 Kinder 
5 Vb.rIebende 
--------------------------------
18. August 1942 
998 Deportierte darunter 287 Kinder 
Kein überlebender 
--------------------------------

25. August 1942 
1000 Deportierte darunter 232 Kinder 
26 tJberlebende 

-------------- - -----------------

29. August 

1 000 Deportierte darunter 179 Kinder 
34 tJberlebende 
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Paris. d,en 1. September 1942 

Betr. : Ta~)n& beim Re1chBa1oherhe1tsbauptamt am 
28. 8. 1942 Uber Judenfragon 

1. Vermerk:; 

Am 28. 8. 1942 ~and 1m D1enstgabäuda des Re~arat.s IV B 4 
des RSHA. Berlin eine ArbeitstaguDg über Judenfragen statt, 
an dIr in Vertretung von SS-OberaturmtUhrer Böthke der 

Unterzeichnet. teilnebm • 

Der Inhalt der Vormittagsbeaprechl1ng bestand in der Ent­
gegennebm• von Berichten über den Stand d •• Judenproblems , 

insbesondere Jud.nevaku1e~)Dg in den be.etzten ausländischen 
Staaten, durch die Referenten dieser Staaten. SS-OberatU2u' 
bennt llhrer Eichmann gab im Laute der Besprechung bekannt, 
daß das gegenwärtige Evakuie~Jng8progx·mm (Abschub der 
ataatenlosen Juden) bis Ende dieses Kalenderv1erteljehrea 
b.endet se1n Ball. Als Endterm1n für den Abschub der Ubrigen 
Ausländiaohen Juden 1at Ende Juni 1943 vorgesehen. SS-Ober­
aturmbannfUhrer E1chmenn wies darauf h1n, daß der Abachub 
in den nächsten Monaten mögliohst in verstärktem Maße durch­
zutUhren ist, da die Reichsbahn voraussichtlich in den Mo­
naten November, Dezember und Januar keine Transportmittel 
zur Verfügung stellen kann. 

+ CDJC. XXVb-147 

, 
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1. September 1942 

1000 Deportierte darunter 344 Kinder 

15 tlborlebende 

-------------------------------

8. September 1942 

1 000 Deportierte darunter 238 Kinder 
34 tlberlebende 

-------------------------------

12. September 1942 

1 000 Deportierte darunter 226 Kinder 
29 tlborlebende 

-------------------------------

15. September 1942 

1 048 Deportierte ·darunter 264 Kinder 
11 Überlebende 

• 
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Der KilitärbetehlBhaber in 
Belgien und NordtI'8llk:reioh 

JUlitärverwaltuDgachef' 

o.u .• den 15.Septembor 42 

Ur.441/42 S.KdQB. 

TätigkeitBbericht Ur. 21 

der K i 1 1 t ä r ver wal tun g tUr die Zeit 

vom 1. Jl!p1 - 1. September 1942 

••• 
6. Uaßnahmen gegen die Juden. 

Naoh einer Weisung deil RelchsfUhrers S5 wurde am 1 .. 8.42 mit 

dem begoDDen. Die 
Aktion wurde znnächat als Arbeltse1nsatzmeAnebme durchge­

fUhrt und eratreckte sich daher vor allem aur arbeitae1n­

sstztöb1 ge Juden lind JUdlnnen. Erst auf' Grund späterer Wei­
sungen des ReichBslcherhel tshauptamtss erhielt sle den Charak­

ter einer allgemeinen Evakuie~,ng der Juden, 80 daß daher in 
letzter Zeit auch nicht vollarbeltatäh1 ge Juden abtranspor­
tiert werden. Staatsangehörige des britischen Reiches, der 
amerikanisohen und neutralen Staa teD .I!Iowle Italiens alOO, 

• 

ebenso wie die etwa 4000 belg1schen Juden und die ungefähr 
500 französischen Juden 1m Bereich der OFK LilIe von diesen 
Maßnahmen ausgenommen. Sie werden der 01' fUr Bauerbe1ten, vor 
allem in Nordfrankreich. zur Verfügung gestellt. Bisher sipd 

Unter den Juden rief diese Aktion naturgemäß eine erhebliohe 
Panik hervor. Viele versuchten ins unbesetzte Fztinkreioh ZU 

• 

entkommen, wurden aber zum größten Teil durch die Grenzwaohen 
und franZÖSischen Polizei behörden festgenommen. Andere be­
mühten sich durch Heirat oder Option noch rasch die belgiacbe 
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Staatsengehörigkeit zu erwerben. Diese Bestrebungen eind 
jedoch 1W8onat, da solche Heiraten h1nsiohtlich d •• Ar­

beitae1nsatzea stillschweigend als ungültig behandelt 
werden. Ob.rdies sind Optionen TOD Juden BchOD Tor IlDgerer 
Zeit von der Zustimmung der 1l111tärTerwaltnng abhMng1g 

gemacht wOrden. In der belgl.chen Öffentliohkeit erregte 
d1e Aktion kein allzu großes Auf.ehen, da die Juden hier 
nur eine gerin8:e Rolle spielten nnd zu 9/10 Em1 granten 
und sonstige Ausländ er waren. Vertreter des Belgiachen 
Just1Z111niater1nms und sonstige belg1sche Stellen betonten 
1mmer wieder, daß sie sich nur für die beIg1echen Juden 
einsetzen wollen. 

+ CDJ.C, CDICVI-6 

1.1. J. 28.Sopt.1942 
(D) 

DienatsteIle des 
Auawirt1gen Amtes 

BRUSSEL 

Kr. 1987/42/g 

Im Ansohluß an den Bericht 
1020/D 111 644 1b/42G 676 gib. 

• 

BrUs •• l, den 24. September 
1942 

Die bi. zua 15. Septeaber vorge.ehene Ab.chiebung von 
10.000 hier aDlilässigen staatenlosen Juden i8t durchgefUhrt. 

Nachdem zu Anfang der Aktion die Juden sich auf den 
Arbeitse1nsatzbefehl hin meist gestellt hatten, mußte im 
weiteren Verlauf derselben zu Razzien und Einzelfeatnshmen 
geschritten werden, da den Gestellungsbefehlen in zahl­
reichen Fällen nicht mehr Folge geleistet wurde. Viele der 
in hage kommenden Juden haben ihre Wohnungen verlassen und 
versuchen, bei arischen Belgiern ein Unterkommen zu finden. 
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Diese Bemühungen werden von einem beträchtliohen Teil 
der belgiachen Bevölke~lDg unterstUtzt. Weitere Schwierig­
keiten ergeben lieh aus der TatsAche, daß sehr viele Juden 
1m Besitze falscher belgiacher Identitätskarten sind. 
Dieaer Umstand erleichtert auch die illegale Abwande~Jng 
in das besetzte und unbesetzte F':t'snkrelch. 

Die Ablebi.bIlDs.aktion pinnt jedoch trotz der obenge­
nsnnten Scbwierl&keiten ihren FortgMng. Bis Ende Oktober 
hofft die hiesige Sicherheltapollzai im ganzen etwa 20.000 
der in Frage xo_euen '.noun abtren @portleren zu können. 

Weiterer Bericht darr vorbehalten bleiben. 

gez. Bargen 

An 
da. AUlwärtige Amt 
llerlin 

+ NG-5219 

Kilitärbefehl.haber in 
Beli1en und Nord~~ich 

1I.ilitärverwaltnngachef' 
Gruppe polit./pol. TGll.NO 605/12 geh. 

Ia Polde. deR 25. 9. 1942 
Geheim 

Oberfeldkoaaandantur 572 
llilitJirverwaltungschef 
Tgll Nr. 418/42 g. 

An die }'eldkommandanturen und OberfeldkotDJhendanturen 
- ~litärverwaltun&8chef8 - 1m Kommandobereich 

Betreff: Evakuierung der Juden. 
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llach dem bisher erfolgten Arbeitse1ns8tz von 10.000 Juden 

in den Ostgebieten wird jetzt die völlige Evaku1'~'Dg der 
Juden aus dem Kommendobereich durchgefUhrt. Es bend.lt 
sich vorläufig nur um d1e norwegischen, kroatischen, slowa­
kischen, ehemals deutschen, polnischen, tschechoslowakischen 
ö.terre1chischen, luxemburgischen, estnischen, lettisohen, 
11 tauischen aowie um die staatenlosen Juden, die in Belgien 
lebenden französischen Juden und die in Nordtrankre1oh leben­
den belg1schen Juden. Ausgenommen sind die Juden, die eine 
Mischehe eingegangen oder vom Tragen des Davidsterns befreit 
sind. Außerdem 1at darauf zu achten, daß Familien nicht ge­
trennt werden und 80 wenig wie möglich Autmerksamkei t er­
weokt wird.. 

Diese Aktion, die wahrscheinlich bis Ende Oktober dauert, 
wird von der Sicherheitspolizei durchgeführt. Wir bitten Sie, 
ihr bei Evakuierungsmaßnahmen großen Ausmaßes möglichst Poli­
zeieinsatzkrätte zur Verfügung zu stellen. Die Inanspruch_ 
nahme der belgischen Polizei ist zu unterlassen. Die Juden 
werden zuerst im Lager Malines gesAmmelt, von wo aua dann 
ihr Abtransport erfolgt. 

Es ist darauf zu achten, daß die Juden, die einer Bescbäf­
tigung nachgehen, auch mit ihren Familien abtransportiert 
werden. Die in Nordfrankre1ch in der Organisation Todt zur 
Arbeit eingesetzten Juden werden in ei nigen Wochen zur Ver­
fUgung gestellt, soferh sie gegenwärtig unter die Evakuierung 
fallen. Für die noch in der RUstnngsindustrie beschäftigten 
Juden ergehen noch Weisungen. 

Und schließlich ist, besonders in Ubere1n~,nft mit der 
Sicherheitspolizei, die illegale Auswanderung der Juden zu 
überwachen, die in letztel' Zeit zugenommen hat. Es ist zu 
verhindern, daß d1e Juden 1llegal die vier großen Städte ver­
lassen, indem sie ihren gelben Stern abnehmen und sich auf 
dem lAnde oder in kleinen Ortschaften niederlassen. 

• 
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Die S1cherhe1tapo11ze1d1enststelle hat den Befehl er­
halten, die Aktion 80 du.rchzufUhren, daß e1e 80 wenig wie 
möglich die Aufmerksamkeit der Ött'ent11chkeit erregt und bei 
der Bevölke~lng keine Sympathien tUr die Juden erweckt. 

PUr den Militärbetehlshaber in 
Belgien lind Nordfrankre1ch 
Der lU11tärverwaltungsche.f 

gezei chnet: REEDER 

+ Dieses DO~Jment befindet sich in den Archiven des CDJC 
nur in seiner f'nlDzöa18chen Übersetzung. Wir veröffent­
lichen den französischen Taxi zusammen mit einer deutschen 
Uberaetzllng. Die authentische deut.ehe Fassung wird ' 
zweifello8 1m Laufe des Prozessea Teräftentlicht werden, 
denn s1e 1st 1m Prozeß von FalkenhaUBen verwendet worden. 
(CDJC-CDX!.VI-32) 

26. September 1942 

1 742 Deportierte darunter 523 Ki nder 
)0 Überlebende 

----- - ----------- - --------------
10. Oktober 1942 

999 Deportierte darunter 281 Kinder 
28 Uberlebende 

-- - --- - -- - ------------- - --------
10. Oktober 1942 

615 Deport i erte darunter 215 Kinder 
26 Überlebende 



• 
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~ R OTOKOLL 

der 48 . Sitzung des Vorstandes der 
Vereini~'ng der Juden in Belgien 

- Sitzung vom Montag, 26. Oktober 1942 -

5. - Besuch der Herren NOZYCE Wld BERLIU beim ::iicher­

hei tsdienat 

Der Bericht über den Besuch dieser Herren beim Sicher­
heited.ienst am 23. Oktober 1942 1st verlesen wOl-den. 

Das lager von lJalines ,'tird ein Arbeitslager und andere 

Arbeitslager werden zur gleichen Zeit oingerichtet werden, 
in denen die Juden entsprechend ihren l~ähigkeiten für \/ehr­
macht sauf träge zu arbei ten haben. Herr A. in:f'ormiert une 

anschließend, daß der Transport heute abend nach Deutsch-
. land der letzte sein wird. Alle anderen Internierten in 

llalines werden bis zum näobs ten }t'rUhl ing bleiben und werden 

dann evakuiert. Die Evakuation betrifft alle Juden, die sich 
in Belgien befinden und keiner von diesen wird ins land 
zurückkehren ••• 
Wir übermitteln eine neue Liste des Kinderheims Wesembeek­
Ophem, diese, so sohe int es, gibt noch nicht genügend 
Einzelheiten an ••• 
Herr A. gibt sein Einverständnis hins iohtlich der Kündigllng 
von Doktor S. Ul1menn. Er bi ttet jedoch, daß an dessen Stelle 
eine Person benannt wird, die in der Lage ist, die Interessen 
der A.J.B. in geordneter und energischer Weise wahrzunehmen ••• 

+ Ubersetzung aus dem Flanzösischen ins Deutsche 
Archiv des Llin1ster1uma für öffentliche Gesundheit ••• 

• 
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24. Oktober 1942 

995 Deportiert e darunter 250 Kinder 
15 iJberlebende 

- ---- - - -- -- - --------------------
24. Oktob~ 1942 

476 Deportier te darunter 71 Kinder 
26 Uberlebende 

13. 

P RO TOKO L L 

der 49 . Sitzung des Vorstandes der 
Vereinigung der Juden in Belgi en 

- Sitz1lng vom Donneratag, 29. Okt. 1942 -

Sicherhe i t sd1enst. 
Es wird der Beri cht dieser Unterredung TerIaaen. 
Herr Nozyce fUgt hinzu , daß ihm ebenfalls bestätigt 
wurde, daß Vor kehrungen zum Schutz der Inhaber von 
weißen und rosa Karten getroffen worden s i nd. 

Aus dem v.g. Bericht: 
•• • Herr Asche er~lnd1gt sich h1ns i chtlich des derzeitigen 
WobnBi tz8s von Herrn J. Mehlwurm; wir antwort en ibm, daß wir 
s e ine Anschrift nicht kennen. Wir sind 1 nformiert , daß Herr 
J. Mehlwurm sowie Herr Doktor Spitz von der Pol i zei gesucht 
werden ••• 

I Wir erfahren darauf, daß entgegen der 11D8 zuvor gemachten 
Angaben, ein neues Kont i ngent wahrschei nlich nächsten Sematag 
v on lIal inee in Richtung Deutschland abfahren wird. Aller 

• 
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Wahrschei nlichkeit nach wird das der letzte Transport 
sein ... 
Als Folge der Annahme der KUndiS'mg von Doktor S. UIJmenn 

bittet Herr Ascbe, daß wir neue Vorsohläge bezüglich des 
freien Postens machen. Herr Asche bemerkt, daß er der 
Prage, ob der neue Präsident Belgier oder Ausländer sel, 
wenig Bedeutung be1m1Bt. Es bedeute ihm wesentlioh mehr, 
daß dieser von Größe sel ••• 

+ Ubersetznng vom Fl"anzöslachen ins Deutsche 
Archiv des Ministeriums f'Ur öffentliohe Gesundheit ••• 

Der Militärbetohl.habor in BrUs.ol, den 27.0kt.1942 
Belgien und Nordtrankreicb / 
_ J4illtärverwaltungschef' _ Dr.Br. Ho. 
Gruppe: pol Az.: 0118 Nr. 415/42 geh. 

Geheim 
An di. 
Oberteld- und FeldkoDl!Mndanturen (V.nr~Che:t). 

Betr.: Verfahren bei Verschiclamg in das Reich und bei 

Deportation in d1e Ostgeblete. 
Di •••• Sphr.iben vom 21.7.42 pol Az: 0118 

Zur Vermeidung von MißverständniSSen wird darauf hingewiesen, 
daß ein Unterschied zwi8chen Deportationen nach dem Osten 
und der Verbr1ngung von Häftlingen in ein KZ. 1m Reich zu 
machen 1st. 

Bei der Verschickung von Häftlingen in ein KZ. wird bei dem 

Rlichssioherhe1tsbauptamt ein Schutzbettbefehl elw1rlct. PUr 
die DurchtUbnlDg gelten die in dem o.a. Schreiben pmeohten 
AusfUbnmgen. 
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Die Deportation nach dem Osten 1st eine andersgeartete und 
schärfere ~ßnBbme als die gewöhnliche Ver8ch1c~,ng in ein 

Konzentrationslager. Um ihre DurchfUhMmg 1st die Dienst­
stelle BrUssel der Sicherheitspolizei und des SD zu er­
suchen. Die Verhän~,ng der Scbutzheft 1st in diesem Falle 
nicht erforderlich. Die Art der DurohfUbrung der Deportation 
wird der anordnenden Stelle mitgeteilt, ist aber 1m Ubrigen 
geheim zu halten. 

Es wird gebeten, auf den Unterschied zwischen der Verbrin~IDg 
in ein Konzentrationslager und einer Deportation in die Oat­
gebiete zu achten; eine VerBch1c~'Dg in das Reich 1st auf 
keinen Fall als Deportation zu bezeichnen. 

, 

+ CDJC. CD1CVI-3 

31. Oktober 1942 

Für den ~11tärb.fehl8baber in 
Belgien und 5ordtrenkre1ch 
Der Militirverwaltllng8che.r 

Im Auftrag: 

gez.: F r 0 1 t z h e 1 m 

822 Deportierte darunter 50 K1nder 
50 Uborlabende 

--------------------------------
31. Oktober 1942 

874 Deportierte darunter 87 Kinder 
35 Uberlebende 

, 
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.P ROT 0 K 0 L L 
der 53. Sitzung des Vorstandes der 
Vereinigung der Juden in Belgien 

- Sitzung vom Donnerstag, 19. Nov.1942 -

Asche vom 10. und 14. !love 1942 . 

Am 10.11.1942 sind die Herren Lieyer und Rosenfeld ZU S5-0ber­
aturmfllbrer Asche gegangen, einer Einladllng von d iesem fol­
gend. Es wurde ihnen mitgeteilt, daß nach der Kilndigung 
von Dr. Ul1mann lind dem Verschwinden von Herrn lJehlwurm, 
IIBD wünschen wUrde, Herrn Rosenbaum als Präsident und 

Herrn ~eyer als Vorstandsmitglied der A.J.B. zu sehen. Da 

Herr Rosenbaum die Präsidentschaft ablehnte, wurde Herr 
Meyer als Präsident vorgeschlagen und Herr Rosenbaum als 
J.l1tgl1ed ••• 

Nach einem Telefonanruf, den Herr Meyer von Herz"ll Aaohe 
erhalten hat, indem dieser bekanntsab, daß Einwände gegen 
die eventuelle Wahl von Herrn lJeyer zum Präsidenten der 
A.J.B. erhoben werden würden, bittet Herr Rosenfeld erneut 
um eine Unterhaltung, welche am 14.11.1942 stattfindet. 
Diese Unterhaltung, die nur sehr kurz war, beginnt mit der 
An)d!ndigung von Herrn Asche, daß nach einer Unterredung 
mit seinen Vorgesetzten, die eventuelle ~ndidatur von 
Hen"D ldeyer nicht genehm i gt werden wUrde und daß es 1 'hm 

andererseits nicht mehr möglich ist, die in der vorange­
gangenen Unterred1IDg gestellten Gesuche gllnstig zu prUten ••• 

Es wird darUber h i D8US angekUndigt, daß von Anfang nächsten 
Januars an es keine Unterscheidung mehr 1li der Behandlung 
von belgischen Juden geben wird und daß vom FrUhl.1ng an die 
Transporte fUr a lle wieder aufgenommen werden ••• 
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Sicherheit@d1enst: 

Fast alle Interventionen für verhaftete Personen, Alte oder 
Personen belgiseher NatioDAlität werden abgelehnt, da von 
Januar ab neue Transporte nach Deutschland abgehen werden 
und da die zur Zeit bestehenden Unterscheidungen aufge­
hoben werden, 1st es nicht mehr notwendig, sicb jetzt die 
llUhe zu machen, diese Personen freizulassen und sie danach 
von neuem festnehmen zu mUssen ••• 

+ Ubersstzt aua dem Französischen ins Deutsche 
Archiv des Ministeriums fUr öffentliche Gesundheit ••• 

Dienststelle des Auswärtigen 
Amtes - BrUssel. 

Nr. 2528/42 g 

Betr.: Juden in Belgien. 

Brüs.el. den 11.Nov.1942 

Au! Grund der in der Judenverordllnng des Uil1tärbefehls­

habers vom 28.10.1940 enthaltenen Verpflichtung haben sich 
rund 42.000 lläzmer und hauen (über 16 Jahre) gemeldet. 

Hiervon waren 38.000 nichtbelgisohe Staatsangehörige. Insge_ 
samt dUrften 52.000 - 55.000 Juden einsohl1eß11ch der nioht­
meldepfliohtigen K1nder in Belgien gelebt haben. Hiervon 
sind 15.000 Männer, Frauen und K1nd er naoh dem Osten abge­
sohoben worden. Weitere T:n\Dsporte werden demnäohst Belgien 
verlassen. Unter den Abgesohobenen bef1nden sioh Staatenlose. 
ehemalige Deutsohe, Tsoheohen, Polen, Holländer, ~JmäDen. 
Grieohen, Slowaken. Russen. Norweger, Luxemburger, Kroaten 
und Angehörige der drei baltisohen staaten. Gleioh!:f'alls 
befinden sich auch einige Belgier hierunter, die deswegen 
verschickt werden, weil sie in der Öffentlichkeit den Juden­
stern nicht getragen haben. 



• 
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ZllDijchst Ww."de eln IIArbeitseinsatzbetehl" Uber die 

"Judenver einigung" den von der Abschiebung Betroffenen 

zugestellt. Da jedoch im Laufe der Zeit durch Gerüchte 
über Abschlachten der Juden UBW. dem Arbeltseineatzbefehl 
nicht mehr Folge geleistet y~e, vnxrden die Juden durch 
Razzien 1lnd ßinzelaktionen erfaßt. 

In der letzten Zeit sind illegale Abwande~lngen nach 
Frankreich , insbesondere nach dem unbesetzten Gebiet und 
nach der Schweiz festßestellt worden. Vorsichtig geschätzt 
dUrften etwa 3000 - 4000 Juden nach der Schweiz ausgewan­
dert sein. Genaue Angaben lassen s1ch jedoch nicht darüber 
machen. 

An das 
Auswärtige Amt 

Berlin 

+ J/G-5219 

Ber11n, den 4.Dezember 1942 

An die 
Dienststelle des 
Auswärtigen Amtes 

BRUSSEL. 

Auf Bericht v. 27.11.42 

gaze Bargen 

zu D III 106) g 

GEHEIM 

Unterstaatssekretär 
(Initial) Luther 

5.12. 

Mit dortigem Drahtbericht Nr, 602 vom 9.7. dieses Jahres 
war dem geplanten Abtranaport einer größeren Anzahl von 

Juden zugestimmt, auf der anderen Seite aber gebeten worden, 
yon der VerschiC~Jng der Juden belgiseher staatsangehörig­
keit zunächst abzusehen. Nach vorläufigem Abschluß der Ver­

schicktmgsakt10n für das lautende Jahr gibt D1inmehr der 

• 
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abschließende Bericht über die heutige Situation Veranlas­
sung, die autgrund des erwähnten Drahtberichts bezogene 
Stellungnahme einer llachpl"Üfllng zu unterziehen. 

\'/enn heute sich das in Belgien verbliebene Judentum tiber 
die Anordnungen des Lt11itärbefehlahabers hinwegsetzt, terner 
mit allen ~1tteln versucht, seinen jüdischen Charakter zu 
verwischen \Uld sich damit in schwer zu säubernde Schlupf­
winkel zu verkriechen, und Vlenn achließlich bereits Ansätze 
zur Beteili~lDg dieser Juden am aktiven Widerstand gagen die 
Besatzungsmacht festgestellt werden, dAnn sollte ein ener­
gisches ZllgreifeL eine wai tare Ausbrei tung dieses Gefahren­
herdes verhindern. 

Ich darf daher bitten, im Benehmen mit dem Uilitärbe­
fehlshaber die ~Bgl1chkeiten zu erwägen, die getroffenen 
Maßnahmen nunmehr auf alle Juden in Belgien auazudehen und 
diese bis zur möglichen Durchführung der Transporte Ssmmel­
lagern ZUSAmmenzufassen; Einzelfragen bezüglich AusDshme_ 
behandlung von Juden in lIischehen, solchen ohristlicher Kon­
fession, oder mit Kindern, konnten im Benehmen mit der 
Sicherheitspolizei geklärt werden. 

Eine duroh.g»e1:fende Säuberung Belgiens von den Juden muß 
früher oder später auf alle Fälle ertolgen. Für eine Durch­
tUhrllng der l1aßnahme im gegenwärtigen Zei tp"n kt sprioht 
unter anderem der Umstand, daß die bisherigen Abtransporte 
die Bevölke~,ng hinreiohend mit diesen Dingen vertraut ge­
macht und das Judentum selbst auf weitergehende Yaßnabmen 
vorbereitet haben. Die Tatsaohe, daß in den benachbarten 
Niederlanden das gesamte Judentum evakuiert wurde, dUrfte in 
dieser Hinsioht den belgisohin Juden keinen Zweirel gelassen 
haben. Beben der notwendigen Beseit1~!ng der eben erwähnten 
Gefahren aber empfiehlt es sich, die B.vHlke~,ng nioht in 

dauernder Unruhe zu halten, sondern die unvermeidliohen ~ß­
nahmen in einem Zuge aute1Mnder.tolgend durchzutUhron. Das 
Verschieben auf einen späteren ZeitpnnJet könnte nur die 

r , 
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unerwünschte Folge haben, die jetzt 1m Gange befindliche 
gegnerische PrOpaganda zu einer Zeit erneut wieder auf­
leben zu lassen, wenn sle innerhalb dieses Bereichs 1m 

wesentlichen zur Ruhe gekommen 1st. 

Es wird um möglichst umgehenden Bericht in dieser An­

gelegenheit gebeten. 

"RADIO-L:OSCOij" 

gaze Luther 

Untergrundveröf'f'entlichnng herausgegeben 
und vertrieben in Belgien 

llr. 90 - Ir . Jahr - 21 . Dez. 1942 

Das Kommissariat des Volkes für auswärtige Angelegenheiten 
der Sowjetun1on veröffentlioht den folgenden Bericht be­
treffend die hitleriachen Pläne der totalen Vernichtung der 
Juden in h'uropa: 

••• Es handelt sich um einen Plan der vollkommenen Vernich­
tung der jüdischen Bevölkerung in Europa. Dieser kri minelle 
Plan sieht die Konzentration der 4 Millionen Juden Europas 
vor, vor allem in Polen, mit dem Ziel, sie zu vel~ichten. 
lfach den Anga ben des jüdischen Kongresses von Amerika und 
den Auskünften der polnischen Regie~lng sind mehrere Hundert­
tausend Juden in Polen zl1AAnnnengefaßt worden, von denen etwa 
die Hälfte aus Deutschland , Ungarn, der Slowakei, Rmnij n1 en, 
sowie den besetzten Gebieten 1m \"Iesten (Belgien, Flankreich, 
Holland, No~vegen) kommt. In der letzten Zeit haben die 

Deutschen begonnen, die Juden aus Frankreich nach Deutach­
land und von dort aus nach Polen zu achicken ••• 
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Wan erschießt die Juden in Massen, men' setzt sie dar e1ek­
tnschen Hinriohtung BUS t men vernichtet sie durch Gss und 

in den Konzentrationslagern mit Hilfe von Blausäure. Die 
Nazis schreiten zu allen Exzessen, sie be~lnAt1gen indivi_ 
duelles Gemetzel. Das abscheuliche Vorgahen wird bis zur 
Raserei getriebenJ man tötet jüdische Kinder, die nooh nicbt 
12 Jahre alt sind, man befiehlt, die kranken Leute lOBzuwer­
den, egal mit welchen Mitteln. Nur die wenigen qualifizier­
ten oder stärkeren Männar, die man nützlich in den Kr1egs­
fabriken verwenden kenn, sind vorUbergehend ausgenommen, um 
entk.rä.f'tet durch eine Arbeit, die über 1 bre Kräfte geht 
oder durch extreme Entbehrungen in den Tod geschickt zu war­
den. Die große base der Juden ln.rd nach Polen geschickt 
und in Ghettos und Konzentrationslagern zusAmmengepfercht, 

von wo sie abgezogen wird, um erschossen oder an einen un­
bekannten Bestimmungsort geschickt zu werden. 
l1ach den offiziellen Zahl en des Warschauer Ghettos, welches 
1939 400.000 Juden zählte - und daa seit den J Jahren der 
deutschen Besetzung mehr und mehr mit Tausenden und Aber­
tausenden von Juden aus Deutschland. bevölkert wurde -
zählt heute nur noch 40.000 Personen: Ergebnis der metho­
dischen Vernichtung, betrieben in einem ungeheuerlichen 
Rythmus. Pietrkov, das 20.000 Juden zählte, beaitzt nur 
noch 2.800, die anderen sind ve~'Dichtet worden. lCielce 
ZÄhlt nur noch 10.000 an Stelle von 30.000. 

+ tibersetzt aus dem Französischen i ns Deutsohe 
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Der Militärbefehlababer in 
Belgien \lnd Nordfrankreich 

llilitärverwaltnngschef 

Nr.521/42 g.Kd08. 

O.U., den 31.Dezember 1942 

T ä t 1 g k e i t 8 b e r 1 c h t Nr. 22 

der II i 1 1 t ä r ver wal t U D g fUr d1e Zeit 

vom ,. September - Dezember 1942 

Uaßnahmen gegen die Juden. 

In der Berichtazeit wurde die Evakuierung der Juden aus 
Belgien zu einem vorläufigen Abschluß gebracht. Insgesamt 
wurden in 14 TraDsportzUgen 16.882 Juden aus Belgien 

evakuiert. 
Darüber hinaus 1st eine stal'ke Flucht der Juden aus Belgien 
zu ver zeichnen, die trotz verschärtter GrenzüberVl8chllng 

nicht verhindert werden konnte. Die noch 1m lende ver­
bliebenen Juden halt en sich verborgen , BO daß die später 
geplante Durchfilbrung weiterer Abtranaporte sehr schwierig 
Bein wird. Uach IIngefijhrer Schätz\mg halten sich z. Zt. noch 

10.000 Juden einschließlich derjenigen belgischer Staats­
angehörigkeit in Belgi en auf. 

+ CDJC, CDXCVI- 6 
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Dienstatelle des Auswärtigen Amts 
B R U S S E L Brüssel,den 5.Januar 1943 

3001/42 g 

Auf den Erlaß vom 4.Dezember 
1942 -Nr. DIll 1063 g -

Geheiml 
• 

Uber die Abbet"örderllng der in Belgien ADsässigen Juden 
habe ich weisungsgemäß mit dem Kilitärbetehlshaber, dem 

LIilitärverwaltnngschef' und dem Chef der Sicherheitspolizei 
gesprochen. Danach ergibt sioh folgendes Bild: 

Die Abbef'örderung der Juden hat 1nfo1ge Uangels an 

Eisenbphnwagen vorläufig eingestellt werden mUssen. Sie wird 
wieder aufgenommen werden, sobald dieser Pengal behoben 1st, 
was nach lleinung der Mili tärverwal t1!ng nicht vor dem Früh­

jahr da. Ja. der Fall Bein wird. Inzwischen werden die Vor­

bereitungen für die weitere Abbef'örde~lDg getroffen und 

die ausländischen Juden, soweit möglich, in einem Lager 
bei lIecheln zusammengezogen. \'Ieitere lager stehen nicht 
llur VerfUgung, so daß eine Zussmmenziehtmg all e r 

Juden zur Zeit noch nicht möglich ist. Bei der Wiederauf­

nahme der Abbeförde~)ng ist beabsichtigt, auch sämtliche 
Juden belgischer Staatsangehörigkeit, die sich auf etwa 
4000 Personen belaufen, mit fortzuschaffen; diese Bollen 
jndessen erst an die Reihe kommen, wenn die ausländischen 
Juden alle abbefördert sind. 

Danach dUrften die Absichten der llilitärverwaltnng mit 
den dortigen \/flnschen übereinstimmen. 

An das 
Auswärtige Amt 

Ber lin 

+ CDJC, DXX-l072 

gez. Bargen 
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15. Januar 1943 

945 Deportierte darunter 182 Kinder 
4 lJberlebende 

-------------------------------
15. Januar 1943 

610 Deportierte darunter 105 K1nd er 
1 lJberlebende 

Berlin, den 25. Januar 1943 

1. An 

die Dienststelle des 
Auswärtigen Amtes 

iB Brü,o.el 

Ret.: U.St.S.Luther 
LR Rademaoher 

Auf Bericht vom 5.1.43 - 3001/42 g -. 

zu D III 13 g 

Es wird gebeten, bei der Zusammenfassung der in Belgien an­
sässigen Juden in den vorgesehenen Lagern VOD vornherein 
darauf zu achten, daß Dicht nur die Juden ausländischer 
Staatsangehörigkeit, sondern auch die belgischen Juden mit 
ertaßt werden. 

I.A. 
gaze Luther 

• 
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2. An dao Re1chso1cherheitoheuptamt 

In der Anlage wird Durchschrift eines Berichtes der Dienst­
stelle des Auswärtigen Amtes in BrUseel vom 5. Januar sowie 
der darauf ergangenen Antwort übersandt. 
Es wird gebeten, das Entsprechende zu veranlassen. 

I.A. 
gez. Rademacher 

+ Luther hat den folgenden Absatz gestrichen: 
Sofern dles nicht in vollem Umfange möglich 1st, 
empfiehlt 8S sich doch, einen gewissen Prozent-
satz belgiseher Juden von Anfang an mit zu berück­
siohtigen, um auf diese V/els8 das IBnd auf' die 
grundsätzliche Erfassung sämtlicher Juden ent­
sprechend vorzubereiten. Es wird dabei vorausgesetzt, 
daß sich unter den belgischen Juden Elemente be­
finden, deren Verhalten d18s88 sofortige Vorgehen 
gerechtfertigt erscheinen lassen. 

~urlce Benedictus (Präsident der Verein1gung der Juden in 

Belgien, der Ende Dezember 1942 aus Belgien geflohen ist) 
hat in Lissabon mit Datum vom 18~2~1943 einen "geschicht­
lichen Verlauf des jüdischen Problems in Belgien vom 10.5. 
1940 biß Z\UD. 31. 12.1942" abgefaßt und einen "zusammenge­
faßten Bericht über einige Deutsche, die eine Rolle gespielt 
haben im jüdischen Drama in Belgien!! ~ 

Diese Do~)mente sind erstellt worden auf Anfrage von Herrn 
Dorronds von der Auskunftsabteilung der belgischen Gesandt­
schaft in Lissabon und der belgischen Regierung in London 
übermittelt worden • 

•• • Asche: Obersturmfllbrer-SS, Chef der Judenabteilnng für 

Belgien, Abteilung II C in der Avenue Laise in BrUsael. 
Ehemaliger Drogerieangestellter, lJitg11ed der USDAP aeit 

• 
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1937, r<lhmt sich, die grolle Synagoge von Berlin mit Dyna­

m1 t gesprengt zu haben. Uberzeugter Ant1semi t, kennt sehr 
gut dia jüdischen religiösen Gebräuche, labiler Charakter, 

launenhaft, grob kaltherzig verletzend. sadistisch Trinker. 
D1e88s Individuum verdient 8S, sich vor einem internatio­
nelen Strafgericht verantworten zu mUssen. Bevor er nach 
Belgien kam hat er einige Zeit in Polen verbracht. 

lall eines Nazi-Kr1mi nellen par excellence. 

+ Ubersetz l1ng aus dem FI'SDzös1achen 1 Da Deutsche 
Archiv des Ministeriums für öffentliche Gesundheit 
und pam11ie in BrUssel 

Kr1egstagebuoh von Samuel Van Den Berg - 16. 4. 1943 

••• Wir verbrachten in der Tat von neuem ziemlich traurige 
Tage. Man hat UDS gestern ADgekl1nd igt. daß ein neuer Juden­

transport Malines am Sonntag oder ~ontag verlassen wird. 
Sie haben ausgerechnet den Montagabend des Seder dafür aus­
gewählt. Der Transport wird diesmal in Güterwagen durchge-
fUhrt, in die kommen, einige Matratzen für die Alten 
und Stroh ft1r die anderen. Ein Eimer zum Trinken und einer 
für das Gegenteil. Die Türen werden mit Hilfe von Stachel­
draht verriegelt, um das Fliehen, wie es beim letzten Trans ­
port vorkam, zu verhindern. 

\f1r haben uns eingesetzt, dem1 t man wenigstens die Kinder 
ohne Eltern und die Alten hierläßt. Das U1ni sterium schal­
tet sich auch ein, aber wir warten auf' die Entscheidung von 
Herzu Asche, der sich mit diesem Transport befaßt an Stelle 
des beurlaubten Erdmann. Es ist nichts Gutes von diesem zu 
el warten, der die Juden roh essen wUrde. Hoften wir, daß er, 
er und die anderen, das Schicksal haben werden, daß sie ver­
dienen ,md so, wie es die Pharaonen zu ihrem ticbaden er­
fahren haben ••• 

+ Übersetzung Bua dem Französiachen ins Deutsche 
Archiv des Ministeriums für öffentliohe Gesundheit ••• 
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19. April 1943 
, 

I 400 Deportierte darunter 262 Kinder 

150 Uberlebende 

+ + BERT,IN HUB 79089 29.4.43 1237? LI • 
AN DEN BEFEm.~RABER DER SIPO U.D. SD FUER DIE BESETZTEN 

NIEDERLAENDISCHEN GEBIETE Z. HO. - STUBAF. Z 0 E P F 

O.V. LA. DElI HA AG, 
B) AN DEN BEFEm.sl!AllER DER SIPO U. D. SD Z. HD. 
- STANDARTEliF. DR. KNOCHE:N O.V.I.A. PAR I S • 

C) AN DEN BEAUFTRAGTEN DES CBEFS DER SIPO U.D. SD. Z.HO. 

- STUBAF. EHLERS O.V.I.A. B R U ES SE L • 
NACHRICRTLICH AN DEN BEFEHT·qmBER DER SIPO U. D. SD. J,l E TZ. 

BETR.: EVAKUIERUNG VOll JUDEN •• 
BEZUG: LAUFEND •• 
DAS LAGER AUSCHI'IITZ HAT AUS RAHET,IEGENDEN GRUEJiDEN ERNEUT 

DARULl GEBETEN, DEN ZU EVAKUIERENDEIl JUDEN VOR DEJ,\ ABTRAliS­

PORT IN KEINER ',lEISE IRGElm I/ELCHE BEUNRUHIGENDEN EROEFF­

NUNGEN UF-BER DEN ORT UND DIE ART IHRER BEVORST':HENDEN VER­

WElIDUNG ZU MACHEN. = 
ICH BITTE UM KENlITNISNA)!LIE mm BEACRTmIG. 

lllSBESONDERE BITTE ICH DURCH LAUtENDE BELEHRUNGEN DER BE­
GLEITKOWANDOS BllliUERT ZU SElll, DASS AUCH liAEHREND DER 
],'AHRT DEN JUDEN GEGENUEBER NICRT IRGElm \/ELCHE BESONDEREI1 

rlIDERSTAND AUSLOESEIlDE ANDEUTUNGEN G""ACRT BEZW. VEru.rnTUNGEN 

UEEJlR DIE ART I1!RER UJ1TERBRIlIGUNG US\I. AUSGESPROCHEN \/ERDEN.= 
AUSCH\'/ITZ loiUSS illT RUECKSICRT AUF DIE DURCHFUEHRUNG DRIN­

GENDSTEIl ARBEITSVORHABEN DARAUF WERT LEGoll, DIE UEBERNAIltIE 
DER TRANSPORTE UIID IHRER I/EITERE EINTEILUNG 1l0EGLICHST 

REIBUNG~LOS DURCI!J!'UEHREII ZU KOEIINEN. 

RSHA. RORro 4 B 4 A - 2093/42 (391) I.A. GEZ.: 
GUEIITHER - STUBAF. + 

+ CDJC, XA'Vc-240 
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(Veröffentlicht in Belgien von der ~ront 
der Unabhängigkeits-Sektion Verteidi~,ng 
der Juden) 

vom 10. 5. 1943 

..• Aber 8S 1st ml t einer ganz besonders unmellBchlichen 

Grausamkeit und ohne Schranken, daß die hitlerische Bestie 
sich an einen anderen Teil 1lnSerer Bevölkerung hält, an 
die Juden. 

Indem sie gegen diese hilflosen Opfer auftreten, haben die 
Nazi-Rassisten ihren bestialischen und sadistischen In­
stinkten freien Laut gelassen. Sie versuchen einfach, die 
jüdische Bevölkerung Belgiens zu V81'D.ichten, Ljänner, 

Frauen, Alte, Kinder. 
Von den 42.500 Juden, die (.nach der Zählung des Besetzers 
von 1940) in 1l n serem Land lebten, sind ungefähr 25.000 

deportiert worden nach Polen, diesem unormeßlichen Prled­
hof der europäischen Isreeliten. 25.000 menschliche \lesen, 
Kinder, Alte, Gelähmte, Tuberkuloaekranke, Schwerkranke 
von ihrem Krankenbett weggerissen, schwangere Frauen, 
Säuglinge, Neugeborene, alle haben sie den Keller der Ge-
stapo durchlaufen ••• • 

+ Uberaetzt aus dem Französischen ins Deutsche 
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"Unser Kampf" 1. 3 hat im Juni 1943 einen Text in Jiddisch 

veröffentlicht, von dem wir einen Auszug in deutacher 
Ubersetznng abdrucken. 
"Unser Kampf ll wurde vom Komitee zur Verteidigung der 

Juden in Cbarlel'oi herausgegeben. 

Das polnische Unheil 

Das Herz pocht und blutet vor Schmerz, die Hände zittern 
vor Elnpörllng, wenn JDBD zur Feder g:L e1ft, um einen sei 8S 

auch nooh 80 kleinen Bruchteil dieser ungeheuerlichen Tra­
gödie, genannt: das polnische Unheil, zu beschreiben. 
Wenn wir uns das Schicksal von Uillionen Juden in Polen 
vor Augen fjlbren, wenn wir UDS der sadistischen Ausrottung 

der größten jüdischen Yishuv Europas bewußt werden, wenn 
wir une die Liste der llärtyrer von Warschau, Vi1n1us, 

Bialystok, Lodz UBW. vergegenwärtigen, von Städten, in denen 
Uil110nen jüdischer Arbeiter gelebt und gewirkt haben, wo 
sie ihr eigenes Leben gelebt, eine Kultur, eine Kunst und 
eine Literatur geschaffen haben - unBere Kultur, unsere 

Kunst, unsere Literatur - dann tut sich une die Tiefe des 
Nichts auf': heute wird all dies geschändet und verniohtet ••• 

Unser Schmerz ist 80 groß, daß es uns manchmal scheint, als 
ob gar nichts sei, als ob es nicht wahr ist: wir wollen 

e1nfach nicht glauben, daß msn diese Welt voller Leben 
und Leidenschaft vernichten konnte, wo es doch niemals ge­

lingen wird, alle Juden auszurotten, UBW. usf. Wir versuchen, 
liDS selbst etwas vorzumachen, um unseren SchmerZ zu ver­

ringern. Aber leider ist es wahr: das jUdiache Y1shuv in 

Polen iet vernichtet. Die Nachrichten, die von dort zu une 
gelangen, bestätigen, daß von dreie1nbelb Millionen Juden 
nur noch 600 000 sm Leben .1nd; und auch eie sind mehr tot 

als lebendig ••• 
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Selbst die künftigen Historiker unserer Zeit werden Schwie­
rigkeiten haben, passende AUBdrUcke zu finden, um die Tra­
gödie dieserGeneration zu beachreiben. Deshalb nehmen wir 
Abstand davoD, die Informationen, die wir kürzlich aus 
Polen erhalten haben, zu kommentieren; wir fUbren die Tat­
sachen BO an, wie sie sind, und jeder kenn sich entBprechend 
seiner Phantasie selbst ein Bild von unserer Tragödie machen. 
Zwei Juden aus Antwerpen waren vor einem Jahr nach Casablanca+ 
geflUchtet; dort waren sle in eine Razzia geraten und einem 
Transport angeschlossen worden, der in ein Lager im Pariser 
Bezirk, der Transitstation nach Oberschlea1en, ging. Es ge­
lang ihnen, ZU entkommen und auf tausend Umwegen nach Belgien 
zurückzukehren. Wir haben mit ihnen gesprochen, und sie 
haben UDS folgendes berichtet: 

••• Die Familien werden aUBe1nendergerissen: t1änner und Frauen 
arbeiten getrennt. Zwischen ihnen gibt es nicht den gering­
.ten Kontakt. Sie erhalten keinerlei Nachricht voneinander. 
Keiner weiS vom Schicksal des anderen. Kinder Ube? 13 Jahre 
werden zur Arbeit gezwungen. Wer dieses Alter noch nicht 
erreicht hat, wird nach Auschwitz geschickt (einem Ort in 
der Nähe von Sosnowice), zusammen mit den Kranken und Greisen: 
dort werden sie unmittelbar nach ihrer An)mnft in eigens dazu 
geschaffenen Öfen lebendigen Leibes verbrannt. 
Manche Eltern bemühen sich, das Alter ihrer Kinder zu verheim­
lichen, um sie so vor der entsetzlichen Vernichtung zu be­
wahren: diejenigen, denen es so gelingt, sie zur Arbeit zu­
teilen zu lassen, müssen mit ansehen, wie sie sich unter 
schlimmsten Bed.1ngungen plagen müssen; es gibt keine feste 
Arbeitszeit, sondern endlos lange Arbeitstage, je nach Laune 
der Aufseher. Ihre ganze NahM,ng besteht aus zwei Scheiben 
Brot und etwas warmem Wasser täglich. Wenn sich bei einem der 
Häftlinge Ödamsymptome zeigen - Ergebnis von Unterernährung 
und Erschöpfung _ so stUtzen ihn die and eren und fUhren 1 hn 

+ In Wirklichkeit handelte .8 .lieh um 111zza 
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zur Arbeit. Wehe dem, der über Krankheit klagt: das be­
deutet den erbarmungslosen Weg nach Auschwltz. WaDn der 

Arzt im Ergebnis einer Untersuchung beschein1 gt, daß der 
Patient beispielsweise nach Ablauf von vierzehn Tagen nicht 
wieder arbeitsfähig Bein wird, 80 weiß man, was das be­
deutet: bi nnen v1erzehn Tagen wird der Kranke in Auachw1tz 
lebendigen Lei bes verbrennt. 
Daher haben die Häftl i nge Angst, sich zu beklagen: s1e 
plagen slch, bis s1e vor Erschtipfung und Entkräftung ~ot 
umfallen. Dia Toten werden auf' einen Haufen geworfen, einer 
über den anderen: wenn sich genUgend Leichen angesammelt 
habGII.. werden sie auf einen LKW verladen. tie p kenn doch 
nicht für jede jUdiBchlo Leiche extra einen LKW ko .... n 

las8en ••• 

So sterben Hunderte und Tausende von Juden; sie werden er­
setzt durch NeuenkCSmmJ 1nge aus Polen, der Tscheohoslowakei, 
Rumänien, Belgien, den Niederlanden, .pI'snkreioh uaw ••• 

Wir ersparen Euch wel tere Berichte di •• er Art, die uns die 

beiden jüdischen FlUcht11nee anvertraut habenj wir können 

nicht mehr. 
Ein Alptraum aus Blut und TrKnen verdunkelt unseren Blick; 

die Schreie derer, die in Auaohwi tz verbrennen, tönen ,ma 

in den Ohren; wir sehen, wie sich in den S~cken, die die Ver­
brecher auf dem RUcken tracen, Säuglinge bewegen! Wir hören 

die Klageschreie der 700 jungen l4ädchen ••• ~ir sehen die 
Leichname, die inmitten von Unrat liegen ••• \1ir können nicht 

mehr ••• 
• 

Des Schluchzen drUckt uns die Kahl e ab , unsere HJinde zittern 

und weigern sich, weiter die Tragödie aufzuschreiben, die 
1Ins das Herz bluten lW3t. Unsere Augen füllen sich mit 

Tränen ••• Aber neinl Wir mUssen lInsere Schwäche überwinden: 

1Inser Weinen wird die Toten nicht wieder lebendig machen. 
Unser Weinen wird den Fei nd nicht schlagen. 
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\'/ir mUseen stark und fest sein: wir haben eine heilige 
Pflicht zu erfüllen: uns an den Mördern zu rächen, die 
UnBere .Brüder und Schwestern erwürgen! 

\'/ir müssen den letzten Wunsch aller Verbrannten und Ennor­

daten erfüllen: wer am Leben bleibt, hat nur noch einen 
Auftrag - sle zu rächen! 
Dieses Vermächtnis unserer Märtyrer muß unsere Herzen er­
füllenl Diesem Ziel müssen wir unser ganzes Leben weihenj 

wir dürfen UDS keine Ruhe gönnen, bevor nicht der letzte 
dieser blut~lnRtlgen Mörder vernichtet 1stl 
Der Platz eines jeden Juden 1st an der Seite derer, die 
kijmpfen, in der ersten Reihe der Kämpfer! 

• 
Im Versteck bleiben und warten, bis UDS andere unter E1nsatz 
1hres Lebens gerächt haben, 1st schlimmer als ein Ver­
brechen! 
Wie könnte ein Jude abaa! ts stehen und ruh1 g essen und 

trinken, während man seinen Vater, seine ~utter, seinen 

Bruder uno seine Schwester in Auschwitz verbrennt? 
Sollten wir so tief' gesunken sein, daß wir nicht einmal 
mehr imstande sino, unsere Ehre und unser Leben zu vertei­

digen? Wie könnten wir verlsngen, daß andere uns retten, 
daß sie Erbarmen mit uns haben. wenn wir selbst di.e Hände 

in den Schoß legen? 

Jeder von uns muß Bofort den Kampf aufnehmen! Jeder von 
IIDB muß diesem Kampf' alles opfernI 

Wir Juden haben nichts zu verlieren! Es ist besser an Ort 
lmo Stelle zu kämpfen, hier zu kämpf'en, mit der W~f'e in 

der Hand. anstatt bei irgendeiner Razzia ergriffen lind 
nach Auschwitz verschleppt zu werden I 
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1. Schreiben: 
An das 
S.'mmellager 

11 e 0 hel n • 
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BrUssel. den 29. Juni 1943. 

• 

Betrifft: EiDbeziehuDg der Juden belg. StaatsAngehörig­

keit in die Abschiebung. 

Gemäß Anordnung des RelchsfUhrers S8 sind nunmehr unver­

züglich die Juden belg. Staatsangehörigkeit in die Ab­
schiebungsaktlon einzubeziehen. Ferner 1st die Ergreifung 
der in der Illegalität lebenden und BOnst für die Juden­
absohiebung in F2aga kommenden jüdischen Personen mit 
allem Nachdruck zu betreiben. 

Es wird gebeten, die erforderliohen Ueßnabmen sofort 
einzuleiten. 

Im Auftrage: 

gez. Erdmenn 

SS_HauptatuxmfUbrer 

+ CDJC, CXCVI-17 
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+ B L I T Z BRV&SSEL In!. 10735 14 . 7.43 1724 = EHL = 
= All DllIl BEF. DER SIPO UND DES SD. PARIS •• 

BETR.: EVA1.l1IERUlIG VON JUDEN == 

ICH BITTE lJIR UlIVERZUEGLICH DURCH FS. J.:lTZUTEILEN, OB UND 

1'lElm JA IN I/ELCHE!, ULlFANGE DIll JUDEIl PRANZ. ST. A. III DIE 

~VAKUIllRUIlGSl.!ASSNAH1JEIl EINBEZOGEN SIND. ICI! BEIlOETIGE 

DIßOE lJITTEILUIlG ZU EINER BESPIlliCHUNG BEIM HIES. l;ILITAllR­

VER',IALTUIlGSCHEF, BEI DER EROERTERT i/ERDEN SOLL, OB DIE 

JUDEN BELG. ST.A. NUJIL[ElDl. GLEICHPAT.!,S NACH DELI OSTZN 

GgSCHA:t<'J!"f WERDEN SQI,T.EN. DER JJILITAERVER;/ALTUNGSCHE]' \IIRD 

SEINE STELLUIlGNAlThiE '/EITGEHEND 'DAVON AEHAENGIG LlACHilII, 

\'/ELCHE LOESUIlG IN FRANKREICH GETROl'];'EN WORDEN IST • 

• GEZ. E H L E R S SS-OSTUBAF. U. ORR ++ 

+ CDJC, XI.TX_10 

IV B I 43. BrUssel, den 14. 7. 43. 

1. Blitz - Fernschreiben! 

An den 
Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des 3D 
fUr die besetzten niederländischen Gebiete 
Den Hase. 

Betr.! Evalruie;r,mg von Juden. 

Ich bitte, mir unverzüglich durch FS. mitzuteilen, in 

welchem Umfange die Juden holländischer Staatsangehörig­
keit in die Evakuie~Jng8maßnabmen einbezogen sind. Ich be­
nötige diese l11ttel1ung zu einer Besprechung beim hies. 
l4111tärvarwaltllngschef, bei der erörtert werden soll, ob 
die Juden belgisoher Staa taangehörigkei t nunmehr gleicb-
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falls nach dem Oaten geschafft v/erden soll. Der U11i tär­
verwultungschef wird. seine Stellungnahme weitgehend davon 
abhängig machen, welche Lösung in Holland getroffen worden 
ist. 

+ CDJC, CDXLVI-36 

1. An den 

gaze Ehlers 
SS-OberaturmOODnfUbrcl.' 

und OberregieruDGBrat. 

BrUssel, den 15. 7. 1943. 

Per s ö n 1 ich ! 

Herrn lJ.ilitärverwaltungachef -
- SS_BrigadefUbrer R e e der , 

B r U p P e 1 • 

Betr.: Evakuie~,ng von Juden. 
Vors.: Telefonische Rücksprache am 14.7.43. 

• 

Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD in 
Paris hat mir auf Antrage folgendes mitgeteilt: 

IIJuden französischer StaatSAngehörigkeit sind hier schon 

in die Evaku1e~'Dg8maßn8hmen mit einbezosen worden. Es 
\~en mehrere Tausend Juden französisoher Staatsangehörig­
keit inzwisohen abgeschoben. Die französische Regierung 
hat allerdings hierbei Schwierigkeiten zu bereiten versucht. 
Ea ist deshalb kürZlioh von hier durchgesetzt worden, daß 
die tranzösische Regier"ng ein Gesetz angenommen hat, naoh 
welohem 8110n soit dem 10.6.1927 naturalisierten Juden die 
tranzösische Staatsangehörigkeit aberkannt wird. Diese Juden 
Bollen in den näohsten Woohen soblagartig mit dem Er8oha1nen 
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des z. Z. noch nicht verkUndeten Gesetzes interniert und 
evakuiert werden. PUr den PalI, daß die DurchtUhr'llng des 

Gesetzes auf Schwierigkeiten stoßen Bollte, wird gegen die 
Juden franzöa18cher Staatsangehörigkeit auf jeden Fall vor­
gegangen. Aus dem Reichsgeb1et und aus den übrigen besetzten 
Gebieten si,nd die Juden französischer StaatsAngehörigkeit 

bereits evakuiert . Die Juden belg1scher Staatsangehörigkeit 
sind von hier aus ebenfalls evakuiert, soweit a1e bisher er­
faßt warden konnten. Es wird gebeten, durchzusetzen, daß 
die Juden franzö s isoher Staatsangehörigkeit aus Belgien und 
Nordfrankre1oh möglichst bald in vollem Umfange für die 
Evakuie~!Dgsakt1on erfaßt werden können, da aie dort in weit 
geringerer Anzahl als in Frankreich verteten sind und mit 
weniger Schwierigkeiten seitens der französischen Behörden 
gerechnet werden dUrfte. Außerdem aber würde sich ein Vor­
gehen gegen alle Juden f~zösi8cher Staatsangehörigkeit auch 
insofern gtlnst1g auf die hiesigen Bestrebungen zur Lösung 
der Judenfrage auswirken, al. die französ1acbe Regie~lng 
sich leichter daran gewöhnen \~e, daß Juden französischer 
Staatsangehörigkeit nicht ausgenommen werden können. Bei der 
verhältnismä ßig geringen Anzahl der Juden französischer 
Staatsangehörigkeit in dortigen Zuständigskeitsbericht 
könnte nach hiesiger Auffassung dort nicht schrittweise auf 
dem Umwege über die Aberkennung der französischen Staatsange­
hörigkeit vorgegangen werden, da dies die dabei verloren­
gehende Zeit nicht r echtfertigen könnte." 

BezUglich der Behandl1lng del' holländischen Juden teilte 
mir der gestern hier in BrUssel anwesende SS-Obersturmbann­
fUhrer K n 0 1 1 e sus Den Haag mit I daß von etwa 
135 . 000 Juden in Holland 105.000 bereito evakuiert sind. Die 
ehem. holländischen Juden, die sämtliche ntaatenloB gemacht 
worden sind, wurden in die Abschiebung mit einbegriffen. 
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Der Rest von etwa )0.000 Juden 1st 1m Ghetto in Amaterdam 

zu"!"mmengezogen und wird gleichfalls nach entsprechender 
ÜberprlttlIng :nach dem Oaten gebraoht. 

2. An die Abteilung IV B. 

+ CDJC. CDXLVI-37 

L IV 

1.) Ve .... rk: 

SS-Oberat\ll1llbennfilbrer 

und Oberregie%"1mgsl'8.t. 

BrUo.el. 28. 7. 1943. 

Am 20.7.1943 fand beim Mi11tär-Befehlahaber General von 
FalkenhaUBen eine Besprechung statt, wobei auch die Erfas­
Sllng der Juden belglscher Staatsangehörigkeit besprochen 
wurde. General von FalkenhaUBen war der Ansicht, daß zuerst 
die illegal in Belgien lebenden Juden ertaßt werden sollten, 
da bei BekanntwerdeD des Vorhabens von F'estnahmen belgiseher 
Juden diese illegal wUrden und dem1 t das Heer der Illegalen 

und auch der terroristischen Truppen verstärkt würde. General 
von FalkenhAUBen hatte jedoch schließlich auch keine Bedenken 
gegen eiDe sofortige Aktion gegen die belgischen Juden, doch 
bat er, belgische Juden, die aus irgendwelchen G~lnden von 
der JJ1litärverv.raltung als zur Evakuierung ungeeignet bezeich­
net vnuuen, auszunehmen. Diese Zusage wurde gegeben mit der 
Bitte, die llilitärverwaltllng möge eine Liete dieser Juden 
baldmöglichst der hiesigen Dienststelle übergeben. Es soll 
sioh, wie General von Falkenbausen äußerte, in der Regel um 
sehr alte, :für den Arbeitseinsatz ungeeignete Juden handeln. 

2.) Nach IV B 3 zum weiteren. 

+ CDJC. CDXLVI-38 

• 
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31. Juli 1943 

1 553 Deportierte darunter 208 Kinder 
40 Uberlebende 

Der Y11itärbetehlshaber in 
Belgien und Nordfrankreich, Der 
Chef der Mil1tärverwaltuDg 

O.U., den 1. August 1943 

Nf. 671/43 g.Kdos. 

Tätigkoitsbericht Nr. 24 

der JJ:11itärvarwaltung tUr die IIone te 

April - Junj 1943 • 
~~======~========== 

9. Judentum. • 

Vor dem Kriege hielten eich in Belgien etwa 116 000 Juden, 
zum größten Teil li)nj granten auf'. Bei dem deutschen Einmarsch 

im Jahre 1940 floh der größte Teil nach dem ~/e8ten, so daß 

Doch etwa 42 000 Juden in Belgien verblieben. Von diesen 
sind bisher etwa 21 000 durch die Sicherheitspolizei nach 
dem Osten verbracht wordenj etwa 10 000 sind nach Frankreich 
oder anderen Gebieten geflohenj etwa 10 - 15 000 luilten sich 
in der Illegalität auf'. Die bisher aus politischen GrUnden 
hier belassenen nur etv~ 3 000 belgischen Juden werden nach 
WeislIng des ReichBfUbrers-SS ebenfalls in die h'vakuie:nmg 
einbezogen. 

+ CDJC, CDXCII-44 
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AalSe. 

BrUa.el, den 1.September 1943. 

Geheiml 

1. Sohreiben: 

An den 
HeI'ru IJilitärbefehlshaber 
in Belgien und Nord.1'rank I eich 
- Der Chef der 14111tärverwaltuDg - pollt -
in B r U S Bel • 
----------

Betrltft: Juden belg. StaatoangehHrigkeit. 
Ohne. 

Gegen die Juden belg. Staatsangehörigkeit wird am Freitag, 
dem 3. September 1943 um 23 Uhr, gleiohzeitig in BrUa.el 
und Antwerpen eine Großaktion durc})gefUbrt. Eine Benachrich­
tigung der Obarfeldkommendantur lind Feldkommandantur er­
folgt von hieraus nicht. 

Es wird gebeten, den unterstellten Dienststellen von 
dort aUB direkt Uitteilung zukollDD.en zu lassen. 

Im Auftrage, 

SS-Hauptsturmfiibrer 

2. ZdA. 

+ CDJC, CDXLVI-40 

• 

• 
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Er<i/Se. 

An die 
Außendienatstelle 
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BrUssel, den 1. September 1943. 

Geheiml 

Betrifft: Juden belg. Staat.angehörigkeit (Aktion 
"Iltis"). 

Vorga.ng: Ohne . 

Auf Ersuchen des RSHA. ist baldmöglichst m1 t der 
Evaku1e~tDg der belg. Juden zu beginnen. Die vom RSHA. 
anbefohlenen Aktionen sind in enger Zusammenarbeit mit 
der Geh. Feldpolizei bezw. l'eldgendarmerie durchzutUbren. 

E. darf gebeten werden, von dort aus direkt mit der 
Geh. Feldpolizei bezw. ffeldgendarmerie dieserhalb in Ver­
bindung zu treten und die notwendigen Kräfte fUr die am 
).9.194) um 2) Uhr etattfindende Aktion anzufor<iern. 

Von hieraus wird die Militärverwaltung über die Aktion 
selbst informiert, die von sich aus dann die ihr unter­
stellten Dienststellen in Kenntnis .atzt. 

Dienststelle BrUseel - IV B ) -

+ CDJC, CXCVI-18 

1m Auftrage: 
gez. Errlmann 
SS-HauptaturmtUbrer 
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BrUs.el. sm 1. Sept. 1943 

Einsatzplan 

• 

Aktion gegen die belg1achen Juden in der Nacht von Freitag, 
dem ). September zum Sonnabend, dem 4. September 1943. 

In der Nacht vom J. zum 4. September 1943 wird erstmalig dia 
vom ReichBsicherheitshauptamt geforderte Erfassung der 
belgischen Juden für den Oste1nsatz mit einer Großaktion be­
gonnen werden. Die Aktion läuft gleichzeitig nach genau den­
selben Gesichtspunkten in Antwerpen. Die Ubrigen Außend1enst­

stellen, die nur tiber eine sehr ger1nge Anzahl Juden ver­
tugen, werden von der bevorstehenden Aktion in Kenntnis ge­
setzt und aufgefordert, baldmöglichst ebenfalls mit der 
Festnahme der Juden belgiseher Nationalität zu beginnen. 

Zur Aktion werden insgesamt 14 Personenkraftwagen benötigt, 
die von je einem Angehörigen des Sachgebietes IV B bezw. IV 
zu besetzen sind. Jeder dieser Beamten erhält entweder 
zwei Uann der Feldgendarmerie oder aber, sofern es möglich 
1st, zwei Angehörige des Wachzugea zur Unterstützung zuge­
stellta Der filbrende Beamte Ubern1mt vor der Abfahrt die 
Adressen der Juden, 1m lfdohstfalle etwa 20 _ lind beg1 nnt 
selbständig mit der Erfassung und UberfUhrung der Juden 
naoh 510. Sofern erforderlioh, wird die Garage 510, die 
mit einem UnterfUhrer und 4 bezw. 6 Mann zu besetzenwäre, 
für die Aufnehme der Juden bereitgestellt. Der Abtranaport 
naoh dem lager Mecheln erfolgt in den Morgenstunden mittels 
Dienatkrattwagen der Dienststellea 

• 

Inegesamt wUrden also 14 Angehörige der Abteilung IV, von 
denen das Saohgebiet IV B 7 stellen würde, benötigt. Die 
restliohen Beamten wären von der Abteilung IV zur VerfUgung 
zu stellen. Zur UnterstUtzung dieser Beamten müssen weitere 
28 Angehörige des flämj sehen WaohzU8es und etwa 6 lienn zur 
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BIWachllng der festgenommenen Juden vert'Ugbar sein. Ich lege 
~ert darauf, diese Aktion ohne Hilr. der Feldgendarmerie 
zu starten. 
An der Aktion beteiligen sich außerdem mit allen Kräften 
das nev1senschutzkomma ndo. Das Devisenschutzkommando hat 
bereits aine Reihe von Juden belg1acher Nationalität vorna­
tiert, die 1m Besitze größerer Devlaenmengen sind. Das De­
visenschutzkommendo wird SChlagartig die Wohnungen der Juden 
besetzen, die darin befindlichen Bewohner auffordern, ihr 
Gepäck .fertig zu machen und 1m übrigen mit der Durohsuchnng 

llDd Sicheratellung aller Sachwerte, die für das Deviaen­
schutzkomrnando von Bedeutung sind, beginnen. SS-Oberstunn­
tUhrer J... ehe übernimmt mit 2 Angehörigen des Wach­
zuges und 2 Kre.ttfahrern des Devisenachutzkommendoa den Ab­

trsDAport der Juden, die vom Devisenachutzkommando in ihren 
Wohnungen restgabalten werden. 
Es 1st dam1t zu rechnen, daß die gesamte Aktion gegen 6 Uhr 

morgens abgeschlossen ist. 
Auf der Dienststelle verbleiben: 

1.) SS-HauptsturmfUhrer 3 r d man n, 
2.) Fräulein P I u m als Schreibkraft. 

Zusammengefaßt: 
vie Aktion wird ausgefUhrt von der Sicherheitspolizei, hier­
von 1 ru8nn des Sachgebietes IV B, der Rest aus den übrigen 
Sachgebieten der Abteilung IV. 

28 Wann vom Wachzug und 
6 weiter~ tIänner des \'lachzuges für Sonderbewachnng der Juden 

1m Gebäude 510. Zusätzlich 
14 Dienstkraftwagen der Dienststelle. 

Es wird gebeten, die Zust 1 mmung zur bevorstehenden Aktion 
zu erteilen. Es ist nicht beabsichtigt, Juden festzunehmen, 
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für die die J.tilitärveIW8.1t uDg ein besonderes Interesse 
haben könnte. Sollten Doch besondere Einwände erhoben 

• 

werden, 80 besteht die ~g1ichke1t, Juden dieser Art wieder 
zu entlassen, sie evtl. dem Altersheim oder sonst einem 
jüdischen Heim zu überweisen. 

SS-HauptsturmfUhrer. 

+ CDJC, CXCVI-18 

20. September 1943 

6)1 Deportierte darunter 89 Kinder 

32 Obarlabande 

• 

--------------------------------

20. Saptember 1943 

794 Deportierte darunter 152 Kinder 
19 Uberlebende 
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Der Militärbafehlahaber in 
Belgien und llordfrankreich 

Der Chef der 11111 tärverllal tung 

-bericht- Nr.151/43 g.Kdos. 

O.U., den 1. Uovember 
1943 

Tätigkeitsbericht Nr. 25 

der M 1 1 i t ä r ver wal tun g für die LIonate 
======================================================= 

Juli - September 1943. 
====================== 

10. J u den 

Nachdem die llilitärverwalt\lDg zunächst zur Vermeidung 

einer weiteren Verschärfung der allgemeinen l.a.ge von der 
Abschiebung der etv~ 3000 belgisehen Juden abgesehen hatte, 
wurden nunmehr 

Am 20.9.43 ging der erste Transport-
zug mit 193 belgisehen Juden ins Reiohsgebiet ab. Bei den 
Featnabmeaktionen am 3. lind 4.9.43 kam 8S in Antwerpen ZU 

Unfällen. 9 belgische Juden fanden bei ihrer 'UberfUhrnng in 

das Semmellager in den überfüllten Lastwagen den Erstic~,ng8-
tod. Die.ser Vorfall löste Protestschritte des Generalsekre­
tärs im Justizmjnisterium und leitender belgischer Ver­
waltuDgsbeamter aus. Auf Veranlassung des Chefs der llilitär­

verwal tllng wird die Angelegenheit vom SS- und Polizeige-

rieht untersucht. 

2. Judenvel'mÖgen. 

In letzter Zeit sind insofern 

aufgetreten, als sich 

neuerdings die belgisehen Registerbehörden weigern, die 

• 
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kommiSSarischen Ven'ßlter jüdischer Betriebe als legiti­
eierte Vertreter der meist abvfesenden Juden anzuerkennen. 
Dics.c Haltung 1st zweifellos auf die politische und mili­

t"ä.r1sche l!.'ntwicklung zurUckzufiihren. 

Die Veräußerung jüdischer Grundstücke konnte bisher infolge 

der \/eigcl1lllß dAr belgisehen Notare. die erforderlichen 

Beurh~dungen vorzunehmen. nicht in vollem Umfange anlaufen. 
,/äbrenä. der Berichtszeit gelang es nicht , hier mit den 
zuständigen belgischen Stellen zu einer Ver8tändi~)ng zu 
kommen. Es iet daher beabsichtigt, auf dem VerordnllDgswege 
_Übn] ich wie im Viel tkrieg- die Liöglichkei t einer Beurkundung 

durch einen deutschen notar zu schaffen. 

Die 'tl, 
über die hierfür bestellte Einaatz­

leitung in Belgien des Reichsministeriums für die besetzten 
Ostgebiete läuft weitoar. Da die an und fUr sich elWÜllBchte 
Heranz1ehllng von ~/olumngBejnrichtllngen, Hauahal tungagegen­
ständen etc. der belgischen Zivilbevölkerung zugunsten 
deutscher Bombengeschädigter, abgesehen von politischen 
RückwirlClmgen , wegen personeller Sch\Vierigkei ten nicht durch­
fiihrbar ist, muß weitgehendst auf das j üdische Mobilar zu­
rückgegriffen werden. Ab Beginn der Erfassungsaktion 
(September 1942) bis 30. August 1943 wurden vom RllfdbO 
4 015 iJohnungen versiegel t und 3 868 Wohnungen geräumt. 
Hiervon wurden deutschen Dienststellen im hiesigen Befehl­
bereich zur DeclCl1ng örtlicher Quartierbelange 408 voll­
ständige Wohnllngen, 418 vollständige Z1mmere1nrichtungen 
und 11 113 Einzele1nrichtl1ngsgegenatände zur Verfilgung ge­
stellt. Der weitaus überwiegende Teil dea Mobilars, nämlich 
54.057 cbm Möbel und E1 nrichtnngagegenstände wurde in das 
Reich abtranspo"rtiert und 1st in geschlossenen Partien 
deutschen Städten zur Verf~Jng gestellt. Diese ,Menge ent­
spricht 1 800 Waggons a 15 tons = 45 Züge a 40 Waggons. 
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Veröffentlichung der Unabbängigkeitsfront 
1943 

Übersetzung aus dem Französischen ins Deutsche . 

Die Tragödie der Juden 

••• Aber leider 1st das alles nur allzu wahr, und zwei 

. Augenzeugen, denen 8S gelungen ist, aus Polen zu entkommen 
lind die wir befragen konnten, haben 11D8 von den Grausam­
keiten berichtet, deren Zeuge sie gewesen sind ••• 

Die Familien werden auseinAndergerissen, Männer und Prauen 
getrennt, Kinder, Greise, Arbeitsunfähige und Kranke werden 

nach Auschwltz, einem kleinen Ort in der Nähe von SosDowice, 
geschickt, wo man sie in einem eigens dazu geschaffenen 
Ofen verbrennt. Oftmals verheimlichen die Kinder ihr wirk­
liches Alter und geben sich für iJ.ter als 13 aus, ' um 
Auschwitz zu entgehen ••• 

Man wagt nicht zu klagen, man arbe1 tet bis zum Tode. Wenn 
jemand gestorben 1st, so wird er ausgezogen und nackt in 

eine Art groSe Mülltonne auf dem Hof gelegt. Ist die Müll­
tonne voll, werden die Leichen auf einen LKW verladen. 
der sie zum Verbrennnngaofen bringt. 
Täglioh s i eht man neue ~ichen in der Tonne. Sie werden im 

Lager abgelöst von neuen Opfern, die man in Polen, der 
Tschechoslowakei, ~zmijn1en, Frankreich, Hollsnd, Belgien 
usw. aufgegriffen hat. 
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"Le J!11ambeau", Brüssel, November 1943 t I.; 4 

Übersetzung sus dem lo'ranzös1schen ins Deutsche 

Die Liste der jüdischen t1ärtyrer in Belgien 

Seit mehr als zwei Jahren werden die Juden in Belgien aus­
gerottet. Die \'Iirklichkeit hat das, was man sich unter dem 
Schrecken der Nazibarbaren vorstellen konnte, noch weit 

• 

übertroffen. Es sind schon ~veiundzwanzig Judentransporte 
abgegangen ••• Wohin? \'/a8 ist aus diesen Tausenden von Un­
glückseligen geworden? Diese bange Frage wi rd niemand be­
antworten können. Selten bringt hier und da ein kleines 
Wort, das viele Umwege gegangen ist, ein Lebenszeichen aus 
einem Konzentrationslager. Aber meist sind es tragische 
Nachrichten, die 1lDB erreichen: lJassenerschieß1lDgen, Ver­
giftungen durch Gas, bewaffnete ttberfälle auf die Ghettos 

in Polen ••• 
Tagtäglich spielen sich Tragödien ab, die man gar nicht 
wiedergeben kann: viele Familien werden auf die brutalste 
Weise zerstört, Eltern werden von ihren Kindern wegge~'i8Ben 
und umgekehrt. In jedem Transpol:-t gibt es Greise, Kranke, 

Kinder, und men fragt eich, zu welchem Zweck •• • 

15. Januar 1944 

657 Deportierte darunter 62 Kinder 

96 Uberlebend. 

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
4. April 1944 

625 Deportierte darunter 54 Kinder 

147 Uberlebende 
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Der Militärbefehlahaber in 
Belgien und Nordfrank2eich 

Der Chef der J.il1itärverwaltung 

O.U., den 10. Mai 1944 

- bericht - 171/44 g.Kdo •• 

Tät1gkeitsber1c h t Nr. 28 

der 14 i 1 1 t ä r ver wal tun g fUr den lJonat 

A P r i 1 1944. 

9. Judentum. 

Nach den letzten Erlassen des RSHA sind die Judenevakuierungs­
von der Sicherheitspolizei verstärkt betrieben 

worden. Durch den illegalen Aufenthalt der meisten Juden 
stoßen diese Maßnahmen auf große Schwieri gkeiten. Trotz-
dem hat die Sicherheitspolizei sm 10.4.1944 den 24. Juden­
transport , der 1 negesamt 626 Juden umfaßte, vom lLLger 
Kacheln nach dem Osten durchgef'Ubrt. 

+ CDJC, T.O V'I-17 

• 

19. Kai 1944 

501 Deportierte darunter 58 Kinder 
132 tlberlebende 
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Der Beauftragte des Chefs der 
Sicherheitspolizei und des SD für den 

Bereich des Militärbefehlshabers in 
Belgien und llordfrankreich, BrUasel 

BrU ••• l,den 15.6.1944 

Meldungen aUB Belgien und Nordf'rankreich 

Nr. 12/44 

Judentum. 
========<"" 
'lIrotz erheblicher Schwierigkeiten werden nach wie vor 
wöchentlich durchschnittlich 80 - 100 Juden festgenommen. 
Die Schwierigkeiten liegen insbesondere darin, daß 80 % 
sämtlicher Juden im Besitz falscher Identitätskarten 
sind. Hinzu kommt noch, daß sie bei vielen arischen Bel­
giern eine weitgehende Unterstützung finden. Häufig 
werden ihnen Wohnungen, Lebensmittel und andere Dinge 
zur Verfü~,ng gestellt. In der letzten Zeit ist vielfach 
bemerkt worden, daß die Juden zu Tarnllngszwecken Arbeits­
anzUge tragen, wie z.B. blaue SchloBseranzUge. 

Die landung der Anglo-Amerikaner hat bei den Juden, wie 
nicht anders zu erwarten, große Freude ausgelöst. Sie 
glauben an einen anglo-amerikanischen Sieg. In fast allen 
Wohnungen der 1l1egal lebenden Juden sind Wandkarten vor­
gefunden worden, auf denen der Frontverlauf eingezeichnet 
war und zwar stets der, wie er von der Feindseite aus 
angegeben wird. Hieraus kenn gefolgert werden, daß die 
Juden nach wie vor über einen ausgezeichneten Nachrichten­

dienst verfUgen. 
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Ein besondel'es Problem bildete bisher der Arbeitseinsatz 

der in ~8chehen lebenden Juden. Sie sind zum allergrößten 
Teil Nichtstuer und UW3iggänger. Das belgische Arbeitsamt, 

das der \"'erbestelle der O}i'}( 612 Wltersteht, lehnt e8 ab, 
diese Juden zum Arbeiteeinsatz heranzuziehen. Aus dieser 
Sachlage ergibt sich die eigenartige Situation, daß viele 
arbeitsfäh1 ge lJänner und Frauen nicht arbeiten, in einern 

Augenblick, wo fast alle Menachen fUr die Kriegsindustrie 
Bchaffen mUseen. Der in Mischehe lebende Jude hat, wie es 
nicht anders ZU erwarten war, sich das Leben so s 'ogenehm 
wie möglich gemacht. Man sieht ihn 1m Kaffeehaus Karten 

spielen oder lrgendwelche dunkle Geschijfte tätigen. Den 
größten Beitrag zum Lebensunterhalt bat selbstverständlich 
der arieche Teil zu liefern. Häufig hört man in Gesprächen 
die hobnvolle Bemerkung eines in Mischehe lebenden Juden: 

"Ibm könne es nur recht sein, aber unverständlich 
bleibe es doch, daß die deutsche Besatzungsmacht 
den arischen Teil förmlich zwinge, für den jUdischen 
Ehepartner zu arbeiten, denn der jüdische Teil in 

einer Mischehe sei tabu und könne sein Fauleneerdasein 
auch weiterhin fortsetzen." 

Dieser Übelstand ist nunmehr beseitigt worden. Alle in 

Mischehe lebenden Juden sind von der hiesigen Die~tBtelle 
der Arbeitseinaatzbehörde gemeldet worden, damit sie zur 
Arbeitsleistung beim Ostm1n1sterium. herangezogen werden 
können. 

Das Aussetzen von Kopfprämien hat sich bisher gut bewährt • 

• 
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31. Juli 1944 

563 Deportierte darunter 47 Kinder 
186 Überlebende 

Gesamtzahl der nach Auschwitz deportierten Juden: 
24 811 

darlll'lter 4 987 Kinder unter 16 Jahre. 
1945 gab eB 1 193 Uberlebende darunter 44 Kinder. 

+ (Offizielle Statist ilten des tanisteriums für öffentliche 
Gesundheit und Familie von Belgien - 1.9.1919 
(Ministers da la Sante Publique et da la FamilIe ) 

Protokoll des Verhörs von Franz Ludwig Straub, 
geboren am 25. 2. 1889 in Bergrothentels. 
(Kriminal-Direktor und Chef der Gestapo in Belgien). 

Verhör vom 17. 2. 1948 vor dem öffentlichen Ankläger 

des Militärgerichts in BrUssel • 

••• Indessen ist G~)Dd vorhanden, die Bewmten, die Mitglieder 
des sn waren zu unterscheiden von denjenigen, die zur SIPO 
gehörten und ale solche professionelle Polizisten waren. 
Mitglieder des SD, Abteilung in die sie freiwillig einge­

treten waren, waren oft, von vor dem Krieg an, nur wenige 
in der Abteilung IV. Ich kenn selbst sagen, daß es nur welche 

in der Abteilung IV B gab. Wenn Sie auf das Verhalten der . 
GenAnnten Asche uM Erdmenn anspielen, antworte ich Ihnen, 

daß 88 sich genau um Mitglieder des SD hendelt ••• 

+ CDXCII-27 
Ubersetznng aus dem Französischen ins Deutsche 

, 
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Zeugenaussage von Priedrich Wimmers, geboren am 9. 5. 1913 
in Bonn. Die Aussage wurde am 23. 2. 1948 vor deli. öttent-

• • 
lichen Ankläger des Militärgerichts in LUttich gemacht. 
F. Wimmers gehörte zu der Gruppe Pol./Palit. des Militär­
befehlshabers in Belgien und Nordfre..nkreich • 

••• Der Befehl zur massiven Verhaftung der Israeliten, der 
direkt an die SIPO in BrUssel gesandt wurde, rührte sicher 
vom RSHA in Berlin her; es 1st möglich, daß eine Kopie 
dieses Befehls an den Mi11tärbefehlshaber geschickt wurde, 
wie dem auch sei, die Rolle der lrtili tärverwal tung in .der 

• 

Judentrage währ end dieser Zeit 1st mehr theoretisch als 
effektiv; die Befehle kamen aus Berlin, die AuafUhrung ob­
lag der SIPO in BrUssel und die deutsche Uilitärverwaltung, 
unter deren Verantwortung das wss in Belgien vor sich ging 
stand, mußte selbstverständlich Kenntnis von den im Hin­
blick auf die Juden getroffenen llaßnahmen haben ••• 

Die Genannten Asche, ebenso wie Erdmsnn waren absolut un­
erbittlich. \"Jas \/eidmann betrifft, kann ich Ihnen sagen, 
daß dieser ~ann uns mebreremal zu Hilfe gekommen i8t. Er 
hatte offens ichtlich große Angst vor den Risiken, die er 
einging, aber im Rshmen seiner Möglichkeiten versuchte er, 
zahlreiche Juden der Deportation entkommen zu lassen. Sie 
sagen mir, daß er sich für seine Interventionen bezahlen 
ließ, ich habe dAMle keine Kenntnis davon gehabt und ich 
weiß währenddessen, daß er sich zugunst en verschiedener 
Juden, die sicherlich nicht über große finanzielle ~it tel 
verfügten, eingesetzt hat. Dieser Mann filhlte sich von 
seinen Kollegen überwacht und er hat uns , Herrn von Hahn 
und mir, oft gesagt, daß er bedauerte an die Spitze der 
Judenabteilung gesetzt worden zu sein, aber daß er es 
nicht gewagt hatte, abzulehnen ••• 

FraGe: \las wäre, glauben Sie, die dem Chef der SIPO sowie 
dem Chef der Judenabteilung auferlegte Sanktion gewesen, 



- 90 -

wenn man in Berlin den Eindruck gehabt hätte, es mangele 
an Eifer bei der Ausfllhnmg der anti-jüdischen Maßnahmen? 

Antwort: Ich denke. daß man örtlich in BrUssel Uber eine 
sehr ausgedehnte }]acht in der Anwend1lng dieser Ilaßnabmen 
verfUgte, jedenfalls, wenn es tatsächlich Sabotage gegeben 
hätte. wären die verantwortlichen Beamteon abberufen worden 
und hätten vielleicht das Konzentrationslager riskiert ••• 

••• Es 1st mir unmöglich, die Haltung der Chefs der SIPO, 
sei es CaD8.ris oder Ehlers, betreffend der Judenabte11ung 
einzuschätzen. Ich habe keinen Kontakt mit Ihnen gehabt, 
jedenfalls erscheint es mir sicher, daß die Abberufung der 
Genannten Asche und Erdrnenn nicht darauf zurUokzuf'Uhren war, 

daß sie sich zu aktiv gezeigt hatten in der Anwendung anti­
semitisoher Maßnahmen. Sie sind abberufen worden, weil sie 
dos Diebstahls oder der Veruntreullng sohuldig waren Ilnd 

dies bezog sich nicht auf den von den Juden erlittenen 
Schaden, sondern auf den Umstand, daß es der deutsche Staat 
war, der geschädigt wurde, da ibm das von den Juden kon­
fiszierte Vermögen zustand. 

Frage: Welches waren 1m Laufe Ihrer verschiedenen Kontakte 
diejenigen, die Ihnen den Eindruck gaben, über das Schicksal 
der nach Auschwitz deportierten Juden auf dem laufenden zu 
sein. 

Antwort; Ich weiß, daß General von FalkenhAUBen während des 
Sommers 1942 zwei Anfragen betreffend das Schicksal der 
deportierten Juden an die Chefs der SIPO gerichtet hat. 
Auf die erste hat er keine Antwort bekommen und auf die 
zweite wurde ihm geantwortet, daß diese Leute in Polen zur 
Arbeit eingesetzt wUrden. Diese Frage wurde in der Absicht 
gestellt, die offizielle Antwort, die der Chef der SIPO 
geben wUrde, zu kennen, weil man sich klar darüber wurde, 
daß es G~lnd zu ernsthafter Besorgnis über das Schicksal 
der deportierten Juden gab, aber man vlU.ßte auch, daß die 
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Antwort nicht mit der Realität UbereinatÜmnte, iIl .l!'all, daß 
,m-ere BefUrehtungen begründet gewesen wlLren. In der UII­

gebung des lt11itärbefehlshaber.e dachte man, daß diese Per­
sonen zur Arbeit eingesetzt wurden, unter solchen Bedingun-

. 
gen, daß nur wenige überlebten. Was die Alten und Arbeits-
unfäbigen angeht, dachten wir, daß sie "liquidiert" wurden ••• 

• 

Ich denk., daß die Chefa der Judenabteilung, ebenso wie 
Straub und Canar1s, auf dem laufenden über die Realität 
waren. Dies erscheint Ddr wahrscheinlich, da die Chefa der 
Gestapo in Berlin genauso Kontakt zu ihren Kollegen aua dem 
O.ten haben mußten, welche es wissen mußten. 

+ CDXCVI-47 
uoeraetzt aus dem Französischen ins Deutsche 

Auszug aus der Zeugenaussage von F. Wimmers vom 18. 1. 1950 • 

••• Wenn wir fragten, was aus den Juden ~ antworteten 
die Leute der "Judenabteilung" uns: "Sie arbeiten im Osten". 
~n sagte mir auch, ohne es ot~en zuzugeben, daß es Grund 
gebe, das Schicksal, das ihnen vorbehalten ,var, zu unter­
stellen ••• 

+ CDXCII-20 
Übersetzt aus dem Französischen ins Deutsche 

, 

Auszug aus der Zeugenaussage von F. Wimmers vom 19. 1. 1950 • 
. 

•• Was die Juden:frage angeht, kann ich Ihnen nicht mehr sagen 
als das, was ich schon am 23. 2. 1948 erklärt habe, ich bin 
überzeugt, daß durch die Kontakte, die Canaris in Berlin 
mit den Leuten, die 1m Osten gelebt hatten, d.h. seinen 
Kollegen, haben konnte, er wissen mußte, was in den Lagern 
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vorging. Übrigens, lind das 1st bezeichnend, ich habe eines 
Tages Erömenn gebeten, eine jüdische Familie, für die ich 
die Unterbringung in einem belgisehen Heim erhalten hatte, 
die aber versehentlich nach Deutschland geschickt worden 
war, aus Deutschland zurückkommen zu lassen und Erdmann 

antwortete mir: "Diese Leute sind seit 3 Wochen weg und 

es ist zu spät." Ich habe verstanden, daß diese Leute 
zweifellos schon vernichtet waren. 

+ CDXLVI-47 
Übersetzung aus dem Französischen ins Deutsche 

Zeugenaussage vom 21. 4. 1948 vor dem öffentlichen Ankläger 
des r.i11itärgerichts in BrUssel von Baron Dr. von Hahn 

(von der Gruppe POl/Pallt. beim deutschen Alilitärbefeh1s­
haber in Belgien). 
·t'iilhelm von Hahn, Berut'srichter, 36 Jahre alt,1948, Vlar 

der Ehemann der Komtesse von Vitzheim • 

••• während man am Anfang gedacht hatte, daß die den Juden 
zugestell ten Vorladungen nur motiviert waren von dem \1unsch , 
sie der Zwangsarbeit zu unterwerfen, nahm man sehr schnell 
wahr, daß die Gestapo selbst Alte, Kranke und Kinder vorlud 
und verhaftete. Ich habe also Präsident Reeder, auf der Basis 
von Auskünften, die mir Herr Ueyer, Vertrauensmann der Juden, 
unterbreitet hatte, ein Protestschreiben adressiert an den 
Chef der SIPO unterbreitet. Thomas ist dann zu Präsident 
Reeder gelcommen und hat ihm erklärt, nachdem was mir Herr 
Lieyer gesagt bat, daß neue Anordnungen aus Berlin vorschrie­
ben, zur Verhaftung und Evakuierung der Juden Uberzugehen. 
Präsident Reeder war unzufrieden, daß man ihn getäuscht 
hatte, aber er konnte offensichtlich nichts mehr deren 

• 

ändern ••• 
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Frage: Im Laufe der Interventionen bei einigen Chefs der 
Judenabteilllng, haben Ihnen diese nicht geantwortet, daß 

sie sich auf Straub oder Canaris berufen mUßten? 

Antwort: Weidmann und Borchard haben mir manchmal gesagt, 
daß sie nicht ohne die Erlaubnis von Straub handeln könnten. 
m diesen Fällen erhielt ich all~~mein kein großes Ergebnis. 
Weidmann hat mir oft den Eindruck. vermittelt, Be.fUrchtllngen 
zu haben, wenn er mich zufrieden stellte. 

Frage: Wem gegenüber? 

Antwort: Gegenüber Straub, der wie mir scheint, einen groBen 
Einfluß auf ihn ausübte, den er ihm durch 8eine Entschlossen­
heit und Persönlichkeit aufzwang. (Borchard stand unter dem 
gleichen Ein1'luß. ) Weidmann .fUrchtete auch !leine Untergebenen, 

die manchmal einen höheren S5-Grad als er hatten lind darUber 
war er eifersüchtig. Manche gehörten dem sn an und er hatte 
die Empfindung, ausspioniert zu werden • 

••• Von Canarie kann ich fast nichts sagen. Ich habe mit ihm 
nur ein Telefongespräch ge:fUhrt, zu Ende der Besatzung und 
ea ging um eine Frage die die Juden betraf. Ich hatte keinen 
Erfolg lind er hat mir sehr knapp geantwortet ••• 

Frage: Gab es Zusammentreffen von Canerie und Straub einer­
seits und Reeder und von FalkenhaUBen andererseits was. die 
Judenfrage angeht? 

Antwort: \'188 von FalkenhaUBen angeht weiß ich es nicht, 
Reeder hatte sicherlich Unterredungen mit Thomas und wahr­
scheinlich mit Ehlers und Canaris; mit Straub, das weiß 
ich nicht. 
Ich habe den Eindruck, daß Reeder bei diesen Herren auf 
Opposition gestoßen ist; sie hatten den Willen, die Befehle 
von Berlin auszuführen und Reeder wollte es nicht. Ich habe 
nicht ausreichend Kontakt mit Reeder gehabt, um die Details 
zu keIUlen ••• 
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Frase: Wenn die Suche nach zu verhaftenden Juden mit einer 

gewissen Nachläss1gk:e1 t gefUhrt worden wäre, wenn man z. B. 
nur 10.000 an Stelle von 25.000 Juden verhaftet hätte, denken 
Sie , daß die Sanktionen von Berlin schlimm gewesen wären? 

Antwort: Ich denke nicht, daß 8S ernsthafte Sanktionen ge­
geben hättej vielleioht hätte meD einen Abgesandten ge­
schickt; vielleicht hätte man einen Beamten versetzt. 
Übrigens ~~e 8S mir schwierig erscheinen, von Berlin aUB 

. 
die Verhaftungen der Juden kontrollieren zu können ••• 

Frage: Die Beamten der SIPO, ihrer Ansicht nach, kannten 
sie das Schicksal der Juden in Auschwitz? 

Antwort: Ein- oder zweimal haben wir an das RSHA geschrieben, 
vielleicht über die SIPO in BrUssel, um die Rückkehr eines 
deportierten Juden zu erbitten. In einem dieser Fälle han­
delte es eich um eine BUS Vereehen deportierte Arierin. 
Nie haben wir eine Antwort erhalten. Einer der Chefs der 
Judenabteilung, ich erinnere mich nicht mehr welcher, dem 
ich die Frage nach dem Schicksal der Deportierten gestellt 
hatte, antwortete mir: "Ich weiß es nicht, aber ich denke, 
daß nur ungefähr 1 0 >~ noch am Leben sind. 1I Ich denke, ich 
habe diese Frage 1943 oder 1944 gestellt. l1ein persönlicher 
Eindruok ist, daß logisoherweise so hooh gestellte Leute 
wie Canaris, ebenso wie Straub, der Kaltenb~lnner kannte, 
nicht ignorieren konnten, was in Ausohwitz vor sioh ging. 

Frage: Können Si~ mir das Verhalten der verschiedenen 
Beamten der Judenabteilung der SIPO in BrUssel sowie der 
in der Kaserne Dossin beschreiben'? 

Antwort: loh weiß niohts von dem, was in der Kaserne Dossin 
vor sich ging und kann Ihnen nichts sagen über die unter­
geordneten Beamten die sie genannt haben. 
Ich denke jedoch, daß Grund vorhanden ist, diejenigen, die 
zum ~D gehörten von den anderen zu unterscheiden. Die 
ersteren wie Asche I ßrdmann Wld Thomas wirkten auf mioh 
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t'anatischer. Weidmann lind Borchard 1m Gegenteil waren ver­
söhn1 icher. ErdmeDn hat mir eines Tages geaagt, daß die 
M11itärverwaltung die Politik des Führers sabotiere. 
Dagegen wirkte Weidmann, ehemaliger Beamter der Kripo, 
auf mich, als wäre er wirklich angeekelt von dem Handwerk, 
daß er in der Judenabteilung ausübte. 

+ CDXII-J5 
Übersetzung sus dem Französischen j ns Deutsche 

Zeugenaussage von Maria POL, geboren am 1.12.1903 in 

Bad Kreuznach, vor dem öffentlichen AnkJäger des Militär­
gerichts in Brüssal vom 25. ,3. 1948 

Frage: V/ar die Judenabteihmg, Ihrer Ansicht nach, einer 

engen Kontrolle des Chefs der SIPO in Brtissel unterworfen, 
oder befand sie sich in direkter Abhängigkeit vom RSHA 
in Berlin? 

Antwort: Genau wie die anderen Abteilungen wurde die Akti­
vität der Judenabteilung eng kontrolliert durch die Chefs 
der SIPO in BrUssel ••• 
••• Straub ebenso wie Canal'is beklagten sich, festzustellen, 
daß Doch so viele Israeliten in Freiheit seien ••• 

••• Ebenso wie für viele andere Fragen befanden sich der 
1i11itärbefehlshaber und die SIPO in ständiger Opposition 
in der Judenfrage. Ich weiß, daß auf eine Intervention 
der Königin ~aisabeth der Llilitärbefehlshaber versuchte, 
die belgisehen Juden von der Deportation auszunehmen, aber 
die SIPO zweifelhafte Littel anwendete , um sie festzunelunen 
unter dem Vorwand zum Beispiel, daß sie angetroffen worden 
sind, ohne den Judenstern zu tragen. 
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••• Ich bin vollkommen überzeugt, daß die Chefs der SIPO 
wußten, wss' 1m lager von AUBChwi~z vor sich ging. nie 
Genannten Ehlere, Canaris, Straub, ebenso wie gewisse 
Chefs der Judenabteilllng, wie Asche und He:rJM.nn, konnten 

es nicht ignorieren. Ich bin zu dieser Überzeugung ge­
kommen au/grund einer Gesamtheit von Fakten oder genauer 
von Indizien: der verächtliche Ton, den man annahm, wenn 
man von den Israeliten sprach, auf deren Leben man nicht 
den geringsten Wert zu legen schien .•• Es gab einen \"/itz, 
den ich ständig härte weIlIl JMD von den Israeliten sprach: 

"I/ir brauchen Seife". Ich wußte zu dieser Zeit nicl;t, 
daß man auf die Herstellung von Seife 8.US Menschenfleiech 

anspielte. Ich habe dies insbesondere aussprechen hören 
von dem Genannten Asche. 
Es ist sicher, daß die Chefs der SIPO durch die Kontakte 
mdt den KOllegen aus dem Osten, an denen es nicht fehlte, 
auf dem laufenden sein mußten über das. was in den Ver­
nichtungslagern vor sich ging. Auf der Suche nach der 
Erklärung für diesen Witz wurde mir geantwortet: IIDas 
ist ein Scherz. aber in der Tat viele Juden sterben in 
den Konzentrationslagern, weil sie keinen ausreichenden 
körperlichen \liderstand haben, um die Härten zu ertragen 
und es scheint. aaß man aus ihren sterblichen Überresten 
Seife macht. 
~ch glaube mich zu erinnern. daß mir diese Erklärung 
insbesondere von Straub gegeben wurde. Dieser Witz war 
übrigens sehr weit verbreitet. selbst in Deutschland. 

+ CDXCII-J5 
Übersetzung aus dem Französischen ins Deutsche 
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AlILAGEN 
============= 

"Der ·Spiegel ll
, 15. 11. 1962 

SchleBwig-Holstein 

Nur Laien verdächtig 

In Schleswig-Holstein hat sich erneut bestätigt: NS-belastete 
Staatsdiener brauchen weder falsche Namen noch Versteck, um 
für die Landesjustiz unauffindbar zu sein. 

Dem 'o'Iegen Judenerschießungen gesuchten Verwal tllngsgerichts­

rat und früheren SS-SturmbannfUhrer Ernst Ehlers kamen erst 
die Staatsanwälte aua dem fernen Ludwigspurg auf die Spur. Sie 
fanden ihren Mann just in jenem Haus amtierend, in dem wochen­
lang vergeblich nach ihm gefahndet worden war: 1m Justizge­
bäude zu Schleswig. 

Der Präsident des Tandessozialgerichts in Schleswig, Dr. 
\'/alter Tietgen, der in diesem Haus residiert, war gerade 
zwölf Llonate im Amt, als er Anfang Juni 1962 von dem anti­
kommunistischen Verband Demokratischer Widerstandskämpfer 
(VDWV) in Flensburg einen Brief erhielt. 

"Wir sind Ihnen für eine baldige Auskunft darUber dankbar", 
schrieb der Erste VDWV-Landesvorsitzende Schwarz an Tietgen, 
"ob es zutrifft, daß der Tendessozialrichter Ernst Ehlere 
früher SS_SturmbennfiJbrer in der berUchtigten Eineatzgruppe 
B war." 

Mit diesem Ansinnen bewies Schwarz stabiles Vertrauen in die 
Findigkeit des Präsidenten Tietgen, dessen Amtsvorgänger, 
Dr. Ernst-Siegfried Buresch, aus dem Sessel gehoben worden 

. -
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war, weil sein GespUr fUr rJS-l .• issetäter bedenkliche Hängel 

aufgewiesen hatte. Burasch war e.m 26. l.<'ebruar 1961 vom 
Kieler Generalstaatsanwalt wegen Begünstigung des Euthanasie­
Prot'essore Heyde-Sawade angeklagt worden. 

Buresch-:Nachf'olger Tietgen lieB den i/iderstandskfunpfer nach 
fUnf Tagen das .ii:rgebnis seiner Recherchen in einem Satz 
wissen; IIBeim Bchleswig-holsteiniachen LandesBoz1algericht 

1st ein Landes80zinlrichter Ernst Zhlers nicht tätig." 

Gleich\'lOhl .fühlte sich Schwarz durch das ~iider8tändler-Blatt 

"Die Tat" in seiner Auf'fassung bestätigt, daß doch ein 
Richter Ehlers im Schleawiger GerichtshauB sitze. Die Zeit­
schrift gab in einem Bericht über den Prozeß gegen sechs 
Führer des SD-Einsatzkommandoa 9 vor dem \'Jestberliner Schwur­
gericht den Hinweis, "der frühere SS-Sturmbannfi.illrer in der 
Einsatzßruppe B, Ernst Ehlers, heute Iandessozialrichtar 
in Schleswig", habe sich Bettlägerigkeit bescheinigen lassen 
und sei nicht als Zeuge vor Gericht erschienen. 

Überdies bestätigte auch Oberstaatsanwalt Nenmenn beim West­
berliner Generalstaatsanwalt auf eine Schwarz Anfrage, daß 
Ernst Ehlers "aUB geaundheitlichen GrUnden am Erscheinen beim 
Schwurgerichtsprozeß gegen Angehörige des SD-Einsatzkommandos 
9" verhindert gewesen sei. 

Daraufhin unternahm Schwarz am 18. Juli 1962 einen weiteren 
Vorstoß bei Tietgen: Ob ihm dann nicht eine "Person ähnlichen 
Namens oder im Bereich einer anderen Justizverwaltung" be­
kannt 8fi. Auch diesen Frage-Brief beantwortete der Gerichts­
präsident zwar abschlägig, doch wortreich. 

So entdeckte Tietgen unter dem Datum vom 25 . Juli: Die Namens­
gruppe Ehlere sei "nicht gerade selten". Er wisse beispiels­
weise, daß der Bürgermeister von SUderbrarup (bei Schleswig) 
Ernst Ehlers heiße und früher vorUbergehend Sozialrichter 
gewesen sei .. 

• 
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Auch an ei nen verstorbenen Sozialrichter llrnst Ehlers aua 
Heide, den der Deutsche Gewerkschaftsbund einmal für dieses 
Amt in Vorschlag gebracht habe, vermochte sich Tietgen 
in dem Brief noch zu erinnern. 

Aber: "Wir 1st weder in der Sozialgerichtsb.srkeit des Landes 
Schleewig-Holstein noch im Bereich einer anderen Justizver­
waltung ein ehrenamtlicher Richter bekannt, der den Namen 
Ernst Ehlere fü.hrt. n 

Nun hatte Schwarz zwar keineswegs nach f~Jberen, verstor­
benen oder ehrenamtlichen Richtern namens EhJers gefragt, 
wegen derer Tietgen Bein Gadächtnis strapazierte. Ein Blick 
in das Handbuch von Schleswig-Holstein, das bei jeder Be­
hörde im Regal steht, hätte dem Präsidenten Gewißheit ver­
s chafft, daß es 1m Schleswiger Gerichtsgebäude auch einen 
lebenden und aktiven Richter Ernst Ehlers gab. 

Im Register des Handbuches wird der Name Ehlers 23mal ge­
fUhrt. An erster Stelle steht der gesuchte Ernst Ehlera -
als Verwalt llDgsgerichtsrat beim Verwalt llngsgericht in 
Schleswig. 

~enn Schwarz auch anfänglich nach einem Sozialrichter dieses 
Namens geforscht hatte - schon im zweiten Brief wies er auf 
die Möglichkeit hin, daß Ehlers in einer anderen Justiz­
verwaltung tätig sein könnte. 

Indes, auch dieser Hinweis hatte den Sozialgerichtspräsiden­
ten nicht auf die Spur von Ehlers gebracht, obgleich 
- zwischen den Amtszimmern beider Juristen nur ein Fußweg 

von JO Sekunden lag und 
- beide einander - als VerbinduDgsbrUder bei der Kieler 

"Akademischen Vereinigung Frisiall 
- gut kannten. 

Nach seiner zweiten Fehlbohrung in Schleswig richtete 
Schwarz am 4. September eine Eingabe an den - inzwisc~en 

zurückgetretenen - Justizmjnister Dr. Bernhard Leverenz 
und bekam auch Antwort. 

• 

• 

• 
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"Auf' Ihre Vorstellungen hin", 80 schrieb der tI1n1ster 

unter dem 8. Oktober, "habe ich Herrn Landes8ozialgerichts­
präsident Dr. Tietgen um eine Stellllngnalune gebeten. Er hat 
mir glaubhaft versichert, ihm sei gar nicht der Gedanke 
gekommen, daß ein in Schleswig amtierender Berufsrlchter 
in den erhobenen Verdacht kommen kö~e, deshalb habe er 
seine ganze Aufmerksamkeit auf die Laienrichter gelenkt ... 

Leverenz weiter: "Auch ich war überrascht, als ich be;L 
meiner prü:fllng der zunächst durch die Presse an mich her­

Angetragenen Behauptungen über einen 'Sozialrichter Ehlers' 
schließlich den Verwaltungsgerichtsrat E. als Betroffenen 
feststellen mußte." 

Die vom Justizminister angefflbrten "Behauptungen der Presse" 
fUhrten schließlich zu der lUitteilung Nr. 314/62, die von 
der Pressestelle der Landesregie~lng Schleawig-Holstein 
1m Auf'trage des Juatizm1nisteriums herausgegeben worden 
war; "Gegen den Vel"Waltungsgerichtsrat E. beim schleswig­
holste1n1 schen Verwaltllngsgericht in Schleswig hat die 
Staatsanwaltschaft in Kiel ein Ermittlllngsverfahren einge­
leitet. 1I 

Ferner: "Nach den Ermittlungen der zentralen Stelle (für 

NS-Verbrechen) in Ludwigsburg wird E. vorgeworfen, er 
habe 1941 in der Wabe von Smolensk einem Einsatzgruppen­
stab angehört, dessen KOlI'llMndos Erschießungen vorgenommen 
haben. " 

Leverenz leitete gegen Ehlers, der bestreitet, an den Er­
schießungen beteiligt gewesen zu sein, ein Dienststraf­
verfahren ein. Das Vezhaltungsgericht hat den einstigen 
SS-SturmbennfUbrer emtsenthoben. 
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"SCHLES\iIGER lIACHRICHTEII". 1 O. 5 . 1975 

Schleswig: Demonstranten stürmten \'/olmung eines 

ehemaligen S8- 0ffiziers 

Polizei nahm sieben Belgier und BrUsaeler l!'ernsehteam fest 

Beate Klarsfeld begleitete die Gruppe als "BeobachterinU 

dpa. S c h 1 e' B W i g. I.1i t der Festnahme von sieben 
bel gis ehen Demonstranten und einem vierköpt'igen Pernsehteam 
aus BrUsael endete gestern in Schleswig eine Demonstration 
gegen einen früheren hohen S5-0ffizier. Die Demonstranten 
waren auf ihrer Reise von BrUsael nach Schlesw1g von Beate 
Klarsfeld (36 ) begleitet worden, die vor allem durch ihre 
Kiesinger-Ohrfeige und durch spektakuläre Aktionen gegen 
Nazi-Verbrecher bekannt geworden ist. 

Nach Angaben der Staatsanwaltschaft in :F'lensburg sind die 
zum Teil noch jugendlichen Demonstranten in die Wohmmg des 
pensionierten Richters und früheren Befehlshabers der Uazi­
Sicherheitspolizei in BrUssel, Ernst Ehle~s (65), einge­
drungen. Der Richter sei nicht zu Hause gewesen. lTach Dar­
stellung der Emittlnngsbehörden haben die Demonstranten 
in der \iohmmg IIalles kurz und klein geschlagen", wobei sie 
von dem Fernsehteam gefilmt worden sein sollen. 

Beate Klarsfeld hat nach eigenen Angaben den Verlauf der 
Demonstration beobachtet. Danach haben die jungen Belgier 

• 
eine belgische Fahne aUB dem l!'enster gehängt und dazu ein 
Spruchband mit der Aufschrift: "Verurteilt so schnell wie 
möglich den SS-Verbrecher Ehlers, verantwortlich fUr den 
Tod von 25 000 Judell aua Belgien. 1I Die Staatsanwaltschaft 
ermittelt gegen die Demonstranten wegen Hausfriedensbruch 
Wld Sachbeschädigung. 

Die Staatsanwal t schat't Kiel hat 1m 1Järz beim Schwurgericht 
in Flensburg Anklage wegen Beihilfe zum llord gegen Ehlera 



- 102 -

erhoben. Ihm wird vorgeworfen, zusammen mit den früheren 
S5-0ffizieren Dr. Konstantin Canaris (68), Kurt Asche (65) 
und Karl Fielitz (66) in den Jahren 1942 bis 1944 als An­
gehörige der Dienststelle der Sioherheitspolizei und des 

S1cherheitsdienstes in Belgien an der Deportation und Ver­
nichtung von mindestens 12 000 Juden beteiligt gewesen zu 
sein. Ehlers war dAmals der Anklage zufolge SS-Obersturm­
bennfUhrer und bis Ende 1943 ve~'8.D.twortlicher Leiter der 
Dienststelle. Die Ennittlnngen und die gerichtliche Vor-

• 

untersuchung gegen Eb) ers und die anderen Angeschuldigten 

haben sich über mehrere Jehre erstreckt. 

In einem Flugblatt der belgiseben Demonstranten, die nach 
Angaben von Frau Klarsfeld alle SUB jüdischen Familien stA rn 

man und selbst nabe Angehörige in den Konzentrationslagern 
des Dritten Reiches verloren haben, wird der deutschen Justiz 

vorgeworfen) das Verfahren gegen Ehlers "auf skandalöse 
WeiseIl verzögert zu haben. "Schluß damit", heißt es weiter. 

"Das Schwurgericht in Flensburg muß unverzüglich den Prozeß 

gegen SS-Ehlers eröffnen. 11 Die Demonstranten drohten: 
IIV/enn UDsere Botschaft nicht in Betraoht gezogen wird, 

kommen wir zurUck." 

Wie Frau Klarsfeld der Deutschen Presse-Agentur mitteilte, 
1st die Aktion gegen Ehlers von der "Vereinigung der depor­

tierten Juden aUB Belgienll ausgegangen. Der Präsident dieser 

Vereinigung, ldaurice Pioro, sei vor drei \'lochen in Flens­
burg gewesen, um mit der Justiz über den Stand des Ver­
fahrens und die Wglichkeit seines Auftretens als Ileben­

kläger ;in dem Prozeß zu sprechen. 

Die bei der Demonstration in Schleawig ?estgenommenen waren 
am Abend nach Auskunft der Polizei noch in Gewahrsam. An­

&ab8n darUber, ob sie einem Heftrichter vorgeführt werden 

sollen, wurden nicht gemacht. 

• 
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"FLENSBURG. T.", 29. 5. 1975 

Unrichtigkeiten 

Ihr Bericht in der Ausgabe vom 15. 5. enthält Unrichtig­

keiten, di e einer Berichtigung bedüxften. 

1. Es ist nicht richtig, daß die Justizbehörden in Kiel 
und .tnensb\U"g ein Gerichtsverfahren gegen mich verschleppen. 

Richtig 1st vielmehr, daß das Ermittlungsverfahren gegen 
mich bereits vor mehr als drei Jahren nach der gesamten 
Beweis-, Sach- und Rechtslage hätte eingestellt werden 
müssen. Es entspricht nicht den Tatsachen, daß ich an der 
Deportation der Juden beteiligt war. Die Tatbeatandsele­
mente der Beihilfe - Wollen Wld Vliesen der Tötung - sind 
keinesfalls nachgewiesen. 

2. Falsoh ist auch die Be~UptllDg. daß die deutsche Justiz 
sich nicht um Beweismaterial aus Belgien bemüht habe, 
Richtig 1st vielmehr, daß zahlreiche Juden aus Belgien 
vernommen wurden, von denen mich keiner belastet hat. 
Es iet auch um lliaterial bei der belgischen Justiz ange­
sucht worden. Es gibt jedoch kein ~aterial gegen mich. 

3. Es scheint der Organisation der Deportierten - wobei es 
sich nur um vom Arbeitee1nsstz zurückgekehrte Personen 
handeln kann - auch unbekannt zu sein, daß die belgieche 
Justiz nie nach mir gefahndet hat. Sie wußte, daß ich 
meine Dienatgescbäfte 1m hUlMnen Geiste wahrgenommen und 
mich aus allen Maßnahmen gegen Juden heraUMgehalteD habe. 
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4. Die Deportierten-Organisation scheint ferner nicht 
zu wissen, daß der BrUsseler ~11itärgerichtshof in dem 
Prozeß gegen v. Falkenhausen u. 8. die Evakuie~lng der 
Juden als lo'reiheitaberoubllng 'Dewertet hat, ,in Delikt, 
das seit 1960 verjährt ist nach deutachem Recht. Aber 
'selbst daran bin ich nicht einmel beteiligt. 

5. Falsch 1at auch die Darstellung, daß ich 1962 "auf_ 
gespUrt 11 worden sei. Ich habe stets unter meinem richti­
gen l~amen gelebt, was durch Auskunft der Aleldeämter 
bewiesen werden kann. 

6. Richtig 1st, daß ich einer Einsstzgruppe im Osten 
angehört habe. Ich war der einzige, der sich weigerte, 
ein Kommando zu übernehmen, weil mein Gewissen 8S mir 
verbot, an der Vernichtung unschuldiger Menschen teilzu­
nehmen. Das Landgericht in Flensburg hat mich, von meiner 
Unschuld überzeugt, daher durch rechtskräftigen Beschluß 
aus tatsächlichen und rechtlichen Grl1nden außer Ver­
folgung gesetzt. 

Ernst Ehlers; Schleawig 
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"DAS PA.RLAJaENT" (31. 5. 1975); Bundestag 172. Sitlmng 

8m21. 5. 1975 

Selbstjustiz gegen Nazi-Verbrechen? 

Erhard (Bad Schwalbaeh, CDU/CSU) 

Wie beurteilt die BmJdeBreg1e~1Dg Jbeld1lDgen, wonach 8ioh 

in Fl'I'mkreich Gruppen bilden wollen, die in der Bund 8are­

publik Deutschland eine Art Selbatj~t1z Uben 8011en geg8n 
Personen, die nationalsozialistischer Völkermordverbrechen 
beschludigt werden? 

Dr. de W i t h , 

Parlamentarischer Staatssekretär beim ~!nd •• m1Diat.r 
der Juatiz: 

Der Bund 8sregierung Si nd Meldungen über Drohungen einer 
fra~öB1achen Gruppe gegen best18mte Personen für den Fall, 
daß diese nicht bis zum 1. Dezember 1975 duroh Gerichte 
der Bundesr.publik Deutachland abgeurteilt sein sollten, 
bekannt geworden. liach dem Inhalt der Meldungen besteht 
gegenwärtig keine unmittelbare Gefahr fUr lJen.chenleben. 

Bezweckt wird offenbar in erster Linje, den Gang von Ge­
richtsverfahren zu beschleunigen. Bei allem Verständnis 
fUr dieses Anliegen lehnt die ~lndesregie~)Dg entschieden 
jede Drohung mit Gewalt ab, die geeignet sein könnte, die 
Unabhängigkeit der Gerichte zu berühren. ~~ Selbstjustiz 
ist in der Bundesrepublik Deutschland kein Raum. 

E r h a r d (Bad Schwalbaeh, CDU/CSU): Herr Staatssekre-
täl', könnte es passieren, daß eine Staat.e:anwal tschaft , 
obwohl sie eigentlich das Verfahren einstellen möchte, mit 
Rück!Ücht auf solche Drohungen Anklage erhebt? 

ParI. Staatssekretär Dr. de \'1 1 t h: Ich lcann mir nicht 
vorstellen, daß deutsche Staat8anwälte solchen Drohungen 
nachgeben könnten. 
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Erhard (Bad Schwalbaeh, CDU/CSU): Bestehen erkenn-
• 

bare und vielleicht auch organisatorische Verb1ndungen 
zWischen diesen Vere1njgungen in Frankreich und den Vorgängen 
um den Riohter Eb1ers? 

ParI. Staatssekretär Dr. da W i t h : 
hierzu keine konkrete Antwort geben, da 

Ich kann Ihnen 

wir auf G~Jnd der 
Flöge keinen Anlaß gesehen haben, hier Informationen nach­
zugehen. 

. 
Dr. A r n d t (Hamburg, SPD); Hat die Bundesregierung 

Verständnis dafUr, daß deutsohe Staatsbürger jüdisoher Ab­
stammung und Andere Verrolgte mit dem gleiohen Abscheu, 
den sie gegenüber nationalsozialistisohen Gewaltverbrechen 
empfinden, diesen Vorbereitungen gegenÜberstehen, da sie 
meinen, daß diese Leute sich die ~ethoden derer zu eigen 
machen, die sie zu bekämpfen vorgeben? 

• • 

ParI. staatssekretär Dr. de W i t h: Insoweit besteht 
ganz sicher Verständnis, weil das allgemein gilt. 

E r h a r d (Bad Schwalbach, CDU/CSU): i1as ,unternimmt 
die Bund esregierung , um die Wiederholung VOll Vorgängen 
wie beispielsweise den Überfall auf den pensionierten 
Richter Ernst Ehlera zu verhindern? 

Parl. Staatssekretär Dr. de \'1 i t h; Der Vorfall, aui' 
den Sie abheben, hat sich im Zuständigkeitsbereich der 
schleewig-holsteinisohen loandesjustizverwaltung ereignet. 
Diese hat mir mitgeteilt, daß es zu einem Überfall auf 
den pensionierten Richter Ehlers nicht gelcommen ist. Als 
am 9. Liai 1975 belgieche Staatsanbehörige in seine ~iohnung 
eindrangen, befanden sich darin weder der V/ohnungs1nbaber 
noch sonstige Personen. Es ist Strafantrag wegen Saohbe­
sohädig1lng und Hausfriedensbruchs gestellt wOl'den. 
Der Sohutz von Personen obliegt den örtlichen Polizeidienst­
stellen. Schutznmßnahmen können jedoch erst beim Vorliegen 
konkreter Anhaltspunkte für e i ne Gefährd1lng getroffen nerden. 
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Erhard (Bad Schwalbaeh, CDU/CSU): Tr~ft es zu, daß 
dieser ehemalige Richter ein fÜhrender Mann in d.m System 
der Judenvernichtnng in Belgien gewesen 1st und daß er 
bisher von einem deutschen Gericht nicht deswegen abgeur­
teilt wurd.? 

(Zuruf von der SPD: Nicht abgeurteilt werden konntel) 

ParI . Staatssekretär Dr. da W 1 t h : Herr Kollege Erhard, 
ich kann Ihnen hier keine präzise Antwort geben, weil Ihre 
~rege eine solche Nachtrage nicht erkennen ließ. Ich bin 
aber gern bereit, Ihnen d11S8 Frage schriftlich konkret 
zu beentworten, falls Sie 8S ~lnAch.n. 

Erhard (Bad Schwalbaeh, CDU/CSU): 
zu, nach denen Prau ~ 1 a r 8 f • 1 d 

Tret.fan 1Jeld1lDgen 

in irgendemer 
Wei •• an der Organisation der Aktionen, die zu di •• em ~in­
dringen in die Wohnung des Richters EhleTs geführt haben, 
und an der Planung entsprechender Aktionen in .Prankre1ch 
beteiligt gewesen i.i, und trifft es zu, daß sie in diesem 
Zusammenhang mit einer l!ahndllng gesucht wi rd? 

Parl. Staat.sekretär Dr. da VI 1 t h : Ich kann mich 
insoweit nur auf Meldungen stUtzen, die Sie sicher ebenso 
verfolgt haben wie ich. Danach trifft dies zu. loh kann 
aber nicht bestätigen, daß dies in der Tat 80 ist, weil 
wir dieser Frage, die Sie hier gestellt haben, ebenfalls 
nicht nachgegangen .ind. Aber ich bin gern bereit, diese 
Frage schriftlich konkret zu beantworten, ebenso wie ich 
dies bei der vorangegangenen angeboten habe • 

• 

(Erhard, Bad Schwalbaeh, CDU/CSU): Ich bitte daruml) 
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"FRANKFURTER RUNDSCHAU", 17. 2. 1976 

Erheblicher Verdacht, doch keine Zeugen 

Erhebliches Aufsehen über Schlesw1g-Holatein hinAUS hat der 
Flensburger Strafkammerbeschluß hervorgerufen, den ehemqli­
gen Verwalt1mgarichter l.Uld SS-ObersturmbsDDtuhrer Ernst 

Boje Ehlers, dem Beihilfe zum Mord an 26 000 Juden in der 

nationalsozialistischen Zeit in Belgien und Nord.1"rankreich 

vorgeworfen wird, nicht weiter zu verfolgen. Nunmehr muß 

nach Angaben des Kieler Justizm1nieter11lms die Staatsanwalt­
schaft versuchen, Ehlers doch noch beim Oberlandesgericht 
in Schleswig wieder "ank1agefähigll zu machen. Erheblich 

überrascht auch, daß das Flensburger landgericht der staats­
kasse alle Kosten für das nmfangl"'eiche Ennittlungaverfahren 

auferlegte, das Bchon 1962 begonnen hat. 

Ernst Boje EhJers, 1909 geboren. war schon mit 29 Jahren 
1m Reichasicherheitsbauptamt tätig und rUckte zwei Jahre 
später zum Leiter der Staatspolizeistelle in Liegnitz 
(Legnica) auf. Im Jahre 1941 wurde er Beauftragter des Chefs 
der Sicherheitspolizei :für Belgien und Nordtrenkreioh. 
Von da ab bis Ende 1943 leitete der SS-OberstuxmbanntUhrer 
die Dienststelle. die für die Judendeportationen in das 

• 

Vernichtungslager Auschwitz zuständig war. Dazu die Staats .. 
anwaltschsft: "Ehlera hat von dem beabsichtigten Schicksal 
der etwa 26 000 deportierten Juden seines Bereichs gewußt 
und damit Bei hi I1'e zum Mord dieser Menschen geleistet." 

Die Strafkammer des Flensburger lendgerichts war vor drei 
\"lochen ganz anderer Auffassung: "Dem AngeSChuldigten wird 
nicht nachzuweisen sein, daß er von der in Auschwitz ge­
planten organ 1 sierten Tötung der deportierten Juden gewußt 
hat", hieß es in der BegrUndung. Trotz seiner hohen Stellung 
als SS-Obersturmbann1'Ubrer könne ibm eine Einlassung nicht 
widerlegt werden. Ehlers: "Adol1' Eichmann, der Judenreferent 
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im Reichssicberheitsbauptamt, hat mir überzeugend darge­
legt, die Juden müßten aus kriegswirtschaftlichen GrUnden 
zur Arbeit eingesetzt werden. 11 Dazu war das Flenaburger 
Gericht BOsar der Auffassung, IIdaß Eichmenn nachgewiesener­
maßen auch andere ranghohe S5-Angehörige über das den Juden 

in Wahrheit bevorstehende Schickaal getäuscht hat. 11 , . 

Ehlers fUhlte sich 1953 jedentalla wieder soweit inte­
griert, daß er sich als Hilfsrichter beim Vexwaltungsge­
rieht in Schleswig bewarb. Offen.icht11oh fand die Ein­
stell\mgabehörde auoh nichts Nachteiligeli: Schon am 1. Fe­

bruar 1955 wurde er zum Vexwaltungagerichtarat ernennt. 
Denn aber, 1962, wurde nach ReCherchen der Ludwigsburger 
Zentralen Ermittlungsstelle für NS-Gewaltverbrechen einiges 
Bua Ehlers I Vergangenhe:i. t bekennt. Die Staatsanwal tscMft 
in Kiel begann zu ermitteln. Ehlera wurde vom Riohteramt 
suspendiert. Aber schon hatte er das Richterdienstgericht 
auf seiner Seite. Es lehnte eine Kürzung seiner Gehalts­
bezÜ&e ab. Ehlera dürfte inzwischen rund 400 000 lIark 
"verdient ll haben. 

In den Fall Ehlers ist auch der SS-Standartenführer 
Konatantin Canaris (69 ) , ein Netfe dea ehemaligen Abwehr­
chefs, verstrickt. Hinzu kOLlJJlen der SS-Obersturmfllhrer 
Kurt Asohe (66), dem das Judenreferat unterstand, und der 
SS-Hauptsturmf'ilhrer Karl }'ielitz (67), der die Außenstelle 
in Antwerpen leitete. Auch in diesen Fällen !IIah das Flens­
burger Landgericht nicht den Vorwurf, "in den Jahren 1942 
bis 1944 als Angehörige der Dienststelle der Sicherheits­
polizei und des Sioherheitsdienstes in Belgien an der 
Deportation und Vernichtung von mjndestens 12 000 Juden 
beteiligt gewesen zu seinII. So jedeni'alls hatte nooh vor 
Jahresfrist der Leitende Oberstaatsanwalt in Kiel geglaubt. 
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Jetzt gIß 8180 das Oberlande8gericht in Schleswig 
die Beschwerde der Staatsanwälte gegen den Flensburger 
Beschluß, die Eröffnung des Hauptverfahrens abzulehnen, 
behandeln. Es wird dem Ar~Jment des landgerichts genauso 
nachzugehen haben, es halte Itnach wie vor einen nicht 
unerheblichen Verdacht gegen Eh1ers fUr begründet". wie 
der Behauptung, man habe keinen Zeugen gefunden, der aus­
sagte, Eh1ers habe Kenntnis von den Judenvernichtnngen 
in Auachwitz gehabt. Juristisch geht es dabei um die 
Schlußfolgerung .des Flensburger Gerichts, "daß die Wahr­

scheinlichkeit einer späteren Verurte111mg in einem 
Hauptverfahren - gemäß § 203 Strafprozeßordnung als Voraus­

setzung für die Zulassung der Anklage - nicht besteht." 

LORE LORENZEN (Kiel ) 

• 

• 
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tlHUSUMER NACHRICHTEN", 21. 1. 1911 

Es geht um das Schicksal von 26 000 Juden 

RICHTER VON DER VERGANGENHEIT EINGEHOLT 

Oberlandesgericht muß zur NS-Vergangenheit entscheiden 

K 1 e 1 • Das Schlesw1ger Oberlandesgericht, das im nächllten 

Monat zu entscheiden hat, ob dem ehemaligen Velwaltungsrich­
ter und SS-Oberat1.U1llbannf flh rer Ernst Boje IDl;Jers (66) wegen 
Yordbeihilfe an rund 26 000 deportierten Juden der Straf­
prozeß zu machen 1at, hat - wie bereits berichtet - die bel­
giechen !Jebank1äger von einem der letzten großen NS-Verfah­
ren in der Th1Ddesrepublik ausgeschlossen. Das Justizministe­
riwn in Kiel teilte zur Beg.rtlndung mit, aie hätten nach 

einem Rechtsanwalt-Wech.el keine nauen Anwälte bensnnt. 

Ob das Oberlandesgericht den Fall des schwer belasteten 
Richters an das Landgericht Flensburg zur Hauptverhandlung 
zurückverweist, steht dahin. Die Plensburger Richter hatten 
es nijml ich im lo'ebruar 1976 abgelelmt, gegen den Chef der 
SicherheitEpolizei in Belgien 1.Uld llordfrankreich von Novem­
ber 1941 bis Ende 1943 Anklage zu erheben. Die Ehlers­
D~enststelle hatte die Juden zur tassenvernicht1.Ulg nach 
Auschwitz transportieren lassen. 

Aber die ~'lensburger Richter befanden, Ehlers "wird nicht 
nachzuweisen sein, daß eI" von der in Auschwitz geplanten 
organisierten Tötung der deportierten Juden gewußt hat". 
Liöglichen'/eise kommt auch das Schleswiger Oberlandesge­
richt zu dieser Erkenntnis, in dessen Yenvaltungsbau Ehlers 
der Justiz der Bundesrepublik Deutschland von 1953 bis 
1962 als Yerwaltungsrichter diente. 

Schon mit 29 Jahren, im Jahre 1938, zog Ehlers in das Reichs­
sicherheitshauptamt in Berlin ein W'ld wurde 1940 Leiter der 
Staatspolizeistelle in Liegnitz (LegnicsJ. 

• 
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Bin Jahr später versetzte msn den fähigen S3-0ffizier 
Dach BrUaael, von wo er ab 1943 Chef jener berUchtigten 
Dienststelle war, welche die Juden' nach Entzug der Staata­
bürgerschaft verhaften und nach Auschwitz transportieren 
ließ, wo sie der IIEndlBsung ll zugefUhrt wurden. 

Über diese verbrecherischen Handlungen liegen bei den Er­
mittlllnge akten eine Reihe Dokumente. Per Telegramm wollte 
Ehlers BUS BrUssel am 7. August 1942 von der Gestapo­
dienststelle in Paria wissen, "ob von dort auch Juden 
französischer Staatsangebörigkei t evakuiert werden". In 

einem Blitzfernschre1ben vom 14. Juli 1943 an den Be:('ehls-
• 

haber der Sicherheitspolizei für die besetzten niederländi-
schen Gebiete erbat Ehlers !iitte11nng darüber, "in welchem 
Umfange die Juden holländischer StaatSAngehörigkeit in 
die EvakuierllDgsmaßnabmen einbezogen s i nd". Der Militär­
verwalt llngschef von Belgien wolle nämlich seine Stellung­
nahme von der Holland-Leisung abhijngig machen. Zu diesem 
Themenkreis gehört auch ein Telegramm des SS- Obersturm­
bannfUhrers Adolt Eichmann an Ehl ers: !rAus gegebener Ver­
anlassung weise ich darauf' hin, daß mit den Judentrenaporten 
nach Auachwitz nur staatenlose Juden abbefördert werden 
dUrf'en. !r 

11it dem Hinweis "Dringend I Sofort vorlegen! 11 war aber 
t:bJ ers schon vorher auf eine zweite Phase "für den gegenwär­
tig anlautenden Großabschub von Juden BUS Frankreich" darauf 
hingewiesen worden, daß die deutsche BesatzWlgsver.valtllng 
nun auch von der französischen Regie~lng die Entnaturali­
s i erung der nach dem \\fe1 tkriege here ingekomcenen Juden 
verlangen würde, "'damit auch deren Abtransport erfolgen" 
könnte. In einer geheimen KommandoSElche teilte der llilitär­
befehlshabel' in Belgien und I-lordi'nmkreich am 1. Uovember 

• 

1943 mit, daß nunmehr "auf' \[eisWlg des ReichBfilbrers S8 
über die h1ra kuierung der belgisehen Juden die Abschiebungs­
maßnahmen in Angriff genommenH wurden. 
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Die Auflistung der Kieler Staatsanwälte, die nun schon 
seit 1962 gegen ~hlers ermittelt haben, ergibt folgendeo 
Bild: Ein "Deportat ionssoll" von 10 000 Juden wurde bis 
zum 1. August 1942 erfüllt. Dann: "Bis Ende Oktober 1942 
verließen weitere sieben Züge mit über 6600 Opfern das 
Semm,ellager 1iechelen. Nach vorübergehenden Schwi eriglcei ten 

in der Besch aff1lng des erforderlichen Transportraums 

wurden bis Juni 194.3 in vier weiteren Transporten 4500 
Juden nach Auschwitz gebracht. Weitere zwei TransportzUge 
mit insgesamt 1418 Juden gingen am 20. Septdmber 1943 
aus dem lLLger li:echelen ab. Nach eine1' Pause von vier Mona­
ten wurden L~tte Januar 1944 die Deportationen wieder auf­
genommen. Bis Ende 1944 verließen sodann noch vier weitere 
TransportzUge mit fast 2300 Juden das Sammellager L;echelen. 
Dann zwang die militärische Lage zur Einstellung der De­
porto. tionen. 11 

\10.8 da seine Dienststelle in BrUssel in jenen Jahren hin­
sichtlich der Judenvernichtungen leistete, hatte Ehlel~s 
schon 1953 verdrängt. Er bewarb sich beim Verwaltungs­
gericht in Schleswig, WW'de ohne weiteres als Hilfsrichter 
eingestellt und am 1. Februar 1955 zum Verwaltungagerichts­
rat befördert. Bis heute glaubt er nicht, daß er schuldig 
geworden ist. "Richtig ist vielmehr, daß zahlreiche Juden 
aus Belgien vel~ommen wurden, von denen mich keiner be­
lastet hat. 1I 

Hier wäre hinzuzufUgen, daß in Auschwitz vergaste Juden 
nicht mehr als Zeugen vernommen werden können. Jedenfalls 
meint Ehlers, daß die belgische Justiz nie nach ihm fahndete, 
weil sie wußte, ITdaß ich meine Dienstgeschäfte im humanen 
Geiste wahrgenommen lind mich aus allen Maßnahmen gegen Juden 
herausgehalten habeI!. 

Ehlers Richterkollegen im Justizgebäude in Schleswig haben 
es sich von Anfang an recht sohwer getan, den Mann über-
haupt aufzuspUren. Als er dort längst als Richter 1m Kollegen­
kreis amtierte, fragte der ant1koummn1 st1sche Verband 
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demokrat isoher Widerstandskämpfer in }'lensburg im Juni 1962 

den Präsidenten des Lendesß Dz1algerichts in Schleswig. 
Dr. \falter Tiet gen, "ob es zutreffe, da ß der LandesBozial­
richter Ernst Ehlers "frUher SS-SturmbannfUbrer in der 
bexüchtigten Einaatzgruppe B war" . Der Verband hatte nämlich 
erfahren, daß vor dem West-Berliner Schwurgericht im Strat­

prozeß gegen Bechs Führer des SD-EinaatzkornmandOB 9 akten­
kundig wurde, "der frühere SS_SturmbannfUbrer in der Einsatz­
gruppe B, Ernst Ehlers ll Be i heute als IBnd es80zialrichter in 
Schleswig tätig. Aber Gerichtapräsident Tietgen hatte davon 
nichts gehCSrt !lnd ließ den Verband der \'lider. tändler wissen: 

"Beim SchleDwig-Holsteini s chen Sozialgericht ist ein Landes­

sozialrichter Ernst Ehlers nicht tätig" . 

Sechs Wochen später faßte der Verband nach, fragte Tietgen, 
ob denn nicht eine andere Person ähnlichen Namens oder im 
Bereich einer anderen Justizverwaltung bekannt aei. Tietgen 
antwortete, die Uamensgruppe Zhlers se1 nicht gerade selten'. 
na gebe 8S in SUderbrarup einen Bürgermeister Ernst Ehlers, 
der rrUher einmal vorübergehend Soz1alrichter war. In Heide 
Bei ein Sozialrichter Ernst Ehlers gestorben. 

Aber Gerichtapräsident Tietgen war weder in der Sozialge­
rlchtsbarkeit des lsndes Scbleswig-Holstein noch 1m Bereich 
einer anderen Justizverwaltung eben jener schwerbelastete 
Ernst Boje EbJers bekennt. Dabei hatten die beiden im gleichen 
Gebäude in Schleswig i hr Amtszimer und benötigten, um sich 
zu besuchen, )0 Sekunden F'ußmersch. Sie kannten sich auch 
recht gt·t al. Verbi ndun,.brüder der Kieler akadem1 schen 
Vere1n1gun, hi.a. 
Al. der Varbo nd der Widerstindler nicht nachließ, teilte 
die rende.regierung von Schle81t'i.-Holstein schließlich 1m 

Oktober 1962 mit; "Ge •• n den Velwaltungsgerichtsrat E. beim 
Scla.leswig-Holilte1n1schen Verwaltungs gericht in Schleilwig 
bat die staatsanwalt.cbart Kiel ein hinittluns.vertabren 
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eingeleitet. 11 Man war somit nunmehr fUndig geworden und 

meinte mit "Eil Ehlers. Ehlera wurde amtsanthoben und dürfte 

seitdem schon über 450 000 Uark als Richter mit gekürzten 
Gehaltsbeztigen vom Land Schleswig-Holstein bezogen haben. 
Es steht nun dahin, ob sich das Oberlandesgericht, in dessen 
Bau man Ehlers zunächst 80 gar nicht finden konnte, dem 
Standp1lnkt der '}11ensburger Straflcammel~ anschließt, die 

keine AnkJ age wollte, wei l die \1ahrscheinlichkei t einer 

späteren Verurteilung in einem Hauptverfahren nicht bestehe. 

Entscheidet sich Schleswig für Ehlers, BO können auch der 
ehemalige SS-StandartenfUbrer Konstantin Canaria (70), 
ein Neffe des ehemaligen Abwehrchefs, der Leiter des Juden­
referats in BrUsael, SS-Oberaturmfflhrer a.D. Kurt Aache (61), 
und schl:i:ßlich der Leiter der Außenstelle in Antwerpen, 
der ehowalige SS-llauptstu.rm1'ührer Karl 1'ielitz ( 68) be­

~,hjgt in die Zukunft blicken. Das Flensburger Tendgericht 
jedenfalls kern 1m Gegensatz zu den Kielar Sondarstaatsan­
wältan zu der Auf'faas l1Dg, auch diesen Leuten sei nicht der 
Vorwurf zu machen, sie hätten von 1942 bis 1944 "an der 
Deportation und Vernichtung von m1ndeatena 12 000 Juden" 
in Belgien teilgenommen. 
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Lffitscbj1du pg d,@ Oberlapdesgerichte S9hJeiwig vom 8. 3. 1977. 

Schwurgericht Kiel zu eröffpen. 

Beschluß 

in der Strafsache gegen 

1. den Richter a. D. Ernst Boje Eh 1 e r s , 
geboren am. 16. Oktober 1909 in Sparrieahoop, 

2. den Rentner Dr. Konstantin C a n a r i s , 
geboren am 8. November 1906 in Duisburg, 

3. den Rentner Kurt A 8 ehe • 
geboren am. 11. Oktober 1909 in Hpmburg, 

4. den Rentner Karl F i e 1 i t z • 
geboren am 13. Oktober 1909 in Diedenhofen. 

Nebenkläger; 
Maur1ce P 1 0 r 0 J 

Aristide Br1and , 

wohnhaft in Brüs •• l 1070, 44 Bld. 

Auf die ·sofortigen Beschwerden der Staatsanwaltschaft und des 
Nebenklägers gegen den Beschluß der I, Großen Strak8mmer des 
lAndgerichts Flensburg vom 21. Januar 1916 · hat der 1, Straf-

• 

aenat des Schlesw1g-Holste1n1schen Oberlandesgeriohte in 

Schlaswig am 1. M"rz 1971 nach Anhörung der Angeschuldigten 
und der Staatsanwaltschaft beschlossen: 

Der angefochtene Beschluß wird teilweise aufgehoben, 
und zwar auf die sofortige Be.chw.rde der Staataan­
waltschaft, soweit er die Angeschuldigten Eb1era, 

• 

Dr. Canar1s und ~c~ betrifft, sowie 
auf die 8ofortige Beschwerde des Nebenklägers, aoweit 
er die Ange8chuldigten 'IbJ ers und Asche betrifft • 

• 
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Das Hauptverfahren wird gegen die Angeschuldigten 
Ehlers, Dr. Canaris und A&che eröffnet. Insoweit wird 
die Anklage der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht 
Kiel vom 25. Februar 1915 zur Hauptverhandlllng zuge­
lassen. Die Hauptverhandlung soll vor dem Schwurge­
richt bei dem Landgericht Kiel stattfinden. 

Im übrigen werden die Rechtsmittel verworfen. 

Die Staatskasse trägt die Kosten der sofortigen Be­
schwerde der Staatsanwaltschaft, soweit das Rechts­
mittel den Angeschuldigten Fielitz betrifrtj das 
gleiche gilt für dessen notwendige Auslagen. 

Dem Nebenkläger fallen von den Kosten seiner sofortigen 
Beschwerde die Hälfte sowie ein Drittel der notwendi­
gen Aualagen zur Last, die ihm in dieser Instanz ent­
standen sind. 

GrUnde: 

Die Staatsanwaltschaft legt den Angeschuldigten zur Last, 
sie hätten sich der Beihilfe zur grausamen und heimtücki­
schen Tötung vieler Mensohen sohuldig gemacht, indem sie in 
der Zeit von August 1942 bis Juli 1944 zu verschiedenen 
Zeiten und in unterschiedlichem Umfange e.IIt der Deportation 
von insgesamt etwa 26.000 Juden mitgewirkt hätten, die aus 
dem Bereich des damBligen Militärbefehlshabers ~Ur Belgien 
und llordfrankreich in das Vernichtunplager Auschwitz ver­
schleppt und dort zum größten Teil in Gaskammern durch das 
Giftgas Zyklon B getötet worden seien. Durch den ange~ooh­
tenen Beschluß hat das landgericht die Eröffnung des Haupt­
verfahrenS abgelehnt aus der Erwä~'Dg, bei der gegebenen 
Beweislage werde nicht der Nachweis zu erbringen sein, daß 
die Angeschuldigten von der geplanten Tötung der Deportierten 
gewußt hätten. Hiergegen richten sich die sofortigen Beschwer-
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den der staatsanwaltschaft und des Nebenklägers. Die 
Rechtsmittel haben zum Teil ~rfolg. 

Der Senat ist der Auffassllng. daß die Angeschuldigten 

Ehlers, Dr. CSDAr1a lind Asche der ihnen zur laBt gelegten 
Taten nach dem Ergebnis der Ermittlungen und de~~ Vorunter­

suchung hinreichend verdächtig (§ 203 StPO) erscheinen; denn 
bei vorläufiger Tatbewertung im Zw1schenverfahren (vgl. 

BGHSt 23. 304. 306; Kleinknecht. 33. Aufl •• § 20) StPO 
Rdnr. 1) ist ihre Verurteilung mit einiger \'/ahrscheinlich­

keit (vgl. Kohlhaas in Löwe-Rosenberg, 22. Aufl., § 20) 
stPO Anm. 2) zu erwarten. Es fehlen zwar lmm1ttelbare Beweise, 
mit denen die Angesohuldigten der bewußten und gewollten Be­
teiligung an den Tötungen ohne weiteres übertUhrt werden 

könnten. Bei der Vielzahl der sie belastenden Indizien 
rechtfertigt der Sachverhalt in diesem Verfahrensstadium 
aber keine abschließende Würdigung dahin, daß die Angeschul­
digten Ehlers, Dr. Canaris und Asche letztlich vom Schwurge­
richt nach dem Grundsatz "im Zweifel für den ,Angeklagten" 
freigesprochen werden wUrden. Daß die vorhandenen Indizien 
die Schuld dieser Beteiligten nicht - im logisohen Sinne -
zwj ngend beweisen, steht der EJSSffmmg deo Hauptverfahrens 
gegen sie nicht im Wege. Denn zur Annahme des hinreichenden 
Tatverdachts genügt es, daß der Schluß auf ihre SchO.ld nach 
den gegebenen Beweisanzeiphen möglich ist und auch nabe 

liegt. 

Die sofortige Beschwerde der Staatsanwaltscbaft 

A. 

VertabrenlbiDdernis.e stehen der Stratverfol~Jng nicht ent­
gegen. 
1. Die Verfolgung der Taten, die den Angeschuldigten vorge­
worten werden, ist nioht verjährt. Die Verjäbm'ngafrist hat 
bei )lordbeih1Ue - ebenso wie bai Kord - nach altem Recht 
zwanzig Jahre betragen. Soweit die Tatzeiten vor dem Inkraf't-

• 
• 
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treten der DurchfiJbrllngsverordnung zur Strafrechtsanglei­
chungsverordnung vom 29. Wai 1943 (RGBl. I S 341) liegen, 
die die Vorschritt tiber die Beihilfe (§ 49 StGB a.F.) ge­
ändert hat , folgt das aus § 4 der Verordnung gegen Gewalt­

verbrecher vom 5 . Dezember 1939 (RGB1 . I S. 2378). Der Laut 
der .l<'rist bat bi s zum 8. liai 1945 geruht, weil Straftaten, 
die inl Rahmen der v on den höchsten Staatsorganen betri ebenen 
Judenverf olgung begougen worden si nd, während des Drit ten 
Reiches BUB politischen Gründen nicht geahndet wurden (vgl. 
§ 3 der Verordnung zur Beseitigung nationalsoziali stischer 
~;ngri.f.fe in die Strafr echt spflege vom 23. Lai 1947, Ver­
ordnllngsblatt f Ur die britische Zone Seite 65). Nach § 1 
Ab •• 1 des Gesetzes vom 13. April 1965 (BGB1. 1965 I S.315 
und 1969 I S. 671), das mit dem Grundgesetz vereinbar ist 
(s . Bundesverfassungsgericht, NJW 1969, 1059) hat bei der 
Friatberechnung weiter die Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum 
31. Dezember 1949 außer Ansatz zu bleiben. Noch vor Frist­
ablauf, der am 31. Dezember 1969 eingetreten wäre, hat der 
Gesetzgeber die VerjähMlngsrrist fUr Taten, die wie Mord 
mit lebenslanger Freihei tsstrare bedroht sind, durch die ~ 
t ikel 1 und :3 des 9. s trarrechtaändeMmgsgeaetzea vom 
4. August 1969 (BGB1. I s. 1065) von zv~nzig auf dreißig 
Jahre verlängert (s. § 67 Aba. 1 Nr. 1 StGB in der Fassung 
des G •• etzes vom 4. August 1969 und § 78 Abs. 3 !Ir. 1 StGB 
1975 ) . Diese Frist ist noch nicht verstrichen und inzwischen 
unter aq.derem durch die AnkJageerhebllng unterbrochen worden • 

• 

~ie Frist bat sich - .mit der sich daraus ergebenden Folge 
dea VerjäbMlngseintritts - 1m vorliegenden Fall nicht etwa 
dadurch auf rUnfzehn Jahre verkürzt, daß § 50 Aba. 2 StGB 
in der Fassung des E1nf ilhMlDgsgeaetzes zum Gesetz über 
OrdDlmg.w:l.drigke1ten vom 24. August 1968 (BGBI. I S. 503). 
der dem § 28 Abs . 1 StGB 1975 entspricht, die Strafandrohung 
für Teilnehmer zwingend nach den Vorachriften über die Be­
strafung des Versuchs gemildert hat, wenn bei dem Teilnehmer 
besondere persönliche Merkmale fehlen, welche die Strafbar-
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keit des Täters begründen. Z,mr hat der Bundesgerichtshof 
in einem Urteil vom 20. Mai 1969 (BGHSt 22, 375 t 378 ) , das 
sich auf einen .Angehörigen des "Judenreferata" beim Komman­
deur der Sicherheitspolizei und des sn in Krakau bezieht, 
unter dem damals (1969) geltenden Recht angenommen, daß die 
Beihilfe zu einem Tötungsverbrechen, das allein wegen niedri­
ger BeweggrUnde des Täters ein Llord sei, schon naoh filnfzehn 

Jahren verjähre, wenn der Gehilfe nicht ebenfalls aus niedri­
gen Beweggründen gehandelt habe. Die GI'Wldsätze dieser Ent­
scheidung grei.fen bier aber nicht ein, weil die Tötung der 

Deportierten Juden in den Gaskammern von Auschwitz auch we­
gen der heimtückischen und grausamen Begehungsart, also auf­
grund besonderer tat -, nicht täterbezogenen Umstände im 

Rechtss1nm }!ord ist. 

Ohne Belang :für die l.o'rage der Verjährung ist schließlich, 
daß § 27 Abs. 2 StGB 1975 seit dem 1. Januar 1975 - anders 
als § 49 Abs. 2 StGB a.F. - eine Strafm1lde~,ng :für den 
Gehilfen nicht nur zuläßt, sondern allgemein bjndend anordnet. 
Denn nach § 78 Abs. 4 StGB 1975 richtet sich die Verjäbn1ngs­
frist nach der StrafdrohllDg des Gesetzes, dessen Tatbestand 
die Tat verwirklicht, ohne RUcksicht auf' Milderungen, die 
nach den Vorschriften des Allgemeinen TeilS des Strafgesetz­
buches vorgesehen sind. Die Vorschrift des § 78 Abs. 4 StOB 
1975 ist hier anwendbar, weil sie die Verjtih~,ngsfriBt für 
den vorliegenden Fall gegenüber dem Rechtszuatand vor dem 
1. Januar 1975 nicht verlängert (8. Art. 309 Abs. 1 und 
Ab •• 3 EGStGB). 

2. Der Verfolgung des Angeschuldigten Dr. Canaris steht 
nicht entgegen, daß er unter anderem wegen der Deportation 
vom 4. April, 19. l4ai und 31. Juli 1944, die auch Gegenstand 
dieses StrafVerfahrens sind, von der zweiten französischen 
Kammer des ständigen Kriegsgeriohts BrUssel am 4. A~~t. 1951 
zu zwanzig Jahren Zwangsarbeit verurteilt worden ist. 
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Die erneute Stratverfol~Jng verstößt Dicht gegen das Ver­
bot der Doppelbestra1'uDg (Art. 103 Aba. :3 00). Das gegen­

wärtige Verfahren bezieht sich zwar auf dieselbe Tat wie 
der BrUsseler Prozeß, mag sie dort auch nur unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt der Freiheitsberaubung abgem­
teilt worden sein. Art. 10) Aba. :3 GG, nach dem niempnd 
wegen derselben Tat autgrund der allgemeinen Strafgesetze 
mehrmals bestraft werden darf, gilt aber nur bei inländi_ 

schen Verurteilungen. d. h. jetzt bei Verurteilungen durch 

Gerichte der Blmdesrepublik (vgl. Blmdesverfas8ungsgerlcht t 
NJW 1961,861; BGHSt 6, 176 f.; Bayerischer VerfasSllnga­

gerichtshof, NJ\Y 1963, 1003, 1004; Horn, Systematischer 
KOIm'llentar § 51 Rdnr. 19; Klei nknecht, 3). Aufl., Ein1 e1tung 

Rdnrn. 173 - 174 vor ~ 1 StPO). An einer solchen Vorverur­
teilung fehlt es hier. Unbillige Härten. die mit der wieder­
gegebenen Auffassung vom InhAlt des Art. 103 Abs. 3 GG ver­
bunden sein. könnten, werden dadurch gemildert I daß nach 
§ 51 Abs. 3 StGE auf die neue Strafe die ausländiache an­
gerechnet wird, soweit sie vollstreckt worden ist. 

Ein VerfolWJngsverbot ergibt sich in diesem Fall auch nicht 
aus den Best1mnnmgen dea Vertrages zur Regelung aua Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen (Uberleitllngsvertrag) in 

der Passung vom 30. ~rz 1955 (BGB1. II s. 405), nach dessen 
Art. 3 Abs. J b die deutsche Gerichtsbarkeit in Sachen aus­
geschlossen ist, in denen das ErmittlungsverfAhren von der 
StrafVerfolgnngsbehörde einer Besatzungsmacht endgiU tig ab­
geschlossen war (BGHSt 21, 29. 35; Dreher, 36. AufI., § 51 
StGB Rdnr. 18'). Denn die Sperre des U'berleitungsvertrages 
wirkt nur im Verhältnis der Bllndesrepublik Deutschland zu 
den Drei ~chten als Vertragaparteien (d.h. zu den USA, 
Großbritannien und Frankreich), nicht dagegen im Verhältnis 
zu Belgien, das ~ dem Vertrag nicht beteiligt ist. 

• 
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B. Die SchuldvorwUrfe 

I. 

1. 

Ehlere behauptet insoweit: er habe sich aus allen Juden­
aktionen "herauagehaltenll • Er sei an den Judendeportationen 
nicht aktiv beteiligt gewesen. Er habe sich nur dann einge­
schaltet, wenn es eine Möglichkeit zu helten gegeben habe 
(Bei. XI BI. 2179 und Bel. XV BI. 3094 d.A.; fortan werden die 

Bandzahlen der Hauptakten nach römisohen Zahlen ohne Zusatz 
Wld die Blattzablen nach arabischen Zahlen zitiert). Der 
hjnreichende Tatverdacht zur äußeren Tatse1te ergibt sich 
demgegenüber sus folgenden Erwägungen: 

a) Ehlera kann objektiv ~ordbeihilte schon dadurch ge­
leistet haben, daß der ihm unterstehende Behördenapparat 
mit vielen Zweigen aktiv an den Deportationen mitgewirkt 
hat, daß er - Ehlers - dies a ls Behördenleiter und Polizei­
chef wissentlich hat geschehen lassen (vgl. ~ 357 StGB, 

BGHSt :3 J 349, 350 f . ) und daß er dadUl'ch die von den Haupt­
tätern 1m Reichssicherheitshauptamt (RSHA) gelenkten Tötun­
gen in AuschVii tz gefördert hat. 

Ehlers war von Hovember 1941 bis v/enigstens Ende 1943, mög­
licherweise auch bis ~nd.e Januar 1944 (BA VI, 2) der Beauf­

tragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des sn (BdS) 

für den Bereich des Uilitärberehlshabers in Belgien und 
Uordfrank.reich , dort also- nach eigenem 2ingeständnis 

(XV, 3095 j dei' Vertreter des RSHA. In dieser Eigenschaft \'/ar 

er der 1eitel' einer großen Dienststelle in Brüssel. Die 
Dienststelle untergliederte sich in sechs Abteilungen, dar­
unter die Abteilung 111 (SD) , die nachrichtendienstliehe Auf­
gaben hatte, sOViie die Abteilungen IV (Gestapo) und V (Kripo), 

bei denen die polizeiliche ~ekutive lag. Zur Dienststelle 
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gehlSrte stets ein "Judenreferat ll ; unter der Bezeichnung 
IV B war es jedenfalls 1m Jahre 1943 der Gestapo-Abteilung • 
angegliedert t wie sich b1n] Hnglich daraus erklärt. daß bei 

den Deportationen polizeilicher Zwang durchgesetzt wurde. 
Dia Dienststelle hatte eine Fernschre1bstelle, eine Fahr­
bereitschaft und eine Wachkompan1e. Ihr unterstanden auch 

die Außend1enatstellen des BdS in Antwerpen. LUtt1ch, 
Cbe rlero1. LilIe und Gent sowie die Außenstellen Wwen, 

BaBselt, Douai und D1n8Dt. Die Dienststelle BrUaael hatte 
direkte Fernschreibverb1ndnng mit dem RSHA in Berlin, mit 

den benaohbarten Dienststellen der Befehlshaber der Sicher­
heitspolizei und des 3D (BdS) in Paris und Den Heag Bone 
mit den eigenen Außendienststeilen, für die sie zugleich 
Fernschre1bleitstelle war. Vor Begi nD der Judendeportationen 
errichtete die Dienststelle des Angeschuldigten Ehlers 1m 

Sommer 1942 das Lager Mecheln (Malines). Es war das für 
die Deportationen bestimmte Judensammel- und Durchgangs­
lager für den gesamten Bereich des Militärbefehlshabers für 

Belgien und lIordfra.n.kreich. Es unterstand der Dienststelle 
• 

des BdS in BrUssel, zu deren Aut'gaben die Verwaltung und 
Übel wachung des Lagers gehörten. Angehörige der Brtisseler 
Dienststelle taten 1m Lager Dienst, und die \/achkompanj e 
stellte dort die Außenv~che (Hofmeister VI 1100j Reimenn 
VII 1361; Koepf VIII 1580; Hegner VIII 1570, Lauer VIII 
1561 ) . 

Dieser großen Dehördenapparat, der Ehlers in Oder genannten 
Zeit unterstand, vnxrde vom RSHA als Instrument für die der 
Vernichtung der Juden dienenden Deportationen nach Auschwitz 
benutzt, die in Belgien am 4. August 1942 in dichter Folge 
einsetzten. Die Dienststelle des BdS war für sie zuständig. 
i/aren die vorbereitenden JJaßnBhmen, soweit sie die soge­
nennte JudengesetzgebllDg betrafen, Sache des J.1ilitärbefehls­
habers gewesen, so ,mren die Deportationen selbst (in Belgien 
und Nordtrankreich nicht anders als in Frankreich und den 
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besetzten Niederlanden) ureigenste Domäne der Dienststelle 
des BdS. DafUr sprechen nicht nur viele Zeugenaussagen 
(vgl ••• B. Heym VII 1268 f.; v. Babn VII 1284 ff., 1290, 

1292 und XI 2072; Orth XIII 2433; Bru:nner XIII 2484; 
v. Crausheer BA VII Er. 68), Bondern auch andere Beweisan­
zeichen. So ;tUbrte zum Beispiel der J4.111tärbefehlshaber in 

seinem Tät1gkeitsberloht Nr. 20 vom 1. Juni 1942 (VII 123.3 
und 1288 t • • BA I 178) aus: Die Judenges8tzgebnng in Belgien 
sei abgeschlossen. Der nächste Sohritt sei nunmehr die Eva­
kuie~,ng der Juden aus Belgien, die jedoch "nicht von hier 
BUS, sondern nur 1m. Zuge der allgemeinen Planung von den 
zustJixxUgen ReiohBstellen veran1aßt werden" könne. Als die 

Deportationen in vollem Gange waren, wies der Militärbefehla­
haber die Oberfeld- und Feldkommsndanturen in einem Erlaß 

vom 27. Oktober 1942 (VII 1250) darauf bin, daß "um die 
DurchfUbMmg der Deportation nach dem Osten" die DieILBtstelle 
BrUssel der Sicherheitspolizei und des SD zu ersuchen sei. 
FHmmJer ließ den Uilitärvexwaltungschef Reeder in einem 
Schreiben vom Juli 1943 wissen, daß er seine Dienststelle 
(d. h. den BdS) in BrÜBael angewiesen habe, den AbtraILBport 
aller Juden aus Belgien durchzufflhren (Heym VII 1255; v. Hahn 
XI 2071). Die Kompetenz des BdS fUr die "Abschiebung" ergibt 
sich schließlich daraus, daß die Dienststelle in BrUssel die 
Freilassung festgehaltener Juden aus dem Se.mmellager Llecheln 
anordnen oder - wenn auch im Rahmen allgemeiner Richtlinien -
die Auswahl der Juden bestimmen konnte I die mit den einzelnen 
Transporten verschleppt werden sollten (vgl. Heym VII 1235, 
v. Bahn VII 1279 ff. ,md XI 2075 f.; Frank XII 2247 f. u. 

2334 f.i Aktenvermerk des BUrochefa des Belgischen Justiz­
ministeriums vom 6. September 1943 - X 2020 ff.). 

Die Dienststelle des BdS wurde 1m Rahmen der ihr zugewiesenen 
Zuständigkeit auch tätig. Unter Ehlers als Leiter wirkte sie 
Uber längere Zeit bei der "Endlösung der Judenfrage" tatkräf­
tig an den Deportationen mit. Nach der Wanneee-Konf'erenz vom 
20. Januar 1942, m1t der die Endlösung allgemein eingeleitet 
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wurde, fanden sm 4. lIärz, 11. Juni und 2. Juli 1942 im 
RSHA Besprechungen Eicbroonns mit den Judenreterenten der 
BdS-Dienststellen Paris, BrUssel 11nd Den }{pag statt. 
V1 ndeatens an einer - der vom 11. Juni 1942 - nahm aus BrUa­

seI AsChe teil, wie BUS einem Fernschreiben des RSHA vom 
4. Juni 1942 (BA I 190) und A8ches Angeben (V 950 f.) 

, . 
hervorgeht (vgl. auch Dannecker - Bericht VOm 15. Juni 1942, 
Gutachten Billig AnJage 2 ) . Die Befehle, die eioh auf die 
Deportationen bezogen, wurden der Dienststelle des BdS 
direkt vom RSHA erteilt (Ehlers XI 2169 ff.; Dr. Canaris 
XI 2148). Nach solchen Anordnungen lenkte die Dienststelle 
in BrUssel sodann die AußendienststeIlen und Außenstellen 
(vgl. Pielitz X 1823; Siekmenn XI 2145 ) ebenso wie das 
Sammellager Uechel n. So wies eie die Außendienatetellen mit 
Fernschreiben vom 29. Juni 1943 (BA I 259) an, "gemäß An­
ordnung des RFSS" seien nunmehr unverzüglich die Juden 
belgischer Staatsangehörigkeit in die Abschiebllngsaktion 
einzubeziehen und die Ergrei~,ng der jüdischen Personen, die 
in der Illegalität lebten und BO.Dst fUr die Judenabschiebllng 
in Frage kämen, mit allem Nachdruck zu betreiben. PUr die 
Außendienatstelle LilIe enthielt das Fernschreiben einen 
Zusatz, daß die Regelung auch für di e Juden französischer 
Staatsangehörigkeit 1m Liller Bereich gelte. Das Sammellager 
llecheln wurde mit Schreiben vom selben Tage (BA I 258} 1m 

glei chen Sinne unterrichtet. Die AußendienststeIle LilIe er­
bat mit Fernschreiben vom 13. Juli 1943 (BA I 266 j von der 
Dienststelle BrUssel nähere \leisung wegen der jlestnahme 1Ind 
Abschiebung der Juden französischer Staatsangehörigkeit. Die 
Dienststelle BrUssel erteilte sie mit Fernachreiben vom 
16. Juli 1943 (X 2009 ) . ~it Fernschreiben vom 1. September 
1943 (BA I 289) erhielt die Außendienststelle Antwerpen In­
struktionen für die sogenannte Aktion "Iltis", mit der in 
der Nacht vom 3. zum 4. September 1943 die Juden balg1scher 
Staatsangehörigkeit in BrUssel und Antwerpen f estgenommen 

• 

werden sollten. 
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Die Beteili~JDg der Ehlers unterstehenden Dienststelle des 
BdS in BrUssel an den Deportationen beschränkte sich aber 
nicht darauf, BO, wie oben da.rgelegt, das Sammellager 
Ueoheln zu errichten und zu v82walten sowie 8S, die Außen­
dienststeIlen und Außenstellen zu steuern. Sie betrieb 
vielmehr auch selbst "Judenaktionenll 1m BrUsseler Gebiet 
und wirkte beim Abtransport der zu tausenden in das Ie.ger 
llecheln eingelieferten jüdischen Menschen nach Auachwitz 
mit. 

Das "Einsammeln" von Juden gehörte zu den Aufgaben des 
Judenreferats, wie durch viele Aussagen belegt wird (Roden­
bUsch VI 1084 ff.; Straub VI 1084; WeJdmnn VI 1123; Boden 
VI 1163; Plum IX 1694; Roefs IX 1704; Eppatein IX 1715 f.; 
Asthalter IX 1841 X.; Reimer X 1846; Asche XIII 2576). 
Angehörige vom Außendienst der Abteilung IV B waren täglich 
und auch nachts unterwegs, um Juden festzunehmen (\leidJMnn 

VI 1136 f.; Kamrath VIII 1463). Zur Ergreifung der Opfer 
setzte man auch Spitzel ein (von Hahn XI 2084 f. i \1eidmann 
XII 2217 f.). Für die Festnahmen durch die Gestapo wurden 
Soldaten der \'/achkompanie mit herangezogen (Kamrath VIII 
1464i Koepf VIII 1579 ) Bei der Großaktion UIltis ll , die sich 
nach sorgfältiger Vorbereitung durch ·das Judenreferat in der 
Nacht vom 3. zum 4. September 1943 gegen die Juden beIgi­
Beher Staatsangehörigkeit richtete, wurden in BrUssel 14 
Angehörige der Abteilung IV - davon 7 aus dem Judenreferat -, 
34 Soldaten des fl ämi schen ,fachzugea, das Devisenschutz­
kommando sowie 14 Dienatkraftwagen der Dienststelle einge­
setzt (s. Einsatzplan vom 1. September 1943 - BA I 287 f. ) . 
Die Opfer dieser und anderer Aktionen ~en zunächst in 

die Keller der Dienstgebäude des BdS geb+acht, wo sie von 
Soldaten der ifachkompanie bewacht \'iurden (Hofmeister VI 
1110 f.; I/eid mann VI 1131; Kamrath VIII 1464 f.; Kirsch 
VIII 1513; Vligger VIII 1549; lauer VIII 1560 f.; Hegner 
VIII 1568 f.; Koepf VIII 1578 ff.; Windhorst IX 1694; 
Seeck X 1857). In Gruppen von je 20 bis 30 Uenschen, beglei-

• 
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tat Ton Soldaten der Wachkompen1e, wurden die gefangenen 
Juden sodann auf Ieatkraf'Lwagen der Dienststelle des MS 
von BrUssel in das Sammellager Machein trsneportiert(Kamrath 
VIII 1463 r. und 1465 r.; Koepr VIII 1578 r.). llei der Ein­
liefernng in das leger wurden s1e 1 brer Habe b~raubt und in 

verschiedenen Kategorien (wie: T ~ Trensportjuden, E = Ent­
scbeidllngafälle, S ::::I Sonderfälle, Z= Zigeuner- und Balkan­
juden, St ~ Lagerstemmpersonal, W = Lagerarbeiter und 
B = belg1sche Juden) eingeteilt, die für die Reihenfolge 
der Verschleppllng nach Auscbwitz bedeutsam waren (Frank 

XII 2221 r., 2247 r., 2318 und 2335 rr. ). Das lager meldete 
der Dienststelle in BrUsael laufend die Be~lng8Btärke; der 
BdS berichtete hierüber seinerseits an das RSHA (Boden VI 
1166; Frank XII 2327 und 2336). Das RSHA forderte manchmal 
auch selbst die Belegungs2'.ahJ an an CDr. Canaris XI 2058). 

Die Transportbefehle kamen vom RSHA zur Dienststelle in BrUs­
.el (Dr. Cansri. XI 2057 und 2342 a.r.; Straub X 1908; 
rteidme.nn XII 2218; Frank XII 2327). Sie ließen erkennen, daß 
die Transporte für das Konzentrationslager Auscbwitz bestimmt 
waren (Frank XII 2328 und 2331 ) . Die Anordnungen gelangten 
sodann über den Leiter der Abteilung IV an das Judenreferat 
und von dort an das Lager Mecheln (Heidmann VI 1137 lind 1140; 
Hirschfeld XII 2287; Frank XII 2320 ) . Der Lager leiter, der 
der BrUssel er Dienststelle unterstand, organisierte dort 
den Abtransport (neidmann VI 1138; Boden VI 1166 f.; Frank 
XII 2328 f. ) , für den das RSHA die GüterzUge bereitstellen 
ließ. Der Lagerleiter stellte die Tranaportl isten zusammen. 
Er ließ s i e jeweils mehrfach ausfertigen: für den Polizei­
offizier der Zugbegleitnng, der den Transport übernahm, für 

das Lager Uecheln und für die Dienststelle des BdS in Brüssel 
(Boden VI 1166; Dobruszkes XI I 2308; vgl. die "Richtlinien 
zur technischen Durchführung der Evakuierung von Juden nach 
dem Osten (KL Auswitz )" vom 20. ]lebruar 1943 in BA 11 unter 
11 b) . Das Lager, das auf' dem Gelände ei ner f l"Ühel'en wi1itär­
kaserne ei ngerichtet worden war, hatte einen eigenen Gleisan-
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schluß. Die Transporte wurd81- mit Ausnabme des ersten -
dort abgefertigt (Kaiser X 1868). Die Transportbegleitnng 

oblag einem Kommendo der Schutzpolizei aus DeutschlAnd, 
bestehend aus einem Offizier und 15 llpnn. Diesem Kommando, 

das jeweils anreiste, wurden zur Verstär~Jng Soldaten der 
\'/achkompan1e der Dienststelle BrUaael beigegeben (Frank 

XII 2329 f.). Sie machten die Fahrt bis zur deutschen Grenze 
mit (Hofmeister VI 1109; Boden VI 1167; Böhlich VII 1353; 
Sernnelbauer VIII 1474; Lauer VIII 1561 f.; Koep! VIII 1580; 
Frank XII 2)29 f.). Anlaß für diese Verstär~lng war offen­
bar ein Uberfall, den eine jüdische Vliderstandsorganisation -

• 

das Comite de Defense des Juifa - im April 1943 auf einen 
der DeportatioDszUge verübt hatte. Bei diesem Anschlag 
.flohen viele Gefangene aus den \laggons (Bericht der bel­

giachen Kriegsverbrechenkomm1ssion, Seite 22 - BA V). 
Die ~ngehörigen des Begleitkommandos hatten Schießbefehl, 
lind viele der Fliehenden wurden erschossen (Gitel Sendyk 
II 229 ff.). Die Dienststelle Brüssel meldete den Abgang 
der Transporte aus ruecheln sofort d\U'ch l~ernschreiben dem 
RSHA (Uarkwald VIII 1556; Frank XII 2331; vgl. die Richt­
linien vom 20. Februar 1943 - BA 11 unter 11 b). Das RSHA 
benachrichtigte das Konzentrationslager Auschwitz, wo die 
Züge nach mehrtägiger Fahrt eintrafen. Dort fflbrte der \/eg 
der meisten Verschleppten nach den bekannten Selektionen 
von der Entladerampe unmittelbar in die Gaskarranern des 
Vernicht1lngslagers (vgl. Höss IUT XI 442 und 460; Übersicht 
über die Zahl der vergasten Opfer aus Belgien in BA IV 
Hülle BI. 220). Hur die relativ wenigen, die man fUr Ar­
beitszwecke aussonderte , erhielten eine Häftlingsnmnmer 
und wurden in das Konzentrationslager aui'genommen. 

b ) Aber nicht nur der Behördenapparat des BdS, der Ehlers 
unterstand, hat die Deportationen in der oben beschriebenen 
\leise gefördert. Ehlers "ar auch sel bst damit befaßt, BO 

daß er hinreichend verdächtig ist, objektiv Uordbeihilfe 
nicht n\U' durch Unterlassen geleistet zu haben, Dondern dar-
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überhinaUB. durch aktives TWl. Viele BeVieisanzeichen spre­
chen dafür, daß er sich nicht aua allen Judenektionen 
"herausgehalten" hat, nie er behauptet, mag er auch be­
strebt gewesen sein, die liaßnahmen, die mit den Depor­
tationen verbunden v~rent nach Mögl ichkeit von anderen An­
gehörigen seiner Dienststelle, insbesondere dem Abteilungs­
leiter Thomas und dem Judenreferatsleiter Erd mann , treffen 
zu lassen. 

Es ist schon unwahrscheinlich, daß sich Ehl~rs in seiner 
Stellung als Leiter einer so großen Dienststelle, wie es 
die des BdS BrUssel war, aus den Judenangelegenheiten ein­
fach hat IIheraushalten" können, wie er es heute darstellt. 
Denn die gegen die Juden gerichteten L~ßnahmen erforderten 
bei dem Umfang der Deportationen einen erheblichen Ver­
\valtllngaauf\"/and. Sie erstreckten sich rä1lm1 ich über ein 
großes Gebiet (ganz Belgien und NOl~frankreich) und hatten 
erhebliche politische BedeutWlg, wie sich an der hlitwir­
~,ng oder Beteiligung höherer und höchster Stellen (des 
Militärbefeblshabers, des RSHA und des Auswärtigen Amtes) 
zeigt. Daß sich Ehlers als Behördenleiter um derart wichtige 
Vorgänge nicht gekl1mmert hat, ist schwerlich vorstellbar. 
Das gilt umeomehr, als er als strenger und bei der Arbeit 
sehr gewissenhafter Mann geschildert wird (Beusse XIII 2505), 
der Einblick in alle wichtigen Angelegenheiten besaß 
(Straub XIII 2506). Turnusmäßig sollen sogenannte Rapports 
der Referata- und Außenstellenleiter bei ihm stattgefunden 
haben (Dobrit'z IX 1687 ), und die Abteilungsleiter der 
BrUsseler Dienststelle mußten ibm über wichtige Vorgänge 
berichten (Reimer XIII 2504 f.). Im Einklang damit hat er 
im Jahre 1965 auch selbst einmal eingeräumt, daß er in 
BrUssel limit Judeuangelegenheiten zu tun gehabt" habe 
(IV 725). 

Die Akten ergeben in der Tat viele Anhaltspunkte für einen 
solchen Verdacht. 
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So unt erzeichnete Bhlere am 31. Januar 1942 ein Sc~iben, 
mit dem er einen Sonderbericht seiner Di enststel le über das 
Judent um in Belgien überreichte (BA I 91 ) . Nach der Bespre­
chllng über die Depor t ationen, die am 11 . Juni 1942 im rlSHA 
stat tget'IIDd en hat t e, Bchl .. ieb Asche e i nen Bericht für Ehlers I 
in dem er e i ne Auße~lng E1chmanna erwähnte, er - Eichmann -
werde f Ur die ordnungsgemäße Du.rchfUhrung der llaßnehmen 

den Dienat a t e l l enlei ter verantwortlich machen (V 951 ) . Ehlers 
hat den Bericht auch zur Kenntnis genommen. Denn er machte 
Asche wegen des I nhalts Vorhaltungen und .fragt., ob die 
Äußer1lng Eichmanna als Drohung aufzufassen Bei (v 952 ) . 

Bevor di e Abtranaporte nach Auechwitz am 4. August 1942 
einsetzten , ordnete das RSHA den SS-Oberaturmf'ilbrer Burger 
für zwei bis drei Monate nach BrUssel ab, und auch Eichmann 
selbst erschien zwei- bis dreimal dort, um die beabsichtigt en 
lJaBnahmen mit vorzubereiten. Beide - Burger und EichmaDII­
verhandelten mit den Vorgesetzten Asches (Asche V 954~ vgl . 
von Hehn XI 2082; Frank XII 2319), also auch mit Ehlers. 
Daß Ehlers z.B. am 30 . Juli 1942 - kurz vor dem Abgang des 
eraten Transpor t s - mitBurger Vlegen de l~ n Abbefördenmg 
von J uden aus Belgien" gesprochen hat, ergibt sich aus 

einem Fernechreiben des RSHA. vom 1. August 1942 (BA I 205), 

in dem auf di ese Besprechung Bezug genommen Vlird. In delll 
Fernschreiben wurde Ehlers darau:f hingewiesen, daß mit den 
Judentransporten nach AUBchw1tz nur staatenlose Juden ab­
befördert werden dUrften. Er \~e angewiesen, aich wegen 
der Behandlung der in Belgien befindlichen Juden aus den be­
s etzten niederli;indililCAell Gebieten und aus Frankreich mit den 
Befehlshabern der Sicherheitspolizei und des SD in Den Haag 
llnd Paris in Verbind"n, zu "etzen und dem. RSHA. über das Er­
gebnis zu berichten. Daß Ehlera bei dessen Besuchen auch mit 
Eichmann geaprocaeJl hat, folet schon aus .einer EinJaeusung 
(XI 2113), Eichmann habe ihm auf Frage erklärt, die Juden 

würden nicht getötet. 
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Die - meistens mit Fernschrelben - aus dem RSHA eintreffen­
den Befehle gingen an den MS, der s1e über den AbteilllDga-
leiter IV an das Judenreterat weitergab (V/eidmpnn XII 
2216). Daß die Schreiben des RSHA. die sioh ~ut JudeD8n_ 

gelegenhel ten bezogen, vielfach (znm1 ndast auch) tUr den 
Leiter der Dienststelle des BdS in BrUasel bestimmt waren, 
zeigt sich darin, daß sie dessen Anschr1:Ct trugen nnd . nicht 
von vornherein nur an dss Judenretarat gerichtet wareui 80 
das Fernschreiben vom 12. März 1942 (BA I 159 t.), das sioh 
mit der illegalen Abwande~lng von Juden insbesondere nach 
Belgien befaßte; das Fer.neohre1ben vom 9. Februar 1943 
(BA. I 2)0 t.), mit dem das RSHA. zur Vermeidung von diploma­

tischen Weiterungen, die sich aus der Veraohleppllng best1mm­
ter Gruppen von JudeD ergeben könnten, um genaueste Be­
aohtung der "Richtlinien zur technischen Durcb:tUhrung der 
Evakuierung von Juden aus henk' eich Dach dem Osten" vom 
9. Juli 1942 bat; das Feruschreiben vom 23. April 1943 
(BA I 244 t.), mit dem du BSHA anordnete, daß die Ab.ohie­
bung von Juden rntpMni.oher StaatspngehZ:Sriglceit "autgrund 
erneuter diplomatisoher Verhendlungen"' sotort einzustellen 

.ei; da. Fornoohreiben vom 23. Juli 1943 (BA I 275 f.), 
das sioh auf dia Verheftung der Juden und I41sohlinge der 
Organisation Veltjens bezog, und sohließlich der Sohnell­
brief vom 23. September 1943 (BA I 292 ff.) Uber die Be­
handlung von Juden ausländischer Staatssngehörigkeit im 

deutschen Maohtbereioh. Andere Sohreiben des RSHA. die 
an den MS in BrUsael geriohtet waren, tUhrten ausdrUck­
lich Ehlers' Bem8n in der Anschritt, oder sie trugen einen 
besonderen Zusatz wie "z.Hdn.SS-Stubet. Ehlers o.V.1.A."; 
so das bereits 81wHhnte Fernachreiben vom 1. August 1942 
(BA. I 205 t.), das den Kreis der zunächst von den Depo:t­
tat ionen betroftenen Juden festlegte; das Sohreiben 

, Kaltenbrnnnel"a vom 5. März 19,43 (BA. I 238 ft.), das die 
Bebendlung Ton Juden &usl"ndisoher StaatsangehlSriglcelt in 
den besetzten Westgebieten e1ngehend regelt., und IIwar 
gerade 1m Zuaannanbeng mit den "1m dortigen Bereioh gegan 
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Juden allgemein getroffenen oder noch zu treffenden ~ß­
nabmen lf t d.h. 1a Zusamenheng mit den Deportationen, die 

in Belgien bereits seit Monaten liefen; das Fernachreiben 
• 

vom 29. April 1943 (BA I 246 t. ), in dem unter "Bezu,;: 
laut'end llmitgete11t wurde, daß das lager AUl!llchwitz" aus 
naheliegenden GrUnden "erneut daI"Wll gebeten habe, den zu 
evakuierenden Juden vor dem Abtraneport in keiner Weise 
irgendwelche beunrub1 gen Eröffnungen "Uber den Ort und die 

• 

Art ihrer bevorstehenden Verwendung" zu machen; und schließ-
lich das Schreiben des RSHA vom 10. Juni 1943 (BA I 254 f.), 
das sich auf eine angeblich projUdische Propaganda der 
Kirche bezieht. 

Aber nicht nur der Befehlsempfang vom RSHA, sondern auch 
der Schrii'tverkehr mit anderen Dienststellen und Behörden 

lief in den Judenangelegenheiten - jedenfalls großenteils -
über Ehlers als Dienststelle~eiter, so daß er auoh in 
diese Vorgänge eingeschaltet wurde. Der BdS in Paris 
wandte sich versohiedentlich mit Fernschreiben an ihn; so 
mit Fernschreiben vom 10. März 1942 (BA I 158) wegen einer 
Bespreohung der Judenreferenten; mit Fernsohreiben vom 
9. Juli 1942 (BA I 199), da. übor die Deportation von Juden 
französischer StaataanCehörickeit au. Frankreioh beriohtet 
und die Antwort auf eine Ton Ehl.er. unterzeichnete Antrage 
VOll 7. Juli 1942 (Gutachten Billig AnJage 4) ist; und ait 
Fernochroibon vom 15. Juli 1943 (BA I 271 r.), da. den­
selben Komplex betrit:tt und .ich aur eine erneute Antrage 
bezieht, die Ehlers .. 14. Juli 1943 an d.en MS in Pari,a 
coriohtet hat (~ I 268 r . • Gutachten ~illi& Anlage 9). 
EiDen Mb.liohen Scarittw8chael gibt ea mit der Dienat­
stelle .ee IdS in Den ~BC. Die.er unterrichtete die Dienst­
stelle de. NS in ~.el "z.Hd. Ton SS-Stubat'. Eb1ere o. V. 
i.A." alt ~ornochreiben vom 27. April 1942 (BA I 170 ff.) 
Zla hi.p1el U •• r d1e E1ntUhnmg des JudeDste:rxw in den 
be.etste. Jl1ederlMnd1schen Gebieten. All 8. Juni 1942 folgte 
et. weitere. Jle:rnachreiben (s. Urteil de" Sohwurceriohts 
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bei dem Te nd ger1cht München 11 vom 24. Pebruar 1967 _ 
12 Ka 1/66, Seite 162 rf. - BA X), das darUber berichtete, 
daß Juden bei Verstößen gegen die Pflicht, den Judenstern 
zu tragen, in die Konzentrationslager Mauthausen und Ravens­
brUck gebraoht wUrden. Eb1ers seinerseits wandte sich in 

einem von 1bm unterzeichneten B11tzfernschre1ben vom 
14. Juli 1943 (BA I 268) an den BdS in Den Haag, um zu er­
fahren, in welohem Umfange die Juden hollHnd1aoher Staats­

angehörigkeit dort in die Abschiebnngsmaßnahmen einbezogen , 

worden oeien. Er schrieb: "loh benHtige diese l41tte1111Dg zu 
einer Besprechung beim hiesigen llilitllrve2wBltungaohef, 
bei der erörtert w82~eD 8011, ob die Juden belg1schar . 
Staatsangehörigkeit nunmehr gleichfallS nach dem Daten ge­
sChAftt werden Bollen ••• b 

Wie sich hierin Bohon Andeutet, hat Rh1ers wegen der Juden­
trage Verbindung nicht nur zum. RSHA 80wle zu den Dienst­
stellen der NS in Paris lmd in Den Beag gehabt, sondern 

, 

auch mit der Behörde des N11itärbeZehlehabers in BrUasel. 
Ehlers gibt selbst zu, daß er - naohdem sm 7. Juni 1942 
der Judenstern auoh in Belgien eingetuhrt worden war _ 

naoh RUokaprache mit dem Vi1itärvenraltungaohef Reeder ein 
Fernsohreiben an das BBHA gesohiokt habe, von dort jedooh 
ohne Antwort geblieben sei (XV 3093). Am 25. September 1942 
hatte er eine Bespreohung mit Reeder wegen der Judenevaku­
ierung. Unter Bezugnahme hieraut ersuohte Reeder Rbl ers 

m1 t Sohreiben vom 30. September 1942 (BA I '214 c), durch 
W.i~,ng an die e1nEelnen Dienststellen der 8ioherheitappli­
zei zu veran] assen. daß alle grtS8eren Judenaktioun in den 
e 1nzelnen Orten vorher mit 4en zustJlnd1gen F.14- und Ober­

feldlco!i!ihendanturen abgesprochen wUrden. Am 14. Juli 1943, 
, 

als Bb1ers dle obengenannten li'ernsohreiben an d1. MS in 

Paria und Den Haag sohiokte. haite er wegen der Deportatio­
nen eine telefonisohe Rückspraohe a1t Reeder. Du"'ll.ut nebm 
er BesUS. a18 er Reeder am. 15. Juli 1943 den Tnb"l t d •• 
"ernaohreibenB mit.Ute. das er sm .elben Tage aut Bein. 

• 
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Anfrage wegen der Behandlung der Juden französischer Staats­
angehörigkeit vom BdS in Paris erhalten hatte (Gutachten 
Billig Anlage 10). Wie er Reeder außerdem wissen ließ, hatte 
er am 14. Juli 1943 von dem SS-OberaturmbaDDfUhrer Knolle 
aus Den Haag erfahren, daß aus den Niederlanden bereits 
105.000 Juden "evakuiert" und die holHIndisehen Juden in 

die Abschiebung mit eingeschlo •• en worden seien; der Rest 
von 30.000 Juden sei in Am"terd· . ZU8srrqnengezogen und werde 

gleichfalls "nach entsprechender UberprUfung" naoh dem 
Osten gebracht (Billig a.a.O. ) . Di e Verschleppllng der Juden 
belgischer StaatsAngehörigkeit. um die es bei diesen Erör­
terungen zwischen Ehlers und Reeder ging, wurde in der 

Nacht vom 3. zum 4. September 1943 mit der Großakt1on 
"llt1eU in BrUsael und Antwerpen fortgefUhrt. Den E1nsatz­
plan für diese Festnahmeaktion stellte Erdmann als Leiter 
des BrUsseler Judenreterats aut o Er legte ihn Ehlers vor, 
der hierzu sm 1. September 1943 seine ausdrUckliche ZWJt1m­
mung erteilte (BA I 286) . Als er dies t a t , hatten während 
seiner Dienstzeit in BrUasel 1m Verlauf eines Jahres vom 
4. Aas.s t 1942 bis zam 31. Juli 1943 schon 21 Eisenbahn­
transporte m1 t ungefähr 21. 600 gefangenen Juden das Semmel­
lager Yecheln mit dem Endzi el Auschwitz verlassen. 

Daß Ehlers - aUB seiner Stellung als Behl:5rdenleiter heraus 
verständlich - E1 nfluß aut das Deportationsgeschehen ge­
habt hat, ergibt sich schließlich aus folgendem: Heym. der 
persönliche Reterent des Jl11itärverwaltllngschef's Reeder, 
hat häutig bei der Dienststelle des BdS in BrUssel inter­
Ten1.erl und mit RbJ ers verbandel t, wenn die Gestapo Boge­
nanntti Betreillngsscheine der V1) 1 tärverwal tung fUr bestinnnte 
Juden nioht respektierte (He7JO VII 1236). Ehlers teilte 
He,m m1 t, daß das RSHA die Bef'reillngsBcheine für ungUl tlg 
erklärt habe (von IIabn XI 2084). Einige Zeugen haben bei 
EhJers auoh mit Erfolg vorgesprochen, um die 1'2e11a88u ng 
best1mmter Juden zu erreichen (v. Rebn VII 1306 t.; Kl1ng 
XII 2358). EbJ.rs hat sich von Frank, dem stellvertretenden 

• 
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Leiter des Sammellagers Kacheln, Uber die Zustände 1m 

Lager mehrfach berichten lassen und Frank nach AblCSenng 
Scbm1 tts zum Lagerleiter bestellt (F2s nk XII 2228, 2232 ff. 
und 2242 U.). 

c) Aus all diesen Tatsachen (s. o. a-b) ergibt sich der 
hinreichende Verdacht f daß Ehlers dU2~h seine Tätigkeit 
als Beauftragter des Chefs der Sicherheitspolizei und des 
SD in BrUsael objektiv Beihilfe zu den Tötungen in Ausch­

witz geleistet hat. 

2. Zur inneren Tatse1te 

Es besteht aber auch hinreichender Tatverdacht in der Rich­
tung, daß Ehlers JIlit der Tötung jedenfalls eines groBen 

Teils der Deportierten zumindest erns-;baft gerechnet und 

trotzdem einverständ lieh an den Maßne hmen mitwirkt, alBo 

schuldhpft mit wenigstens bedingtem Vorsatz gehandelt hat. 

a) Zum Vorsatz 

Ehlers läßt sich hierzu wie folgt ein: Er habe weder ge­
wußt noch gewollt, daß die Juden getötet werden sollten. 
Er sei immer davon ausgegangen, daß es sioh um Arbeits­
einsatz und Umsiedlung gehandelt habe (XVI ,32,38 f. und 
,3241 f.). Er habe Eicbmenn wegen anfänglicher eigener 
.Befürchtungen bei dessen Besuch in BrUssel gefragt. ob die 

. Juden im Osten getötet werden wUrden. EichlMnn habe dies 
kategorisch verneint und erklärt: Die West juden würden 
qnders behandelt als die Ost juden. Wegen der verschärften 
Kriegslage sei as erforderlich, alle verfUgbaren Kräfte, 
also auch die Juden, zur Arbeit einzusetzen. Die Flauen 
und Xi nder sollten naoh Theresienstadt gebraobt werden 
(XI 2172 t .• XVI 3249 rr •• XVII 3489 "nd 3498). Naoh dieser 
Unterredung mit Bic}unenn s8i er - BUers - fest davon über­
zeugt gewesen, daß e8 sich um Arbe1tseinsatz lmd tJms1edl.ung 
gebendel.t habe. Tatsächlioh seien ja auch Tausende von 
Juden zur Arbeit e i ngesets t worden; zum Teil hätten sie 

auch in Ausohwitz gearbeitet. Br - Bh1ar e - habe TOD den 
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grausamen Praktiken in Auschwitz nichts ge,rußt (XIV 2707). 

aal 

Diese Einlassung 1st voraussichtlich nicht zu widerlegen, 
sowoit sie den InhAlt des Gespräche mit Eichmann betrifrt. 
Eichmann hat im sogenannten Sassen-Interview (Band lXXIV 
Seite 6, wiedergegeben in BA XVIII) zwar behauptet: er habe 
wenn er gefragt worden se1, niemals gesagt, s1e (die Juden) 
würden nicht getötet. Er habe T1elmehr geaagt, was geschehe, 
das geschehe nun e1nmal ••• Da. habe man nicht gehe1mbelten 

können, 8S sei ja ein FUhrerbefehl gewesen. Ehlera' Ein­
laas'lDg wird in diesem punkt aber bis zu einem gewissen 

Grade dadurch bestätigt, daß Eichmann ähnliche Äuße~lngen 
wie ibm gegenüber auch gegenüber anderen gemacht haben 8011. 
So hat Dr. Harster, BelS in Den Heag, u.a. bek'llndet (XIII 

2490 f. und BA VI a.E.): Ende 1942 oder Anfang 1943 hab. 
bei Seyss-Inquart, dem Reichskommissar für die be.etzten 
Niederlande, in Den Haag eine Besprechung mit Eicbmenn st.tt­
gef'unden, bei der es auch um das Schicksal der Juden ,egan_ 
gen sei. Ei cbmfmn habe a~ Ell.ne Frage de. Reiehskomny! sJ!lara 
erklärt: Die J uden kämen im Osten zum Arbeitaeinsatz. Es 
wäre widersinn1g, so viele Menschen quer durch Deutschland 
in den Osten zu transportieren, um J!lie dort zu vernichten. 
Bei dem Mangel an Transportraum könne men sich eine solch 
sinnlose Maßnahme gar nicht erlauben. - Dr. Knochen, BdS 

in Paris, hat bei einer Vernehmung aa 22. Juni 1967 (in BA. 

XVIII) angegeben: Eichmann habe ihm - Dr. Knochen - als 
• 

Behördenchet am 28. April 1943 einen Besuch gemacht. La 
Gespräch habe er - Dr. Knochen - ihn gefragt, warua p'n 
noch hpner den Abtransport der Juden betreibe, wMhrend .eD 

in Fl'8nkreich mit der Resistance befaßt sei und di. In­
vasion ezwarte. Eichmenn habe kategorisch erkllrt: na. 
sei FUhrerbefehl, den er auszutUhren habe. Denn mit 4 .. 
Ende des KriegeJ!l sollten die Juden in einem eigenen St •• t 
zusammengefaßt werden. Sie wUrden zur Arbeit abtren-port1.rt 

• 

lmd erfUhren dabei ein. Uluchulnng. Auch lzauen und I1nder 

, 
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wUrden abtransportiert, weil man die Familienmitglieder 
zU88mmenbehalten wolle. - Schließlioh bat Dr. Tranker, 
1944 Kommendeur der Sicherheitspolizei in Budapest, ausge­
sagt (nI 2359 t.): Bei dem SS-ObergruppenfUbrer Wl nkel­

menn, dem Höheren SS- und POllze1fUbrer :tUr Ungarn, hätten 

in regelmäßigen Abständen Dienatbesprechnngen stattge­
funden, an denen die Leiter aller SB- und PolizeidieDst­
stellen (jenes Bereiohs) teilgenommen hätten_ Auoh Eioh­
man" habe teilgenommen, als er mit seinem Stab in Budapest 
gewessn s81, um dort die Judendeportatlonen in GAng zu 

bringen. Bel einer dieser Besprechungen habe W1nkelmane 

EichmanD gerrsgt, was mit den Juden geschehe; es seien Ge­
rüchte 1m Umlauf, daß s1e getBtet würden. Eiohmann habe 
geantwortat, daran sei kein wabre. Wort. Er habe längere 
AuarUbrungen gemecht und u.a. gesagt: Die Ost juden wUrden 
alle nach dem Osten deportiert und 8011 ten naoh siegreicher 
Beendigung des Krieges hinter dem Urel verschwinden. Mit 
den West juden sei das etwas anderesj sie hätten einfluß 
reiche VezAsndte und Freunde in der Welt , Md men könne 
sie als FaustpfAnd benutzen, wenn es dem Reich schlecht 
erginge. Die Juden zu töten, wäre bei dem Arbeitskräfte­
mengel als Sabotage anzusehen. -

Mag auch das Bestreben, sich nicht selbst zu belasten, bei 
Dr. Knochen und Dr. Trenker l18heliegen, BO gilt gleiches 
nicht für Dr. Harster, der nach seiner Verurteilung durch 
das Schwurgericht bei dem landgerioht MUnohen II jeden­
falls keinen Grund mehr hat, in diesem Pun.kt im eigenen 
InteresJ!Je falsche Angaben zu machen. Die Einlassung des 
Angeschuldigten Ehlers über den Inhalt seines Gesprächs 
mit Eichmann wird sich demnach voraussichtlich nicht wider­
legen l a ss811. Wenn der Senat gleichwohl den hinreichenden 
Tatverdacht der ~rdbe1h1lfe auch zur inneren Tatseite be­
jaht hat , so beruht das auf :folgenden Erwägungen: 

Die Behauptungen E.1c h meDD S waran - trot z o:ff.1z.1eller Ge­
he1mhalt\lDg des 1m RSHA entwickelten konkreten Ausrottungs-
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plans - in wesentlichen Punkten schon drme1s erkennbar 
falsch. Sie waren nicht mehr als eine fadenscheinige Tar­
Dung, die l'Ur Int'ormiert., die mit Judensngelegenheiten 

zu tun hatten, leicht durchBchaubar war und auch durch­

BChaut wurde. 

Zweck der Judendeportationen war nicht der "ArbeitseiDsstz 
1m Oatenlt • Ihr Zweck war vielmehr, Europe. IIjudent'rel" zu 
machen und die Juden zu vernichten, wie es Hitler nach 
der Wann88e-Konterenz VOll 20. Januar 1942 in eiller Sport­

palaatrede am 30. Januar 1942 (Domarus, Hitler-Reden 1932 -
1945, ßend 11 2. Halbband , 1I)lnohen 1965, Seite 1828 t.) 

erneut öffentlich ange~lnd1gt hatte. Daß der Arbeltseinsatz 
nicht der wahre Zweck der Maßnahmen war, lag für diejeDi­
&8n, die damit befaßt waren, offen zutage. Das gilt auch 
für die Deportationen aus Belgien. Daß man zuerst vorwie­
gend arbeitsfähige Juden verachleppte, diente der Täu.chung 
der U~rigen; alle Juden konnte men ohnehin nicht aur einem 
Mal wegbr1ncen. Scho. von Anfang an hieß es ausdrUcklich, 
da) den Tran.porten 10 % Arb.itaunfähige beigegeben werden 
könnten (I. Dannecker - Bericht vom 15. Juni 1942 - BA I 
194 f.). Diese Beschr~ fiel alsbald, und Dr. Harster 
(BA. VI 1220 und 1222), der BelS in Den Haag, und Zoepf 
(BA VI 1229 und 1231), der Leiter leines Judenreferats, 
sahen in de. Abtransport von Alten, Kranken und Kindern zu 
Recht einen alarmierenden Eiuweia darauf, daß ein großer 
Teil der Versohleppten Uber kurz oder lang der physischen 
Verniohtung entgegengehe. Den Umständen nach hat sich auoh 
Ehlers der Erkenntnis dieser Tatsache schwerlich verschlie­
ßen körmen. Nach den vorhandenen (lind der Dienststelle des 
BelS BrUssel bekannten) Transportlisten (vgl. BA IV 1 ff. 
und BUlle BI. 220) befanden sich in den 23 Zügen, die das 
Sammellager Uecheln in der Zeit vom 4. August 1942 bis zum 
20. September 1943 mit dem Endziel AUBchwitz verließen, 
unter den Verschleppten 4283 Kinder bis zu 16 Jahren und 
ungefähr 1639 ),länner und Frauen, die zwischen 1660 lind 1680 



- 139 -

geboren, bei den Transporten also 61 Jahre und älter waren. 
Mit ßchreiben vom 14. April 1943 (I 2016 r.) ~ndte sioh 
der Amtschef des belg1sohen Just1zm1n1ster11WS mit einer 
Bitte um Hilfe an den damaligen Oberkr1egsverwaltungsrat 
Thed1eck Von der M111tärvelrialtuns, weil mit einem am. 
18. April bevorstehenden Transport auch 300 Kinder "nach 
Deutsohland" abgehen sollten. darunter 60 Kinder 1m Alter 
Ton unter J Jahren, 60 im Alter von 3 _ 6 Jahren und 160 
1m Alter Ton 6 - 15 Jahren. Unter diesen Kindern waren vie­
le. die nicht von 1 bren EI tarn bagle1 tat wurden. In einem 
weiteren Briet, der sioh auf denselben Tranaport bezog, 
w1es der Amtscher des belg1schen Justizm1n1sterinma auf 

die Lage der alten Laute hin (I 2016). Er schrieb: Es soi 
genz offensichtlioh, daß diese alten Leute nioht zum Ar-

• 
beitsa1naatz in Deutschland kommen könnten. Angesichts 
aolcher Sachlage sei der Nutzen ihres Abtr&Dsports in Rioh­
tung Osten nioht erkennbar. Unter ihnen befUnden sioh über 
80, ja selbst über 90 Jahre alte Personen. - All dies 
dUrfte Eb1ers, der seinerseits gerade auch in den JudSDRD_ 
gelegenheiten Kontakt zur M11itärverwaltung hatte, nioht 
entgangen sein. Wie die Umstände nabelegen, war ihm auoh 
bekannt, daß die VerSChleppten im Sammellager ihrer wesent­
lichen Habe beraubt wurden und daß der E1nsatzstab West 
des Reichsministers für die besetzten Ostgebiete im Rahmen 
der sogenannten U-Aktion 1 hre Wohnungen ausräumte, um die 
Möbel für Bombengeschädigte und Behörden nach Deutschland 
und dem Osten zu s~haffen (vgl. die Aktenvermerke des 
Ei nsstzleiters Mader vom 22. Juli 1942 - BA 11 unter 11 a 
und vom 10. August 1942 - BA I 207 sowie don Tätigkeits­
bericht Nr. 24 des Militärbefehlshabers vom 1. August 
194J - BA I 282). Das waren von Anfang an zusätzliche un­
trUgliohe Anzeichen dafUr, daß ein tlArbeltseiDs8tz", von 
dem men gewöhnlich nach Hause zurückkehren kann, nie beab­
sichtigt war. 
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Daß die vieltach verwendete Bezeichnung tlArbeitseinaatz 
1m Osten" nicht mehr als eine durchsichtige Tarnung war, 
wurde aber nicht nur aus Art und UmfAng der Deports tionen 
selbst und aus den sie begleitenden thutänden deutlich. 
Daß die Bezeichnung nicht st1 m te, ergab sich auch aus y.ahl_ 

reichen Aktenvermerkan und Schreiben, in denen sich die be­
teiligten deutschen Stellen über den Sinn und Zweck der 
Maßnahmen äußerten. Soweit solche Dokumente nicht BUß dem 
Bereich des BdS in BrUssel stemmen, vermitteln s1e doch 
einen Eindruck von dem allgemeinen WiS8eDBstaDd der be­
teiligten deutschen Behörden, der Rückschlüsse zullßt. 

J)e,nnecker vom Judenret'erat des MS in Paris hatte aa 13. 

Mai 1942 eine vorbereitende Untel"Xednng mit dem Chef der 
Eisenbahntranaportabte11uD& in hwnkre1ch, da. General­

leutnant Kohl, wegen "Abstellnng von rollendem )lateral 
fUr Judentranaporteu• In eineu Aktenveraerk vo. aelben Tage 
(BA I 172 a.f.) stellte er fest, Kohl .ei ein komproJdiloser 
Judenge91er lind .t1_e einer "Enc11ösuw, d.er Judenf'ra,e ait 
dem Ziel restloser Vernichtung des Gesners 100%ig" zu. 
In einem Schnellbrief vom 22. Jun1 1942 (BA X, Urteil 
Seite 180 f.) teilte Eichmann dem Au.wärtigen Amt mit, der 
(mit den Deportationen) zu erfasaende Perl!lonenkreis er­
strecke sich "znn.lichBtU auf' arbeitaflih1,e Juden. Nachdem 
das Ref'erat IV .B 4 des RSHA am 23. Juni 1942 einen Befehl 
H1mmlers erhalten hatte, demzutol,e ."tliche Judea so-
bald wie möglich au. Flwnkreich abe.sc.oben werden .ollten, 
vermerkten Eichmann und Dannecker aa 1. JUli 1942 semein­
sam in den Akten, das Tempo des AbtraDsports .Usse gestei­
gert werden"mit dem Ziel der ehebaldigsten restlosen Frei­
machung Frankreichs von JudenIl (Gutachten Billig Anlage 2). 
In einem Bericht vom 20. JUli 1942 Uber die Besichtigung 
von Judenlagern 1m unbesetzten Teil Frankreichs (Gutachten 
Billig AnJage 28) spnch Dannecker UTOD., IIdas Weltjudentumll 

aei.sich darUber klar, daß die im deutschen Machtbereich be­
findlichen Juden ibrer restlosen Vernichtung entgegengingen. 
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Dar Vertreter des Auswärtigen Amtes in Den Haag berichtete 
. am 13. August 1942 nach Borlin (BA X. Urteil Seite 193 ~.). 

die Judenaobaft trete zu den wöchentlichen Transporten 
nicht mehr an, nachdem s1e dab1ntergekommen 8e1, "was bei 
dem Abtranaport bzw. dem Arbe1tse1nsatz 1m Osten gespielt" 
werde. • -
Auch in BrUssel erkannte wen bald, daß der angebliche Ar­
be1tse1npatz nur ein VOIWand fUr die VersohleppuDg war. X.oh­

dem die Tran"porte aus dem lager Kacheln am 4. August 1942 
begonnen hatten, sohrieb der M1J1tärbetehlsbaber Bchon 1m 

Tätigkeitsberioht Ur. 21 vom 15. September 1942 (BA I 212 
t.): "Die .A..kt10D wurde zunäohst als Arbe1ts81DBatzmeBnehme 

durchgefUhrt und erstreckte sich daher vor allem auf arbeita­
e1neatztHb1ge Juden und Jüdinnen. Erst autgrund späterer 
W.la1Jngan des Re1chss1cherhe1tehauptamtee erhielt a1e den 
ChareJctar einer allgemeinen Evakuierung der Juden, 80 daß 
daher in letzter Zeit auch nicht voll arbeitsfähige Juden 
abtransportiert werden." In einem Erlaß vom 25. September 
1942 (BA I 214 a f.) wies der Kilitärbefehlshsber die Ober­
teld- und P'eldkomendanturen darauf bin, daß "nach dem bis­
her durchge:ft1hrten Arbeitseinsatz von 10.000 Juden 1m Osten" 
jetzt "die THllige Evakuie~)ng der Juden aUB d.m Befehls­
bereich in Angriff genommen" werde. Zoepf, der Leiter des 

• 

Judanreferats in Den Baag, sprach in einem Jahresbericht 
vom 31. Dezember 1942 (BA X, Urteil Seite 204 f.) von don 
"noch steigenden psychologischen und techn1schen Schwierig­
keiien einer Rad1kallösung" Wld davon, daß 1942 "die plan­
mäßige Abschiebung der Juden 1m Rabmen der zentralen Europa­
!.Hsung in Angeift genommen" worden sei. UnterstunntUhrer 
Werner von der Dienststelle des BdS in Den HaAg hielt sm 
9. Juli 1943 für die Akten test. daß Sturmbannfilbrer Günther 
bei e1ner Besprechung im RSHA geäußert habe, der Jude, der 
ausschließlich schuld an diesem Kriege sei, müsse aus Europa 
ent.ternt werden "ob steril1s1ert oder n1cht" (BA X, Urteil 
Seite 382 f.). 
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Bei der Durchsichtigkeit der Tarnbeze1cbnllDC "Arbe1tBein­
satz 1m Osten" liegt e. nach alledea nebe, dal diejenigen, 
die wie Eh) ers mit den DeportationeIl liD&.r und n.ljher zu 
tun hatten, die Tarnung d:urchachauten. So haben in Den 
Baag denn auch Zoept, der Leiter d •• JudenreteratB, und 

seine Sachbearbeiterin Slottke den wahren Zweck der Depor­
tationen erkannt. Dr. Harst.r, der BdS in den Niederlanden. 
hat Eichmpnn" Worten, die Juden wUrden nicht aetötet, nicht 
geglaubt (UII 2490 t.); und 88 pD noch andere Velwaltungn­

fachleute, die eich Ton Eichmann nicht täu.cheR lie'en. 
We1rauch, daD'l" Leiter der Abteilung !evölkernn«nesen 
und Fürsorge beim. Amt deli GeneralgouTerneura in Krakau, 
hörte am 27. Oktober 1942 1a RSHA eill R.r.rat Eich.,nDe 

über den Stand der "Judeneus8iedluDgtl. Er &8w·nn dabei den 
Eindruck, daß EicbtMnn ait AWlsiedlun« der Juden deren 
IILiquidiernn,n (Tötnnl) .einte. Weirauch hat in eine. ande­
ren Verrahren (1 J. 1/65 - RSHA - GSTA bei dem KG - BA VII) 
&WI,e.act, nach seiner AruÜcht habe Eichmenn in einer 
Wei.e forauliert, die jedenfalls jedem, der schon einm'l 
ir,.nd etwa. Uber die 11 Liquidierun,n von Juden gehört habe, 
keinen Zweifel mehr daran habe la.sen können, was er - Eich­
-,nn - wirklich cemeint habe. Daß gerade Ehlera bei seinam 
beruflichen Werdegang und seiner dien.et11chen Stellunc 
Eichmnnn gleichsam blind vertraut haben sollte, 1at nach 
alledem unwahrscheinlich. 

Hinzukommt folgendes: Das eine Gespräch zwiachen Ehlers 
und EichJlann hat vermutlich statt&efnnd en, bevor die De­
portationen nach AWlchwitz in Belgien einsetzten. Bei der 
Pri.lf'llng, ob Ehl era deren wahren Zweck erkannt hat, kann 

nicht außer Betracht bleiben, daß er sich nicht nur kurze 
Zeit, sondern über .ehr als 1 1/2 JAhre mit den Deportatio­
nen und den dam1 t verbundenen laufenden Verfolgungamaßn.haen 
konfrontiert sah. Viele zu.ätzliche Beweisanzeichen, die 
bisher noch nicht erörtert worden sind, verstärken den Ver­
dacht, daß &Ir die Tötungaabaicht der Haupttäter an d.r 
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Spitze des Dritten Reiches und 1m RSHA während dieser 
• 

langen Zeit hat erkennen können und auch erkannt hat. 

Schon vor Beginn des Rußlandteldsuges 1m Jahre 1941 wurde 
für EbJers offensiohtlich, daß die nationalsozialistisohe 
Judenpolltik die physisohe Vernichtung des jUdisohen 
Volkes wollte. In der POllzelsohule Pretz8ch erhielt er 
1m 11&1 1941 18J1ntnis von d_ gegen die Juden geriohteten 
Vern:1.chtnng"befehl Hitlers. Er lehnte 88 deswegen ab, die 
PlIh M lDg des E1n"atzkoznmendos 8 innerhalb der E1nsatzgruppe 

B zu Ub.mobnen (IV HUlle 800 a - PA 20; XI 2169). Ehler. 
behauptet, die Vernichtungsmaßnebmen saien in Pretz8ch 
damit begründet worden, daß dia russischen Juden samt und 
sonders bolsohewistisohe Funktionäre und deshalb IIZU 11qui-

• 

di.ren" seien (XI 2173 und 2175). Das stimmt mit einem 
Erlaß vom 2. Juli 1941 (in BA II unter II b) Uberein, mit 
dem Heyd.r1oh als Chet der Sicherheitspolizei und des SD 
einige Höhere SS- und Po11zeifUhrer über seine Anordnungen 
unterrichtete. Darin tuhrte er aus, daß die E1nsatzgruppen 
und E1neatzko .... s nd o. Weisung hätten, u.a. alle Juden in 

Parte1- und Staatsstel111ngen zu exekutieren. Daß die Be­
fehle auf den FUhrerdieDBtbesprechungen in Berlin und 

Pratzlleh darUberhi DBUS unm1 ßveratändlioh zur 

Jud.envern1chtuD g erteilt worden sind, haben Ehlers und 
endere in dem Verfahren 2 Ja 467/65 der Staatsanwaltschaft 

• 
Flenaburg augeaBgt (BA X, Antrag auf Eröffnung der Vor­
untersuchung vom 17. Februar 1967 , Seite 7). - Bevor 

Ehlera seine Stellung sI. MS in BrUa •• l antrat, wurde er 
Tom Beginp des Oatfeldzug •• an bia zum 14. Oktober 1941 
1m Stab der E1nastzgruppe B mit den Gewaltmaßnahmen gegen 
Juden konfrontiert (a.a.O. Seite 11 r. und Seite 24). In 
seiner Eigenschaft als Leiter der Abteilung IV hatte er 
die beim Gruppenstab eingehenden Tätigkeitsberichte der 
E1naatz_ und Sonderkommandos der Einsatzgruppe B zu sich­
ten, auszuwerten lind zu den regelmeßigen Tätigkeits- und 
Lageberichten zusammenzustellen, die die E1naatzgruppe dem 
RSHA. erstattete (BA X, Antrag auf AußerverfolgungsetzlIng 
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vom 21. Dezember 1971, Seit. 27). In der Zeit, in der 
Ehlera zum Stabe der E1neatz&rUppe B gehörte, haben deren 
E1nbeiten nach den Enaitt111Dcen der Staatsanwaltschaft 
~Jnd 14.000 Ken.chen cetBtet (!A X, Antrag Tom 17. Februar 
1967, Seit, 36, 38 u. 67 ~.). Diese TötnD!en bedrUckten 
Eb1ers (IV 130). Wahrscheinlich war er auch aelbat A~n­
zeuge einer ••• enerschießnn& Ton Juden, die ibn erschüt­
t.rt. (Klo.e 11 297). Wie er jedeDIall. zugibt (XIV 270)), 
wulte er aus der Zeit seiner AbordD'm&: nach Rußland, daß 
dort Juden in groBer Zahl ermordet wurden. Bei E1 nf1lbrl1n« 

d •• JudlIlSterIl8 in Belgien Anfang Juni 1942 (s. Tätigkeit.­
bericht Nr. 20 de. Militärbetehl.hBber. - BA I 178) be­
fürchtete er nach eigenem EinCe.tindnia (XI 2171) gerade 
wegen seiner RußlanderfahM'DCt daß e8 bei dieser Maßnah-e 
nicht bleiben werde. Anlaß zu den schlimmsten BetUrclltuneen 
hatte er bald darauf bei Erlaß der Deportation.befehle 
für Belgien nmaomehr, all bei der Besprechung im RSHA a.m 
11. Juni 1942, über die ihm Asche berichtete, zu erkennen 
gegeben worden war, daß die Ver.chlepptmg nach Auschwitz 
gleichsam eine Ersatzmaßnahme :für die Abschiebung der Juden 
in das Einsatzgebiet der Einsatzgruppen im Osten war. Denn 
laut Dannecker - Bericht vom 15. Juni 1942 (BA I 194 :f.) 

hatte Himmler die Deportationen nach Auschwitz mit der 
Begründung angeordnet, daß aua militärischen Gründen während 
des Sommers "ein Abschub von Juden aus Deutachland in das 
östliche Operatiol1l!gebiet nicht mehr erfolgen" könne. \'las 
die EinestzkOIJlJl,ndos der E1nsatzgruppen 111m östlichen 

Operation.gebiet" mit den Juden I18.chten , wußte Ehlers aUB 

eigener Anschauung geDau. Deutlichere Hinweise konnte er -
im Zusammenhang mit den Deportationen aus dem Westen -
vom RSHA eigentlich kaum erwarten. Denn kurz vor der \VBDD_ 

•• e-Konferenz vom 20. JanUAr 1942, die ursp.ti1nglich Bchon 
am 9. Dezember 1941 hatte stattfinden sollen, hatte das 
RSHA am 14·. Januar 1942 einen &l"1J.D.dsätzlichen Erlaß über 
"Sprachgebrauchll herauagebracht, in dessen Verteiler auch 
die Dieutltelle des BdS in :BrU..-ael au:fs:efllhrt war. Der 
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Erlaß (in BA II unter II b) lautete: 

Bei den Worten "Llquidationll und "11quidierenll 

handelt es sich um Worte, die die Sowjetmo.chtbaber 
,gebrauchen. Sie sollen daher in deutschen Berichten, 
Aufsätzen usw. auoh nur in diesem Zusammenbang ver­
wendet werden. 

Vor dem Wntergrund seiner RußlsDder.fabrung und dem \'lissen, 
das Ehlers daraus hatte, 1st im Rahmen der Voraatzfrage 
Buch zu würdigen, was man während der Judendeportationen 
in Belgien über deren Zweck mehr oder weniger vertraulich 
härte und sprach und was EbJers in seiner Stellung als 
Po11zeichef und BehördenJ.eiter schwerlich entgangen sein 
dUrfte. 

Dem Krlegsv82haltnngsrat von Hahn erklärte ein Gestapoan­
gehöriger, nach seiner Ansicht seien nur noch 10 % der 
Deport1erten sm Leben (von IIahll XI 2069 f. und 2085). 
Hierzu sei bemerkt, daß der Prozentsatz der Überlebenden 
i.J:J. Wirklichkeit noch geringer war: Von 25.815 Juden, die 
auf dem Weg über das Semmellager Kecheln zum größten Teil 
nach Auscbwitz verschleppt wurden, kehrten lediglich 
1.288 nach Belgien zurUok. Wimmers, dem persönlichen Refe­
renten des stellvertretenden llilitärverwaltungschets von 
Crauahasr, wurde in der Judenabteilung der Dienststelle 
des BdS in BrUssel gesagt, man könne sich das Schicksal 
der Deportierten denken (Wimmers XI 2096). In den Kreisen 
des Kilitärbefehlahabera war man der Ansicht, daß die 
Deportierten unter solchen Bedingungen "zum Einsatz" HIrnen, 
daß nur sehr wenige überlebten. Von den Alten und Arbeits­
unfHhi gen nahm man an, daß sie getötet wUrden (Wimmers 
XI 2103). Dr. Le1ber, b1s zum 8. Sept amber 1942 Le1ter der 
Gruppe "pol" bei der lI1litärvezwaltung und anschließend 
Polizeisaohbearbeiter bei der Feldkommandantur Antwerpen. 
hat mit von Crausbaar häufig Unterzedllngen wegen Juden­
angelegenheiten gehabt. Dabei haben beide auch über Ziel 
und Zweck der JudenIMAnahmen gesprochen. Zwischen ihnen be­
stand Klarheit darUber. daß letztes Ziel dieser Maßnahmen 
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di e VernichtWlg des Judentums sei (Dr. Leiber BA VII Br. 
113 ). Thed i eck, als Oberkriegsv81waltllngsrat enger Mitar­

beiter des 1111i tärverwaltungschets Reeder, ,mr persönlich 

der Lleirmng, da S me D die deportierten Juden irgendwo im 

Osten umbringen werde. Er hat darUber auch mit Reeder und 

dessen persönlichem Referenten Heym gesprochen, die diese 
Auffassung nicht akzeptieren wollten (Thedieck XIII 256) 
f. und XV 3036) - verständ11charwe1se, wie DlBD heute sagen 
muß, weil näml ich die Behörde des Militärbefehlshabera 
die v orbereit enden Maßnahmen, die der Dienststelle des 

BdS die großen Deportationen Uberhaupt erst ermöglichte, 
1m Verordnnngswege selbst getroffen hat, wie Reeder genau 
wußte (s . Tätigkeitsbericht Nr. 20 vom 1. Juni 1942 - BA 
I 178 ) . Dr. Hempen, M:i.11tärverwaltungsrat in einer Feld­
kommandantur in Belgien, war seinerzeit bekannt, daß die 

Juden 1m Osten vernichtet wUrden. Er hat erklärt, er rinde 
es geradezu lächerlich, wenn der Chef der Sicherheitspoli­

zei in BrUsael behaupte, er - der damalige Polizeichef -
habe nicht s von der Vernichtung der Juden gewußt (Dr. 

Hempen XIII 2480 und 2905 f.; BA VII Br. 40 f.). 

Eine s olche Unkenntnis des Angeschuldigten Eb'ers ist -
t r otz offizieller Geheimhaltung der Vern1cht'\lIlgBlDa ßnabmen 

in Auschwit z - in der Tat sohwer vorstellbar. So lieten 
dame l s Gerüchte vom "Abschlachten der JudenIl um, wie der 

Gesend t e von Ilargen am 11. November 1942 &u.e BrUsael an 

da. Auswärtige Amt berichtete (111538 f.). Der Militär­
befehlshaber von Falkenb8U8en liea von Bargen wissen, der 

Chef der Sicherheitspolizei, alao Eblers, habe die Ge­
rUchte als GreuellUgen und üble Feindpropaganda bezeichnet 

(von Bargen in BA VII, Bericht des BDA Seite 31 und Seite 
42). Vermutungen über die Tötun8 der Juden tauchten auch 

bei den Angehörigen der Dieu.t.telle de. BdS in BrUasel auf. 
Wenn sich nämlich der Vilitirbetehlshaber nach dem Verbleib 
Deportierter erkundigte und mon in Au.echwitz -ntragte, 

ke rnen von dort lakonisohe TodePMchrichten (Plua IX 1695 
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und XV 3044; vergl. Roafs IX 1705). Dr. Martin, Leiter des 
Referats I1! D und als Verfasser der lageberichte der 
Dienststelle BrUssel an das RSHA damals gut informiert, 
8011 - wie er allerdings bestreitet (X 1831 f.) - dem Ab­
teilnngsleiter Hofmeister von der Abteilung 1/11 erzählt 
haben, die Juden wUrden umgebracht (Hofmeister VI 1109; 
Dr. Henning VIII 1419 ). Weidmann, der als Nachfolger Erd­
manns von Anfang September 1943 bis Februar oder März 1944 
Leiter des BrUsseler Judenreferats war (XII 2214 f.), war 
Gesuchen der Militärvexwaltung, bestimmte Juden von der 
Deportation zurUckzustellen, Wiederholt zugänglich. Er hat 
bei Unterredungen mit von Rs.hn und Wimmers gelegentlich 
geäußert, es Bei notwendig, IId1es9 Menschen vor dem Tode 
zu retten" (WimmerS XI 2103). Bohnenkamp, von November 
1943 bis Juli 1944 Leiter des Referats IV E und Vertreter 
des Jbteilungsleiters Straub, hatte wegen der Judendepo~ 
tationen "ein unangenehmes Gef'Uhl" j er hat sich deshalb -
auch eine mi:5gliohe Haltung - bewußt nioht um Ei nzelhei ten 
geld'mm.rt (BA VII llr. 35). Für die Ang •• tellte Plum (IX 
1695 r. und XV 3044) war da. Schicksal der deportierten 
Juden dagegen "ein offenes Geheimnis". Keinen Illusionen 
gaben sich bezeiohnenderweise gerade auch die Dienatstel­
lenangehörigen hin, die wie Ehlers Rußlandertabn1ngen aus 

eigener E1nsatzgruppentätigkeit hatten (Horlitz V 940; 
v. Witthoert VII 1343 und 1345. XV 2695 r.; Böhlich VII 
1354, XV 2897 und 3046 f.), und selbst den jüdischen 
Häftlingen deutete das Iage~ und Wachpersonal gelegent­
lich an, daß ihnen bei der Deportation der Tod drohe 
(Mandelbaum X 1919; Majer X 1920; Wolrowitz X 1921; Zaif X 
1926; Zwirz X 1929 r.; Traksbetr,yger X 1936; Schmengler X 
1939 und XII 2314; Straßberg X 1966; Straullberg X 1969; 
Szajberg X 1970; Raindort X 1972; Romk1ewicz X 1974; 
Najberger X 1964; Bat XI 2127; Nagel XI 2129; Friwin XI 
2200; Dobruszke. XII 2301; Schelasn1tzk! XII 2347). An­
deutungen dieser Art dUrften mit der .Anlaß d.af'Ur gewesen 
sein, daß das RSRA den BelS in BrUssel "z.Hd. Stubaf. Eh1ers 
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o.V.i.A." mit Fernschreiben vom 29. April 1943 (BA I 246 f.) 
darauf' him'liee, das lager Auach1ritz habe "aus naheliegenden 

Grtinden" erneut dll~ gebeten, den zu evakuierenden Juden 
vor dem Abtransport in keiner We1"e 1rgendwelche beun­
ruhigenden Eröffnungen über den Ort und die Art ihrer bevor­
stehenden Verwendung zu machen. Ehlera wurde insbesondere 
angewiesen, durch laufende Belebnlngen der Begleitkommandos, 

• 

zu denen - wie dargelegt - auch Angehörige der Wachkompan1e 
abgestellt wurden, darum bemüht zu sein, daß auch während 
der .Fahrt den Juden gegenüber keinerlei Andeutungen ge­

macht wUrden. 

Daß Eh1ere die Möglichkeit, daß dia Juden getötet wUrden, 
überhaupt erwogen hat 1 :rolgt schon BUS seiner Ejn] a.eIlJDg. 

Ob er sich unter den dargelegten Umatänden, die 1bm die 
richtige Erkenntnis geradezu aufdrängten, dureh eine Frage 
an E1chme nn von dem gegen 1bn erhobenen Schuldvorwurf hat 

befreien können, wird das Schwurgericht abschließend zu 
prUfen haben. Der zur EroffnuDg dea Hauptverfahrens genUgen­
de h1nreichende Verdacht, daß er mit der Tötung der Opfer 
ernsthaft gerechnet und gleichwohl an den Deportationen 
einverständlich mitgewirkt hat, ist nach der vom Senat 
vorgenommenen vorläufigen prUfung im Zwischenvertahren be­
grUndet. 

Der hinreichende Verdacht erstreckt sich auch darauf, daß 
Ehler. die heimtückische und gIsusame Art der Tötung lrannte 
oder hingenommen bat. Allerdings fehlen konkrete Anhalts-

• 

punkte dafür, daß er gewußt hat, daß die Verschleppten in 

Auachwitz zum größten Teil durch Giftgas getötet wurden. 
Das schließt den Vorsatz bezüglich der in Rede stehenden 
Tötungaweisen "heimtück.isch" und "grausam" jedooh nicht BUS. 
Was die Heimtücke anbetrifft, 80 folgt das ohne weiteres 
au. dem schon wiederholt erwähnten Fernsohreiben des RSHA 
vom 29. April 1943 (BA I 246 f.). mit dem der Dienststelle 
des BdS erneut eine •• cbirtt wurde, darUr zu sorgen, daß 

die Opfer arg - und wehrlos nach AUJlohwitz gel-Deten. D1e 
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Grausamkeit des Tötungevorganga deutete s i ch schon darin 

an, wie die Juden nach dem Osten trsnsportiert wurden: 
zu jeder Jahreszeit in überfüllten verschlossenen GUter­
wagen, ohne die Möglichkeit , während der tagelangen Fahrt 
sani täre Ei nrichtungen zu benutzen oder den Wagen zu ver­
lassen, und ohne ausreichende Versorgung. Hinzukommt, daß 
schon die JJa.ssenhaftigkeit des Vorgangs die Tötungen aelbst 
erkennbar als grausam gekennzeichnet haben dUrfte, auch 
wenn Eh] era über 1 hre technische Durchf'i1hrung 1m 91 nzelnen 

nicht informiert v~r (vgl. Anklageschrift Seite 62). 

bb) 

Die Akten ergeben nichts dafür, daß Ehlers ein fanatischer 
Gegner der Juden war und ihre Vernichtung selbst erstrebte. 
Doch ist das in diesem ZUSAmmenbang unerheblich. Iat er 
nämlich - wie dargelegt - hinreichend verdächtig, durch 
den ibm unterstehenden Behördenapparat und durch eigene 
Tätigkeit beWll.ßt die El1Ilordllng der Juden gefördert zu haben, 
die aus Belgien nach Auschwitz verSChleppt worden und dort 
l mgekommen sind, so besteht dieser Verdacht auch in der 
Richtung, daß die Tötungen von seinem VIilIen umfaßt waren. 
Denn wer weiß oder fUr wahrscheinlich hält, daß sein Unter­
lassen und sein Tun zu einer Tötung beiträgt, lmd es gleich­
wohl. fortsetzt, kann sich nicht durch einen inneren Vorbe­
halt dam1t entSChuldigen, er habe den vorausgesehenen Er­
folg nicht gewUnscht. Als Gehil:te kann sich auch strafbar 

machen, wer das Unternehmen, dem er dient, an sich miß-
• 

billigt (vgl. Dreher, 36. Aufl., § 27 StGB Rdnr. 8, An-
klagesohrift Seite 57). 

b) 

aal 

.Nach dem Ergebnis der E:rm1ttlllngen 1st davon auszU&ehen, 
daß die Dienststelle des BdS in BrUssel die für Ausohwitz 
bestimmten Judentl'RnAporte auf Weisung des RSHA vorbereitet 
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und auf den Weg gebl"8.cht, der Angeschuldigte Eh) ers also 

auf höheren Befehl gehandelt hat. Wird durch die Aus­

f'iihrung eines Befehls in Dienstsachen ein Strat!:8aetz 

verletzt, 80 1st nach § 47 Ab.. 1 Satz 1 des Militär­
atraf'ges8tzbuches in der li'aS8llng vom 10. Oktober 1940 

(ReichBgesetzblatt I Seite 1347), das hier anwendbar Bein 
kann (vgl. § 3 der Verordnung über eine Sondergerichts­
barke1 t in Straf'sachen für Angehörige der S8 und fUr 

die Angehörigen der Polizeiverbände bei besonderem Ein­
satz vom 17. Oktober 1939 - Reichsgesetzblatt I Seite 
2107), der befehlende Vorgesetzte grunds~tzlich allein 
verantwortlich. Den gehorchenden Untergebenen trifft je­
doch die Strafe des Teilnehmers (d.h. des Mittäters, 
Anstifters oder Gehilfen), wenn ibm bekannt gewesen ist, 
daß der Befehl d •• Vorgesetzten eine Handlung betraf'. 
welche ein allgemeine8 oder militärisches Verbrechen 
oder Vergehon bezwookte (~ 47 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 MStGB). 
Daß das RaRA mit den Deportationen beabsichtigte, die 
meisten der VerSChleppten zu töten, steht objektiv test. 
Daß die Deportationen ein Verbrechen oder Vergehen be­
zwecken, war bereits damals offensichtlich insofern, 
als sie maosenbefte Freiheitsberaubungen darstellten, 
für die ea an jeder rechtlichen Grundlage und auch nur 
an dem Schein einer solchen tehl t.. Das wird äußerlich 
schon daran deutlich, daß men darauf verzichtete, gegen 
die Betroffenen beim RSHA einen sogenannten Schutzheft­
befehl zu 81wirken. wie es bai der "gewöhnlichen" Ver­
Bch1C~lng in ein Konzentrationslager Ublicherweise 
geocMh (s. Erlaß des Itllitärverwaltungachefs vom 27. 
Oktober 1942 - BA I 215). DarUberhinaus aber besteht der 
hinreichende Verdacht, daß Eb] ers aUB den im einzelnen 
dargelegten Gründen auch den Tötungazweck der Verachl.ep­
pungen erkennt hat. 
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bb ) Notstand 

Genügende Anhaltspunkte dafUr, daß sich Ehlere in einem 

entschuldi genden Notstand (§§ 52 und 54 StGB a. ".. § 35 StGB 
1915) befunden hat, sind nicht vorbanden. Was sein aus­
drückliches Einverständnis mit dem Einestzplan für die 
Aktion "Iltis" angeht, 80 bat er sich zwar dahin einge­

lass en (XII 2415 f. ) : Hätte er seine Zust iuililnng verweigert, 

80 hätte das praktisch bedeutet, daß er einen persönlichen 
Bef ehl HjmmJ ere sabotiert hätte. l'Ieil der SD es gewohnt 

gewesen sei, aelbständ1g über ibn - Ehlers - nach Berlin 
zu berichten, hätte der SD auch diea (d.h.: eine Weigernng) 
Bofort gemeldet. Mit dieser Einlassung 1st ein Notstand, 

i nsbesondere eine anders (als durch Mitwirkung an den De­

portationen) nicht abwendbare Gefahr zUr Leben, Leib oder 
Freiheit des Angeschuldigten oder ein Irrtum über einen 
derartigen Notstand nioht dargetan. Daß er sioh der Über­
nahme gesetzwidriger Aufgaben widersetzen konnte, wußte 
Ehlers sowohl als Jurist wie auch aus eigener ErfahMmg 
in der Zeit seines Oste1neatzes. Seine Weige~,ng, die 
~~lhM)ng des EiDsatzkommandos 8 zu Ubernehmen, hatte ihm 
keine erkennbaren Nachteile gebracht. Im Gegenteil; nach 
seiner Tätigkeit im Stab der Eineatzgruppe B wurde er 
Ende 1941 BdS in BrUseel. Trotz der genennten Weige~'ng 
wurde er in der Folgezeit befördert, so am 1. Januar 1943 
zum Oberregia~lDgsrat und sm 20. April 1943 zum Obarsturm­
bannfllhrer. Schließlich wurde er auch noch (mit beabsich­
tigter Wirk'llng ab 20 •. April 1945) für eine Beförderung ZWIl 
SS-Stendartenf'tihrer 'lind Oberst der Polizei vorgeschlagen. 
All dies zeigt, daß er bei einer erneuten Weigerllng, Mord­
befehle auszuführen, wahrscheinlich nicht mehr zu beturch­
ten hatte, als Nachteile für seine weitere dienstliche 
Laufbahn; sie aber hätte er h1nnehmen .mUssen. 
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11. Dr. Canaris 

1. Zur äußeren Tatpeite 

Die Staatsanwaltschaft legt Dr. eanarie zur Last, daß die 
DienJItetelle des BelS während seiner zweiten Abordnung nach 

BrUssel von Anfang 1944 bis September 1944 mindestens vier 
Tran.porte vom Sammellager Mecheln nach Auachwitz ge­
schickt habe, durch die etwa 2.300 Juden deportiert worden 
seien. Die AnkJa,e bezieht eich damit eraichtlich auf die 
Tranaporte Nr. 23 - 26, dia llAche1nanöar .. 15 •. Juuar, 

4. April, 19. Mai und 31. Juli 1944 Kecheln verl •••• n haben 
(.BA IV 220). Dr. Caneris bat durch seinen Verteidiger dar­

auf hing.wie.en (XIV 2722, XVI 3275 und XVII 3527), deß 

er seinen Dienilt in .BrUasel erst nach dem 15. Januar 1944 
angetreten habe, und zwar am 1. Februar 1944. Diese Ein­
la8sung 1st nicht zu widerlegen. Denn Ehl.r. hat 1m JAhre 
1951 bei liner politischen ÜberprU;fnng angegeben, er sei 
vom 1. November 1941 bis J 1. Januar 1944 BdS in BrliBsel ge­
wesen (BA VI 1 R und 2). Der Transport vom 15. Januar 
1944 i.t also möglicherweiae ihm und nicht Dr. Caneris 
anzula.ten. Insoweit iehlt e. aa hinreichenden Tatverdacht 
gegen Dr. Canaris. 

Der Senat hat die sofortige Besohwerde der Staatsanwalt­
SOhaft in diesem Punkt gleichwohl aus Reohtsgründen nioht 
durch beaonderen AW!!Ispruoh in der Besoh1ußformal als un­
begrUndet verworten. Denn Dr. Canaris wird nur eine Tat 
Torgewortan - Beihilfe zu vielfachem Yord, die sich Uber 
einen längeren Zeitraum erstreckt hat und reohtlich als 
Handlungaeinheit Zu. werten iat. Sie lllßt sich nämlioh 

nicht - etwa nach der Zahl der abgetertigten Tranaporte -
in rechtlich seibständige linzeJbendlungen au1"lösen, weil 
z. B. auch die Entgegennebme und Weiterleitung von Befeh­
len des RSHA in den Judenangelegenheiten sowie dia lau1"en­
den Festnahmen, die Verbr1n~Jng der Getangenen in da. 
Sennellager und 1 bre Internierung dort zur e1 nbei tlich 



- 153 -

geleisteten Beih1 lfe geh~ren. Der vor dem 1. Februar 1944 
liegende Tatzeitraum 1st nach alledem bei vorläufiger 

. 
rechtlichen WUrdl~Jng keine selbständige Beih11fetat, bei 
der eine gesonderte Entsoheid1mg über die Zulassung der 
Anklage möglich wäre. 

Zur äußeren Tatselte läßt sioh der Angeschuldigte Dr. 
Canar1s 1m übrigen dAbin ein, daß er an der Deportation 
der verbleibenden ungefähr 1.100 Opfer nicht mitgewirkt 
habe (Verteidiger XVII 3534). Der h1nreichende Tatverdacht 
ergibt sich demgegenüber aus folgenden Erwägungen: 

a) Aus den gleichen Gründen, die bei der gegen Ehlers er­
hobenen Beschuldigung eri:irtert worden sind (s. o. Seite 
1 ri.), kommt auch bei Dr. CSDsris Beihilfe BchoD durch 
Unterlassen in Betracht. weil er die Judendeportationen, 
mit denen der ihm unterstehende Behördanapparat befaßt war, 
wäbrend seiner Amtszeit in BrUssel weiterlaufen ließ. Als 
Dr. Canaris spätestens Anfang Februar 1944 Ehlers in 

.BrUasel ablöste , bestand der allgemeine Befehl, alle Juden 
festzunehmen. Die Festnahmeaktionen wurden von dem Juden­
referat der Abteilung IV weiterbetrieben. ohne daß sich 
Dr. Canaris darum zu }dImmern brauchte (Dr. Canaris XI 
2151). War die Zahl. der Festnahmen lind Verschleppllngen auch 
nicht mehr so groß wie unter Ehlers als Behördenchef, 80 
berichtete die Dienststelle BrUssel dem RSHA doch einmal 
monatlich darüber, wie viele Juden verhaftet worden ~n 
(Dr. Canaris XII 2276 ) . In den Judenangelegenheiten lenkte 
sie auch weiterhjn die Außendienststeilen und Außenstellen 
sowie das Sammellager Mecheln. So bekam der Angeschuldigte 
Fielitz. der seit April oder Lai 1943 die Auaendienst­
stelle Antwerpen leitete, Anweisungen über die Dienst­
stelle des lldS in BrUssel (,'ieHtz X 1823). Auch die Außen­
dienststelle LUttich stUtzte sich auf Weisungen des MB. 
Als sie in einem bestimmten Fall ohne entsprechenden Befehl 
aua Brtissel nicht tätig werden konnte oder wollte. bat der 
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E1nsatzle1tar des Reiohsmin1 sters !Ur die besetzten O.t­
gebiete die Sioherheitspolizei BrUssel mit Sohreiben vom 
13. Juni 1944 (BA I ,320), "1m Interesse der deut.ohen 
Bombengesohädigten" baldmljglichst die Anweisung zur Ver­

heftung von ca. 60 jüdischen Familien belgischer Staatsan­
gehörigkeit aus dem Gebiet von LUtt1ch zu erteilen, damit 
deren Möbel beschlagnahmt werden könnten. Wie sohon bisher, 
80 best1nvnte das RSHA weiterhin die Zeitpunkte des AbtXSD8_ 
ports der gefangenen Juden aus tiecheln (Dr. espar1s XII 
2218). MochteD die "Erfolge" der Zwangsmaßnahmen unter 

Dr. Oaner1e - verglichen etwa mit denen der ~onate August 
bis Oktober 1942 - auch relativ ger1ng sein, 80 besagt das 
nicht, daß d1e Juden8ngelegenheiten 1944 völlig an Bedeu­
tung verloren hätten. Sie spielten v iel mehr nach wie vor 
eine bedeutende Rolle. So hielt der Militärbefehlshaber in 

seinem Tätigkeitsbericht Nr. 28 vom 10. L:Iai 1944 ausdrUck­
lich fest (BA I 315), Nach den letzten Erlassen des RSHl 
seien die Judenevakuie~lng8maßn8hmen von der Sicherheits­
polizei verstärkt betrieben worden. Wegen des illegalen 
Aufenthalts der meisten Juden stießen diese Maßnahmen je­
doch auf große Sohwierigkeiten. Trotzdam habe die Sioher­
heitspolizei am 10. April 1944 den 24. Judentranaport. der 
insgesamt 626 Juden umfallt babe, vom IAaer l1echeln "nach 
dem Osten" auf den \'leg gebraoht. Daß Dr. C8naris all dies 
bewußt gesohehen ließ. ergibt sich aUB seiner früheren per­
sönlichen EinlaSSllng, er sei für seine Dienst at elle "ver­
antwortlich" (XI 2152) und habe die Befehle des RSHl au.o­
fUhNln lassen (XI 2057). 

b) DarUberhjnAUB besteht bei Dr. Canaria ebenso wie bei 
Ehlera der hinreichende Verdaoht, daß er als DieD8t8tellen­
leiter auch persönlich mit den Deportationen zu tun gehabt 
hat, in ihren Ablauf eingeschaltet gewesen 1st und 8ie da­
mit insgesamt durch tätige Uitwir~lng auch selbet befördert 
hat. 
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Am 24. MHrz 1944 schickte das RSHA ein Fernschre1ben (BA 

I 302 f.) u.a. an den MB in .BrUssel. mit dem es die so­
fortige Festnahme der "in den dortigen Dienstbereichen 
gegebenenfalls noch vorhandenen Juden ungarisoher Staats­

angehHrigkeit ll 1md deren Uberstellung in das "Aufenthalts­

lager" Bergen-Belsen anordnete. Nachdem die ungariache Re­
gierung auf die He1macbaf:f'nng der im frUhe:ren unbesetzten 
t'ranzl:Sslschen Gebiet noch ADsässigen Juden ungarischer 
Staatsangehörigkeit "verzichtet" hatte, gab das RSHA dem 
BdS in BrUssel durch Fernschrelben vom 7. Juni 1944 (BA. I 
318 f.) lI z .Hd. v. S3-Star. Oberst der Polizei Dr. Canaris 
o. V .i.A. 11 die Weisung, diese Juden "falls noch nicht ge­
schehen, dem Evakuierungstrensport nach Ausohwitz anzu_ 

schließen." Der nächste Transport 810g danach am 31. Juli 

1944 nach Auschw1tz ab. 

Dr. Cenar1s hat in Judenan gelegenhe1ten auch selbst ver­
handelt. Wegen aIl8eblich zu verzögerlicher Behandlung der 
Angelegenheiten erschien 1944 mehrfach der HauptsturmtUh­
rer Burger vom RSHA bei ihm CDr. OaDaris XII 2344). Nur 
als Beweissnzeichen für seine allgemeine Einschaltung in 

die Vorgänge, nicht dagegen als unmittelbares Indiz für 
eine lI'ördernng dar Deportationen sei in diesem Zusammen_ 
hang erwähnt. daß Dr. Canaris am 28. August 1944 (also 
nach Abgang des letzten Transports) eine Besprechung mit 
Burger hatte, bei der dieser Iastkrai"twagen der Dienf/t-

• 
stelle verlangte. um - kurz vor dem Eintreffen der Alliier-
ten - die Angehi:Srigen der Judenverein1gnng in Belgien UDd 
die Juden BUS den Kinderheimen. Altersheimen und Kranken­
häusern zu verschleppen (Frank XII 2264; Dr. Cenaris XII 

• 
2341). Der Mi11tärverwaltungEichef Reeder hat mit Dr. 
Canaris eine Besprech1lng gehabt, um den Abtransport einer 
Gruppe alter Juden zu vermeiden (Dr. Canaris XII 2280). 
Heym, der persönliche Referent Reeders, bat mit ihm ver­
bandel t , wenn Befreiungsscheine der Mili tärverwal tung 
nicht reapeJ.:t1ert wurden (Beym VII 1236) . Auoh der l.!1l1tär-
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verwaltnngsrat von Rebn hat ,.,sen Ende der Be.atzung.zeit 
wahrscheinlich sinm'l wegen einer Juden'Dgllegenheit mit 
Dr. Can'ria telefoniert (von Hahn XI 2083). Boden, der ab 
lUtte 1942 zwei Jahre lang 1m leger Keoheln Dienst tat, 

hat behauptet, Dr. Cs n'r1s ae1 bei der Abtert1~,ng aehrerer 
Judentransporte im Lager zugegen gewesen (VI 1161). Dr. 
Ceneris stellt das in Abrede (XI 2152), gibt aber zu, daß 
er das Lager 1nlp1z1ert hat (XI 2152 und XII 2217). Von 
zwei Bolchen Inlpektionen hat der Lagerleiter F2ank be­
richtet (XII 2263 !.). 

c) Dam1 t (a-b) iat dir b1Dr.1C~nd. TatYlrdacht zur Kuß.ren 
Tatse1te belegt. 

2. 

Insoweit cibt der Ange.chuldigte an, er habe von dem wirk­
lichen Schick-e l der Deportierten nicht. gewußt (XVI 3276 
ff., 3290). Bei verschiedenen Vernehmungen hat er behauptet: 
Er habe Auschwitz für ein Arbeitslager gehalten. Ihm s.i 
unbekannt gewesen. was mit den in Belgien verhafteten 
Juden habe geSChehen 8011en (XI 2152 f.). Wenn Frauen, Kin­

der, Alt. Wld Kranke "zum Arbeitse1nsatzll deportiert worden 
•• ien, so habe er geglaubt, daß die Familien zusammen_ 
bleiben sollten (XI 2057 und XII 2275). Er hab. Uberdi •• 
gewußt, daß Theresienstadt eine Art jUdischer Stadt mit 
SelbstveI'W8.1tung gewesen aei, so daß nichts dagegen ge_ 
sprochen habe, Alte und Kranke dorthin zu verschicken 
(XII 2350). Im Ubrigen sei es ihm im Krieg nicht möglich 
gewesen, Nachforschungen oder Überlegungen Uber das Schick­
sal der Juden anzustellen (XII 2351). Von der Existenz 
der Gaskatmnern habe sr erst im April 1945 in Verona erfah­
ren (XI 2058). 

In Anbetracht der vorhandenen belastenden Beweisanze1chen 
räumt diese Einlassung den hinreichenden Verdacht der Mord­
beihilfe nicht aus. In welchem Maße die äußeren Umstände 
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für den Leiter der Dienststelle des BdS in BrUssel die 
Annehme Dahelegten, daß ein großer Teil der Verschleppten 
dem Tode entgegenging, 1st oben (Seite 20 fr.) 1m einzelnen 
dargelegt worden. Darauf' wird Bezug genommen. Wie er ein­
räumt, wußte Dr. CeDaris, daß d3r 1m ZlleennnsnbsDg mit 

den Deportationen verwendete Begriff "Arbe1tse1nsatz" 
eine Tarnbezeichnnng war. Er hat zugegeben, daß er sich 
ke1 n e Illusionen über diese Bezeicml1JDg gemacht habe; er 
hat erkannt, daß es sich "zum1 nd ast um eine AWlsiedlung 

ganzer Bevölkerllngsschichten" geband e1 t hab. (XII 2342). 

Auch mit den Transporten vom 4. April, 19. l4a1 und )1. 
Juli 1944 wurden noch Kinder unter 16 Jahren verschleppt, 
so am 4. April 54. am 19. Mai 54 und am 31. Juli 36 (BA 
IV 218 f.). Ebenso fuhren Doch viele Frauen und einige 
alte Leute mit. Die Transporte gingen auch nicht naoh 
Thereaienstadt, sondern naoh Auaohwitz, wie der Dienststel­
le BrUaael und dem lager Maoheln bekennt war. Die in den 
Judenheimen und Krankanbäusern untergebraohten Kinder, 
Alten und Kranken waren 1944 nioht andgUJ. tig von der De­
portation befreit, wie Dr. Cenaris DAoh dem ItAussiedlungs_ 
charakterll der ZWBngSItlA ßnahmen klar gewesen sein dUr1"te 
und sich in Burgers Bemühungen, dieaen Personenkreis 
noch gegen Ende der deutsohen Besetzung festzunehmen und 
wegzUBcbaffen, besonders deutlich zeigt. 

Hinzukommen bei Dr. Canaris - wenn auoh nioht tm selben 
Maße wie bei Eb1ers - Kenntnisse von deutschen Gewalt­
maßnahmen gegen Juden im Osten. 

Als TnepektsW" der Sioherheitspolizei und des SD für den 
Wehrkreis I (Königaberg) erlebte er 1m August 1943 bei 
einer Inspektionsreiae die gewaltsame Räumung des Ghettos 
von Bialystock m1 t. Als er Sohüsse hörte und Rauch über 
der Stadt sah, fuhr er in die Stadt hinein, um sioh zu 
erb,ndigen (XI 2154 h " BA VI 63). Er sprach mit dem 
Höheren SS- und Polizeif'iihrer Hellwig und sagte aDschlie-
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ßend zu seinem Fahrer, daß die Räumung de. Ghettos "eine 
Schwe1nerei" sei (DT. Csnarls BA VI 63. F1nstezwalder XV 
3132). 

Er 1st nach alledem hinreichend verdächtig, daß er wÖhrend 
aeiner zweiten Dienstzeit in BrUssel 1m Jahre 1944 wußte, 
daß die Opfer der Deportationen zum großen Teil in den 
Tod gingen. Zur subjektiven Tats8ite im übrigen wird auf 
die Ausf'Uhrnngen 1m ZusammenbAng mit dem Vorwurf gegen 

Ehlers (s. o. Seite 29 fi.) velwlesen. 

III. Asch. 

1. Zur äußeren Tatseite 

Der Angeschuldigte läßt sich allgemein dahin ein (Ver­

teidiger XIV 27H·): Er habe keine Beihilfe zur Tötung der 

Juden geleistet. Daß er dem "Judenre1"erat ll des BdS in BrUs­
ael angehCSrt habe und während seiner Zugehörigkeit zu 

diesem Referat die Transporte IlBch Auechwitz 8tattgefnnden 
hätten, genUie zur Annahme einer Kordbe1h1J~e nicht. 

Es kann in der Tat zweifelbaft sein, ob dieBe Tatsachen 
als objektive G~Jndlage ~Ur den hinreichenden Tatverdacht 
genUgen würden. Denn der bai den Angeschuldigten Ehlers 
und Dr. Canaris als Behörden) ei tarn und Polizeiche~s in 

Betracht kommende rechtliche Gesichtspunkt der Bei b1l~e 
durch Unterlassen, der zur strafrechtlichen Verantwortung 
fflbren kann, trifft bei Asche nicht ohne wai teres zu, weil 
nicht geklärt ist, ob und in welchem Umfange er als Vor­
gesetzter für Vorgänge aua dem Bereich der Dienat8telle 
des BdB in BrUssel verantwortlich war. Es sind aber aus­
reichende Anhaltspunkte daf'Ur vorhenden, daß er durch 
tätige Mitwir~)ng bis wenigstens Ende 1943 zum Abtransport 
der Juden nach Auschwitz Wld damit zum. Tode eines großen 
Teils der Deportierten beigetragen hat. 
Asche kam a.m 8. oder 10. Januar 1941 als Oberstunnfflbrer 
zur Dienststelle des Bd3 in BrUssel (111 420, V 949 und 

• 
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XIII 2571). Dort wurde er, wie er in ve'rschiedenen Wendun­

gen eingeräumt hat, unter einem Abte11uDgsle1ter der Sach­
bearbeiter des Judenreferats (111421), Leiter des Juden­
referats (V 949) oder "JudenrefereDt ll (nIl 2573 und 

2595). Als Judenreterent nahm er für die BrUsseler Dienst­
stelle des WS an der Besprechung vom 11. Juni 1942 1m RSHA 
teil, die gle1cheam den An;fang der Aus.tUhrnng der Depor­
tationen darstellte. Eichmann erteilte damals nähere 
tecbn i Behe Anweisungen über ZusemmeDstell1mg und AusrUst llng 
der Transporte sowie über den Kreis der Juden, die (zu­
nächst) deportiert werden sollten (V 951)j Einzelheiten 
darüber ergeben sich aus dem Dannecker-Bericht vom 15. 
Jllni 1942 (BA I 194 i.). Bei der Besprechung wurde verein­
bart, daß RUS Belgien 10.000 Juden nach Auschwitz abge­
schoben werden sollten. Da sich die Juden hierzu nicht 
freiwillig stellten, setzten schon alsbald _ 1m Juni oder 
Juli 1942 - die Festnebmeaktionen ein (III 421). Nachdem 
die Deportationen aus Kecheln sodann am 4. August 1942 
begonnen hatten, erfüllte die Dienststelle des BdS in 

BrUssel das zunöchst vereinbarte Soll zUgig bis zum 
15. September 1942. An diesem Tage, an dem der 10. Trans­
port das Semmellager Mecheln verließ, erreichte die Zehl 
der bis dahin (bei dieser Gesamtaktion) aus Belgien ver­
SChleppten Juden die Größe von 10.043; unter den Opfern 
befanden sich wenigstens 1.884 Kinder 1m Alter bis zu 
16 Jahren. 

Wie 1m Zusammenhang mit dem Vorwurf gegen Ehlers dargelegt 
worden 1st, erstattete Asche Eb1ers Bericht über die Be­
sprechung vom 11. Juni 1942. Die TatsaChe, daß der Behär­
denapparat des BdS in BrUssel ea fertigbrachte, innerhalb 
von drei Monaten (vom 11. Juni bis 15. September 1942) 
das Sammellager einzurichten, über 10.000 jüdische Menschen 
festzunehmen und von dort auf dem SChienenweg nach Ausch­
witz abzuschieben, läßt kaum einen anderen Schluß zu als 
den, daß sich Asche als "Judenreferent" voll eingesetzt hat, 



- 160 -

um dieses Ziel zu •• ne1ohen. Er hatte dabei drei bis vier 
Kriminalbeamte des Referat. unter .ioh (111 421). Nach 

• 

seiner Darstellung wurde er 1m Herbat 1942 als JudeDre-
tarent von Erdmepn abgaUSet (111 421 und V 949). Er blieb 
aber weiterhin in dieser Unterabteilung tätig, bis er 
Ende 1943 (XIII 2595) odor Anfang 1944 (Weidmann XII 2361) 
im ZUSADml9nhang mit dem gegen ibn erhobenen Vorwurf t Ver­

DlÖgensgegen8t ända deportierter Juden verän%!Jrt zu haben, 
nach Gent versetzt wurde. Dort wurde er im April 1944 
verhaftet und anschließend sm 9. Mai 1944 vom SS- und 
Polizeiger1cht XXXII in BrUssel wegen militärischen ~nge­
hors81D s und Hehlerei zu einer Freiheitsstrafe verurteilt 
(a. PA in BA XXIII). 

Aus der Zeit von 1941 bis Ende 1943 1st Asohe vielen Zeugen 
a l s "Judenreferent ll oder "JudeDaQchbearbeiter" des MS 
in Brtissel erinnerlich (Frank XII 2261; Seeck X 1655; 
\/eidmann VI 1124 f.; Boden VI 1154; Plum IX 1693 f.; 
l~icke BA VII Br. 49; Wimmers XII 2377). Er hat im einzelnen 
zu seiner Verteidi~lng behauptet: Er 8ei nach der Bespre­
chung vom 11. Juni 1942 in der Dienststelle praktisch 
"lw.ltgestellt" worden. Er habe bis zu seiner Versetzung 
nach Gent nur noch Routineangelegenheiten, insbesondere 
Anfragen der Militä.r\rezwaltung bearbeitet. Er habe "bei 
der Zusammenfassung der Juden und der Erstellung der Trans_ 

porte" nicht mitgewirkt (V 952). Er habe auch weder Ver­
t'Ugungen entworfen noch Anweisungen erlassen (V 952). 
Er sei niemals an einer Aktion zur Festnahme von Juden be­
teiligt gewesen (111 423). - Diese BehauptlIngen sind \Ul­

wahrscheinlich schon in Anbetracht der Tatsache, daß 
Asche dem Judenreferat als Referatsleiter und Sachbear­
beiter zu einer Zeit angehört bat, als die Deportationen 
anlj.efen und in vollem Gange waren. Der hjnreichende Tat­
verdacht zur äußeren Tateeite wi rd Uberdies durch folgende 
Einzelheiten erhärtet , die zugleich die wiedergegebene 
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EjnlSS811ng in den wesentlichen Punkten widerlegen: 

Am 29. Juni 1943 schrieb Erdmenn, der dAmals das Juden­
referat der Dienststelle des BdS leitete, an das Sammel_ 
la.ger Mecheln: Gemöß Anordnung des RFSS seien nunmehr 

unverzüglich die Juden belg1scher StaatsAngehörigkeit in 

die Abschiebungeaktion einzubeziehen. Ferner sei die Er­

greifung der in der Illegalität lebenden und sonst fUr 

die Judenabsohiebllng in Frage kommenden jUdischen Personen 
mit allem Nachdruck zu betreiben. Das Lager wurde ange­
wiesen, die erforderlichen MaßnAhmen sofort einzuleiten. 
Dieses Schreiben wurde, wie die Akten - und Diktatzeichen 
(IV B J - As/Se.) ausweisen, von Asche entworfen und BO­
danD Erdmenn zur Unterschrift vorgelegt (BA I 256). Asche 
entwarf auch ein Fernschreiben gleichen Inhelts, das Erd­
mann am selben Tage an alle Außendienststellen richtete. 
Dieser Entwurf (BA I 259) trägt rechts unten Asches Para­
phe (As 29/6), wie ein Vergleich mit seiner Unterschrift 
(z.B. in BA XIV 2666 und 2683) zeigt. Nach diesen Befehlen 
an das Sammellager und die Außendienststellen verließ der 
nächste Transport (Nr. 21) mit mindestens 1523 Opfern 
Mecheln am 31. Juli 1943, nachdem dort seit dem 19. April 
1943 kein Zug mehr nach Auschwitz abgegangen war. Schließ­
lich fertigte Asche auch noch den Entwurf eines Schreibens 
vom 1. September 1943 (IV B3- A./Sel, mit dem der Militär­
befehlshaber - verspätet - von der Aktion "Iltis" unter­
richtet wurde (vgl. BA I 291). - Entgegen •• iner Ilin­
lassllng beteiligte sich Asche ferner daran, Juden zum 
Zwecke der E1nliefe~lng in das Sammellager festzunehmen. 
Das ergibt sich zum einen aus der Aussage der Zeugin Plum 
(IX 1694), die als Dolmetsoherin bei der Dienst.telle des 
BdS beschäftigt war. Zum anderen sprioht dafUr aber auoh 
der E1nsatzplan vom 1. September 1943, mit dem die Aktion 
"Iltis" bis ins einzelne vorbereitet wurde (BA I 287 f.)". 
Denn in diesem Plan heißt 8S u.a. (BA I 288): "SS-Ober-

• 
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aturmtührer Asche Ubcrnil'llT:lt mit zwei Angehörigen des \/ach­
zuges lind zwei Kraftfahrern des Deviaenschutzkommandos 
den Abtranaport del' Juden, die vom Devisenachutzkommendo 
in ihren \'/ohnnngen feet gehalten werden. 11 Da er dem Juden­

referat in Brüssel bis wenigstens Ende 1943 angehört bat, 
da die Aufstellung des ßinsatzplana und dessen Ausführung 
in diese Zeit fal l en und da Planung und Ausführung der 
Aktion Uberdies sehr dicht beiei nander liegen, 1st Asches 
Teilnahme daran in hohem hlaße wahrscheinlich. Nach der 
Aktion, die in der lJacht vom 3. zum 4. September 1943 statt­
fand , verließen sm 20. September 1943 die nächsten beiden 
Transporte (Nm.. 22 A llnd 22 B) mit wenigstens 1.418 jüdi­

schen LIenschen t davon mindestens 239 Kindern bis zu 

16 Jahren, das lager L1echeln. - Schließlich war Asche 

häutig selbst im Semmellager Ltecheln. Daß das der Fall war, 
liegt schon Dach seiner Stellung als Judenreferent oder 
Judensachbearbeiter der für das Lager zuständigen Dienst­
stelle des BdS nabe. Denn die Befehle des RSHA, die sich 
auf die Deportationen bezogen, liefen vom BdS über den 
Abteilungsleiter IV zum Judenreferat, das sie an das Lager 
weiterleitete (WeidmeDn VI 1137 und 1140; Hirschfeld XII 
2287; ,lIlrank XII 2320). Asche selbst gibt zu, daß er zweimal 
(mit Erdmann zu InformationszVlecken) im Lager gewesen sei 
(III 422). Daß er häufig dort v~r hat die Zeugin Lande 
(XII 2293) be~Jndet, die als Schreibkraft im Lager tätig 
war und die Verhältnisse dort kennt. Asche machte vor Ab­
ßRng der Transporte Ipspektionen im Lager; dabei verlangte 
er manchmal, daß Häftlinge mit abtransportiert werden soll­
ten, die Dauerfunktionan im lager hatten (Hirschf'eld XII 
2287) • 

Der hinreichende Tatverdacht zur äußeren Tatseite 1st dami t 
begründet. 
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2. 

a ) 

Asche läßt sich insoweit wie f olgt ein: Er habe wAhrend 
seiner Tätigkeit in BrUssel vom wirklichen Schicksal der 
deportierten Juden nichts gewußt. Bei der Besprechung 1m 

RSHA vom 11. Juni 1942 habe Eichmann klar gesagt. die Juden 

Bollten in Auschwit z in riesigen Benzin- und ~lnBwerken 
arbeiten (XIII 2573 fi. ) . Die Wannsee-Konterenz sei bei 
der Besprechung nicht erwähnt worden (XIV 2665 und 2715). 

Er - Asche - habe keine Kenntnis von Eicbmanna Vorhaben 
• 

gohabt. Er habe keine Hi",.eis. darauf erhalten (XIV 2715) 
und auch gerUchtewa1se von der Tötung dar Juden nichts ge­
hört (XIII 2574). 

Nach den vorhendenen Bewei8s Dzeichen 1st zu ez"arten, daß 
diese Einlas sung im wesent lichen widerlegt werden 1raDD. 

Asche hat - ebenso wie Ehlers - die Vorbereit1mgen für 

die Verachleppung der Juden und die Deportationen selbst 
bis wenigstens Ende 1943 aus unmittelbarer Nähe m1terlebt 
(111 422 ) . Die Tatsachen, die den Zweck der Judenverfol~Jng 
schon damals erkennen l i eßen ' und Eb1ers belasten, belasten 
daher auch ihn. Er wußte, daß die Juden nach Auschwitz 
gebraoht wurden (111421 ). Er wußte auch, daß Kinder, 
li'X'8Uen und 81 te Leute mit abtransportiert werden sollten 
und abtransportiert wurden (V 951). Er hatte, wie er ein­
gesteht, ein Uunengenebmes GefUhl" wegen der De!)ortationen 
und sah voraus, daß dabei Mensohen zu Tode k;oDDllen wUrden 
(XIII 2574). Nur mit systematischen Tötungen hat er nach 
seiner Einlassung angeblich nicht gerechnet. Insoweit 
sind aber außer den bereits aufgefUhrten belastenden Um­

ständen folgende Tatsachen von Bedeutung: 

Aaohe hatte in den Judenangelegenheiten persönlichen Kon-
• 

takt zu Denneoker von der Dienststelle des BdS in Paria 
(,A..l!Jche nIl 2595). Denneoker kam zu 1 hm nach Brüssel, und 

• 
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Asche seinerseits fuhr nach Paris. Daß DaWlecker davon aus­
ging, die Juden Bollten vernichtet werden und daß er dies 

sogar aktenkundig machte, ist oben (Seite 22) 1m einzelnen 
dargelegt worden. Daß er mit Asohe im gleichen Sinne ge­
sprochen hat, liegt demnach DAbe. Asche bat sich mit Bezug 
au:f die Juden auch oft in dem Si une geäußert: uWir brauchen 

Seife 11 (Poh XIII 2514), womit er ersichtlich andeuten woll­
te, die Juden sollten getötet und ihre Überreste Bodenn 

"verNertet" werden. Als der Zeuge Landau im April 1943 nach 
Auachw1tz verschleppt werden sollte, sagte Asche zu ihm: 
"Bis jetzt sind wir mit euch ja glimpflich verfohren. Dort, 
wohin ihr jetzt kommt, werdet ihr euer blaues Wunder erle­
ben •• • Doch dazu wird euch keine Zeit mehr bleibenIl (Iendau 

XIII 2601 und XV 3053 ) . - Asche war 1m Ubrigen Spezialist 
für Judentragen. Er hatte schon aeit 1935 1m SD-Abschnit t 
Berlin-llitte jahrelang "Judensachen" bearbeitet (V 949). 
Seit 1936 oder 1937 war er dort Judenreferent gewesen. Im 
November 1939 wurde er nach Polen zu einem EinsstzktJIlDlllllldo 
abgeordnet (V 949; PA in BA XXIII). Schon in Polen haben 
Einaatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD umfangreiche 
1iassentöt1lDgen vorgenommen. Konkre,te Hinweise darau.f, daß 
Asche an solchen Verbrechen beteiligt war, sind nicht vor­
handen. Doch hat er in Polen von Ersohießnngsaktionen ge­
hört (V 949), so daß ihm auch von dorther die Vorstellung 
massenha:fter Tötungen von Mensohen bestinDllter Bevölkerungs­
kreise nicht :ferngelegen hat. 

b) 

Die Staatsanwaltsohaft legt dam Angesohuldigten Asche zur 
Last, er habe aus niedrigen Beweggründen gehandelt. Auoh 

. 
insoweit hat der Senat den hinreichenden Tatverdacht be-
jaht. Asche galt während seiner Dienstzeit in BrUssel als 
fanstischer Nationalsozialist (Plum XV 3045) und SD-MBnn 
(v. Hahn XI 2086). Er war, ebenso wie Erämenn, in Judenange_ 
legenheiten "absolut unanspreohbar" (Wimmers XI 2101). Die 
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von verschiedener Seite bezeugte Tatsaohe, daß er jüdische 
Häftlinge mißhandelt habe (vgl. Kirsch XIII 1515i Da1l1merie 
XII 2378), rechtfertigt unter diesen Umständen den vor­
läufigen Schluß, daß er die Taten des RSHA auch aus Rassen­
haß unterstützt bat. 

IV. Fiel1tz 

Soweit das Landgericht die Eröffnung des Hauptverfahrens 
gegen Fielitz abgelehnt hat, 1st die sofortige Beschwerde 
der Staatsanwaltschaft unbegründet. Der Senat verneint den 
hinreichenden Tatverdacht (§ 203 StPO) insoweit 1m wesent­
lichen schon aus objektiven Grffnden. 

Der Bundesgerichtsho:f (NJW 1969, 2056) hat die rechtliche 
Annebme eines Massenverbrechens 1m Zusammenhang mit den 
llassentötnngen in Auschwitz ausdrücklich abgelehnt. Nicht 
jeder, der in das Vernichtungsprogramm der nationalsozia­
listischen Machthaber eingegliedert war lind in diesem Rahmen 
irgendwie tätig wurde, ist schon damit an den Morden objek­
tiv beteiligt und :für alles Geschehen rechtlich mitverant­
wortlich. PUr die Strarbarkeit kommt es vielmehr darauf 
an, ob er die Tötung bestimmter (wenn auch nicht notwendi­
gerweise namentlich bekannter) Opfer (durch ein Tun oder 
pflichtwidriges Unterlassen) konkret gefördert hat. Daß 

Fielitz das getan hat, läßt sich voraussichtlich nicht mit 
der Sicherheit beweisen, die fUr eine Verurteilung 1m straf­
verfahren notwendig ist. 

Fielitz war seit April oder Mai 1943 Leiter dor AUSond1enat­
stolle Antwerpen de. Bda in BrUoael (F1elitz III 398 f. 
und X 1821; Obmstedt X 1848). Al. er seinen Dienst in Ant­
werpen antrat, waren schon ungefäbr 20.000 Juden aus dem 
Bereich das :Mili tärbefehl.shabers für Belgien und Nordfl'flDk­
reich vOlwiegend naoh AU8ch~tz versohl.eppt worden. Vom 
31. Juli 1943 bis zum 31. Juli 1944 haben noch weitere secha 
Transporte (Nm. 21 - 26), darunter ein Doppeltransport 
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(Nm. 22 A und 22 B), mit mindestens 5291 Deportierten 
l.ieoheln verlassen. Die Annahme einer L'iordbeihilfe des An­

gesohuldigten Fielitz läßt sioh nicht, wie es die Staats­
anwaltschaft tut, damit begründen, daß von den flanschen, 
die mit den letzten sechs Transporten verschleppt wurden. 
mindestens 2.400 in Auschwitz sofort durch Gas getötet 
v/orden seien und daß sich darunter" eine nicht genau fest­
stellbare Zahl" aus Antwerpen befunden habe. Für eine Ver­
urteilung mUßte vielmehr festgestellt werden, daß sich 
unter den Getöteten eine best i mmte Mindestzahl von Juden 
befunden hat, die unter der Leitung des Angeschuldigten 
Fie11tz von der Außend1enststelle Antwerpen in das Sammel­
lager J:iecheln eingeljsfert "'orden sind. Denn nur deren 
Schicksal kann ibm objektiv zugerechnet werden. Seine Zu­
ständigkei t endete nljmlich - anders als die der 11:1 tnnge­
schuldigten Ehlers, Dr. Canaris und Asche - an den Toren 
des Sammellagers, weil es der Dienststelle des BdS in 
BrUasel unterstand, nicht der Außendienststelle Antwerpen. 
Auf das weitere Geschehen hatte Fielitz keinen Einfluß 
mehr; deshalb ist ibm strafrechtlich auch nicht Anzulasten, 
was mit den Menschen geschah, die von anderen Stellen als 
der Außendienststelle Antwerpen nach Uecheln gebracht 
wurden. 

Die danAch erforderlichen ]!'eststellllngen sind bisher nicht 
getroffen worden; daß sie sich noch treffen lassen, ist 
unwahrscheinlich. So steht weder fest, wieviele Juden in 

der Zeit, als l!'ie1itz die Außendienststelle unter sich 
hatte, von Antwerpen nach Mecheln gebracht worden sind, 
noch ist geklärt, ob in dem hier in Rede stehenden Zeit­
raum überhaupt Gefangene, die von der Außendienatstelle 
in das Sammellager eingeliefert wurden, letztlich nach 
Auschwitz gekommen sind. Die Akten enthalten zu diesem 
Komplex - mit zwei Ausnahmen - keine konkreten Zahlen. 

• 

• 
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Die erate Ausnahme bezieht sich auf' die Aktion "Iltis", 
die sicb in der nacht vom 3 . zum 4. September 1943 gegen 
Juden belgischer Staatsangehörigkeit richtete. An dieser 
Aktion nahm auch die AußendiensteteIle Antwerpen teil, 
wie sich aus dem Fernschreiben der Dienststelle BrUssel 
vom 1. September 1943 (BA I 289 f.) er gibt. Hierbe i wurden 
in Antwerpen 145 Juden festgenommen, von denen 9 auf dem 
Transport nach l1echeln im Iastkrat't\"oragen erstickten 
(Bericht der belgischen KrießBverbrechen Kommission, 
deut sche Dbersetzung Seite 24 , in BA Vj Hirschfeld XII 
2286 f.) . }~ diese Aktion kann Fi elitz aber nicht verant­
wortlich gemacht werden, weil er nach seiner unwiderleg­
ten Einlassung (III 401, X 1822, XIV 2674 und XV 3103) zu 
der Zeit Heimoturlaub hatte und in Göttingen weilte. Da 
die Dienststelle BrUsael die Aktion kurzfristig anordnete, 
läßt sich auch nicht feststellen, daß er jedenfalls an 
den Vorbereitungen mitgeWirkt hat. 

Die zweite Ausnahme betriff t folgenden Punkt: Fielitz 
hat im Ermittlungsverfahren eine Äußerung gemacht, die 
sich dahin verstehen läßt, daß nach und nach in Antwerpen 
ungefähr 50 Juden festgenommen worden seien, während er 
die Außendienst.telle geleitet habe (111 402 ) . Selbst 
wenn men von der Ungenauigkeit dieser Angabe einJMI ab­
sieht, reicht sie zur Eröffnung des Hauptverfahrens wegen 
Mordbe1h1 lf'e nicht aus . Denn 1m einzelnen ist ungeklärt, 
was BUS diesen jüdischen Menschen geworden ist. Sie kBnnen 

• 

nach der Festnahme oder der Einliefe~lng in des Semmel-
lager wieder entlassen, im Lager Mecheln geblieben oder 
in ein sogenanntes Vorzugslager verbracht, letztlich also 
nicht getötet worden sein. In diesem Zusammenhang aei dar­
auf b1ngewieeen, daß sm 13. Dezember 1943 , 15. Januar, 
19. April und 13. oder 31. Juli 1944 mit "Z" bezeichnete 
Transporte Kecheln m1 t den Zielen Bucbenwald, RavensbrUck 
und Bergen-Belsen verlassen haben. 
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1!an kann die Unaicherhei ten, die beim Angeschuldißten 1;o1e­

litz insoY/eit schon aut' der objektiven Tatseite bestehen, 
auch nicht dadurch umgehen, daß man annimmt, er habe sich 
der Uordbeih11fe (unabhängig vom weiteren Schicksal der 
Betroffenenj bereits in dem Augenblick schuldig gemacht, 
als die von der Außendienstatelle J\.ntwerpen festgenommenen 
Juden in das Sammellagel' gebracht wurden. Beihilfe kann 

zwar schon während der Vorbereitung der Haupttat begangen 
werden. Ihre Strafbarkeit setzt aber voraus, daß dit:! Haupt­
tat (wenn auch zeitlich nach der Beihilf'ehendlllng) wenigstens 
bis zum Versuch gediehen 1st. Sichere ]'eststelluDgen hierzu 

sind nicht zu erwarten. Bs mag zweifelhaft sein, wann - 1m 

Rechtss1nne - die Haupttäter zur .c:rmordnng der Illl.ch Ausch­
witz verschleppten Juden im Einzelfall unmittelbar ange­
.etzt haben (~ 22 StGB 1975), d.h. in welchem Augenblick 
die Vorbereitung bei strafrechtlicher Betrachtung in den 
Versuch umgeschlagen ist: ob schon bei der Aufstellung der 
Deportationslisten vor jedem Abtransport, ob bei der Ab­
ferti~lng des Transports auf' dem Gleieanechluß des Lagers 
IIlecheln, ob bei der Ankunft in Auschwitz oder erst nach 
der Selektion auf der Entladerampe. Der Senat ist aber 
jedenfalls der Auffassung, daß die Einlieferung der Opfer 
in das Sammellager noch dem Vorbereitungsstadium der Haupt­
tat zuzurechnen ist; die Einliefen,ng allein reicht 
demnach zur Begründung einer strafbaren fuordbeihilfe ob­
jektiv nicht aus, wenn der Abtransport der Eingeliefer-
ten nach Auschwitz und ihre Tötung lmgewiß sind.. Hinrei­
chende Anhaltspunkte dafür, daß das Verhalten des Ange­
schuldigten Fielitz wenigstens nach den G~)ndsätzen über 
die miß11lngene AnstiftWlg (§ 49 a Ab •• 1 und Ab •• 2 StGB 
a.F., § 30 StGB 1975) faßbar sein könnte, sind nicht vor­
banden. 
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Insgesamt fehlt es danach, soweit es sich um die Anklage 

gegen Fielitz handelt, am erforderlichen Tatnachwela 
Bchon zur äußeren Tatseite. Hinzukommt, daß sich die Zwei­
fel, die insoweit vorhanden sind, 1m Strafverfahren er­
fahn1ngsgemijß auch bei der Prüfung der Schuld zugunsten 
des Angeklagten auswirken. Gerade in diesem Verfahren, in 

dem der SChuldnachwels nur 1m Ylage des Indizienbeweises 
gefUbrt werden kann, haben eindeutige Grundlagen zum 
äußeren Sachverhalt große Bedeutung auch :ftlr die innere 
Tatseite. Denn nur bei einem klaren äußeren Sachverhalt 
ist damit zu rechnen, daß das Schwurgericht aus den ,einzel­
nen Beweiaanzeichen auch die möglichen Schlüsse zur inneren 
Tatseite ziehen wird, für die ee an unmittelbaren Beweisen 

fehl t. 

Die sofortige Beschwerde der Staatsanwaltschaft bleibt, 
soweit sie Fielitz betrifft, nach alledem erfolglos~ 

Die sofortige Beschwerde des Nebenklägers 

Soweit sich das Rechtsmittel auf die NichterC5ffnllug des 
Hauptverfahrens gegen die Angeschuldigten Ehlers und Asche 
bezieht, ist es zulässig (§§ 210 Aba . 2, 390 Aba. 1 Satz 
1, 397 Abs_ 1, 401 Abs. 1 StPO) und aus den oben (Seite 
61'1'_ und Seite 37 ff .) dargelegten Erwägungen auch be­

gründet. 

Hinsichtlich der AngeSChuldigten Dr. Canaria und Fielitz 
ist die sofortige Beschwerde des NebenkJ ägers dagegen lUl­

zulässlß. Denn jnsowei t fehlt j bm die Anschlußbefllgnis. 
Die Befugnis, sich der erhobenen öffentlichen Klage als 
HobenkJi.iser anzuDch1.ießen, steht zwar demjenigen zu, 
dessen Eltern oder Geschwister durch eine rechtswidrige 
Tat getötet worden sind (§ 395 Abs. 2 Nr. 1 StPO). Diese 
Voraussetzungen liegen bei dem Nebenkläger Pioro aber 
nur vor, soweit sich das Verfahren gegen die Angeschuldig-
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ten Ehlera und Asche richtet. Denn zu der Zeit, als seine 
Angehörigen im August und September 1942 von Mecheln nach 
Auschwi tz deportiert wurden (XVI 3259 ff.). waren Dr. CeD8_ 

rie und Fielitz nicht in Belgien. Dr. Canaris kehrte als 
Nachfolger des Angeschuldigten Ehlers erst Anfang 1944 
nach Brlissel zurUck, und Fielitz trat 

Außendienststeile Antwerpen nicht vor 
seinen Dienst in der 

• April oder llai 1943 
an. Beide kommen deshalb, soweit die Eltern und Geschwister 
Pioro Opfer der Gevmltmaßnahmen geworden sind, als UOrd­

gehilfen nicht in Betracht, so daß dem Nebenkläger ihnen 

gegenüber die Anschlußbe:fngnis fehlt, Die Anschlußbe:fugnis 

1st Verfahrensvoraussetz\mg :für das NebenkJageverf'ahren. 

Sie ist - une bbängig von einem früheren Zulassllngsbeschluß _ 

in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen, auch 
vom Senat als Beschwerdegericht. Da sie dem Nebenkläger 
hier teilweioe fehlt, muß seine sofortige Beschwerde in 
diesem Umfange als unzulässig verworfen werden (vgl. 
Kunert in Löwe-Roaenberg, 22. Aufl., § 395 StPO, Anm. 15 
und § 401 StPO, Anm. 6; Kle1nknecht, 33. Aufl., § 396 
BtPO Rdnr. 11 und § 401 St PO Rdnr. 8). 

Die Folgeentscheidungen 

Soweit der Senat auf die Rechtsmittel der Staatsanwalt­
schaft und des Nebenklägers das Hauptverfahren eröffnet 
hat, hat er - dem Antrag tie r Staatsanwaltschaft bei dem 
Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgeri cht entsprechend 
- gemäß § 210 Abs. 3 Satz 1 BtPO zugleich bestimmt, daß 
die Hauptverhandlung vor dem Schwurgericht bei dem land­

gericht Kiel . stattf inden soll. Diese Anordnung ist sach­
gerecht schon im Hinblick daraUi~ , daß di e Staataanwnlt­
schaf t bei dem Ianduericht l~iel das Verfa hren bearbeitet. 
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Hinsichtlich der sofortigen Beschwerde der Staatsan­
waltachaft ergibt sich der Tel1sDspruch über die Ver­
f'ebrenskosten und die notwendigen Auslagen des Angeschul­
digten Fiel1tz aus ~ 473 Ab •• 1 und Ab •• 2 StPO. Die Tell­
entscheidllDg über die Kosten der sofortigen Beschwerde 
des NebenkJ ägers und über seiDe notwendigen Auslagen 
in der Beschwerde1nstsDz beruht auf den §§ 391 Aba. 1 

und 471 Aba. :3 Nr. 1 StPO. Soweit das Rechtsmittel er­
folglos geblieben ist, braucht der Nebenkläger den An­
geschuldigten Dr. OaDe r1e und Fielitz ala Rechtsmittel­
gegnern notwendige Auslagen nicht zu erstatten, weil 
auch die Staat8an,~lt8cbBft sofortige Beschwerde einge­
legt hat (vgl. BGHSt 11, 189, 192 f.). Soweit der Senat 
über die Kosten der Beschwerden und die notwendigen 
Auslagen der Beteiligten in dieser Instanz nicht befun­
den hat, war eine Entscheidung entbehrlich; denn hier­
über wird abschließend nach den §§ 465 nnt! 467 StPO erst 
im Urteil entschieden (vgl. Schäfer in Löwe-Rosenberg, 
§ 473 StPOAnrn. 6 a; Kle1nknecht, ~ 473 StPO Rdnr. 12) • 

• 
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"DER SPIEGEL" Nr. 12-1980 

NS-Prozesse 

Zur Maschine gemacht 

Um Judendeportatlonen geht 8S im letzten großen NS-Prozeß, 
der in Kiel ansteht. Die Justiz hat 18 Jahr lang ermittelt. 

Der Präsident des Bchlesw1g-holste1n1schen 1ADdes8ozial_ 
gerichts Walter Tietgen wurde gefragt, ob er einen Richter 
namens Ernst Ehlers, ehemals SS-ObersturmbennfUbrer, kenne. 
Dem Präsidenten fiel dazu mehr Allgemeines ein. Dieser Name 
sei ja "nicht gerade selten", ein Bürgermeister von 
SUderbrarup habe mal 80 geheißen, auch ein inzwischen ver-

• 

atorbener Jurist in Heide. 

Auf einen guten Bekannten war der hohe Richter nioht 80 

schnell gekommen. Im gleiohen Dienstgebäude, nur ein paar 
Flure weiter, amtierte einer, dem Präsident Tietgen sogar 
als Verb1nd1IDSBbruder ("Akademische Vere1 01 g'lmg Prls1.o.1t ) 

nahestand: Vezwaltungagerichtarat Ernst Ehlera, Jahrgang 
1909, einst ObersturmbannfUhrer der SS. 

Dieser Ehlers war "alter Kämpferll (StaatsanwaltsChart ) , 
schon mit 18 Jahren in die Nazi-Partei eingetreten. Zu 
Anfang des Krieges wirkte er bei der vor allem durch Juden­
morde in Vleißruthenien berUchtigten "E1nsa tzgruppe BII 1m 

Bereich der Heeresgruppe Uitte. Von 1941 bis Januar 1944 
war Ehlers Beauftragter des Chefs der Sicherheitspolizei 
und des SD beim llilitärbefelüshaber in Belgien 1lnd Nord­
frankreich; die waren für die Deportation von rund 
26 000 Juden in die östlichen Vernichtungslager verant­
wortlich. 
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In Schlesw1g-Holstein, so stand 1m SPIEGEL, brauohte man 

zuzeiten "weder falsohe Nemen nooh ein Versteok, um !Ur 
die TBDdesjust1z unauffindbar ZU Bein". Da" war 1962, das 

Jahr, in dem die Ludwigsburger zentrale Stelle zur Autklä­
~Jng von NS-Verbreohen den SS_LWDn dennoch autspUrte. 

Gleich nehm die 8chlesw1g-holste1n1sch. Justiz die Er­
mittlungen auf, in dem ihr eigenen Tempo. "Das Veri'ahren 

lief kontinuierlich", beriohtet der Kieler Oberstaatsan­
walt Horst Richter, "nur manchmal ruhte ••• 11 

Nach 13 Jahren, 1m Feb~ler 1975, wurde die 66seit1ge An­
klagesohrift fert1ggastell t, noch 81 nmel fUnf Jahre gingen 

ins Tend, bis der Prozeß in Sioht kAm - 1m Oktober Boll 8a 
nun soweit sein, vor dem Kieler Landgericht. 

Für die Staatsanwaltschaft war Ernst Ehlers, der Haupt­
angeklagte, in Belgien IIpraktisoh H1mml ers verlängerter 
Armll • Mitangeklagt Si nd der Rentner Konstantin Canaris, 13, 
aus Friedriohshefen, seinerzeit SS-Standartenfffbrer und 
Amtsnachfolger Eblers' als Sipo-Chef, sowie der ßBmburger 
Rentner Kurt Asohe, 70, der in Brüssel als SS-Obersturm­
fUhrer und Judenre:f'erent der Gestapo firmierte. Alle drei 
sollen wegen Beihilfe zum Mord vor Gericht stehen. 

Über Ehlers trugen die Staatsanwälte auch Lobendes zu­
sammen. Zeugen, die zur "Persönlichkeit dieses Angesohul­
digten" Angaben gemaoht haben, wohl keine Juden, hätten 
1h n als "ruh1gen und besonnenen, e1nfachen Mann" geschil­
dert. Auch bei der SS hatte Ehlers anscheinend E1ndruck 
gemacht. Nur das Kriegsende verh1 nderte nämlich seine Be­
fördernng zum SS-StsndartenfUhrer - "1m H1nbliok auf seine 
Haltung und seine Leistung" (SS-Bewertung). 

Anders Kurt Asche, ein früherer Drogist. Er tat sioh 
zwar besonders engagiert hervor, etwa 1 ndem er "Juden 
schlug und bei diesen als gewalttätig bekannt war" (ein 
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Staatsanwalt). Nach einem Diebstahlprozeß aber (Asohe hatte 
sich auch am Vermögen von Juden bereiohert) feuerte die S8 
Asohe. 

Das Kieler Verfahren, in vielen Einzelheiten dem gerade 
in Köln beendeten Lisohke-Prozeß ähnlioh, 1st der vermut­
lich letzte große uNSG-Prozeß" (JuristenkUrzel fUr natio­
nalsozialistisohe Gewaltverbrechen), den die westdeutsche 
Justiz zu bewältigen haben wird. Es ist zugleioh ein ma­
kabres LehrstUok für das Versagen der westdeutsohen Justiz 
in diesem Reohtsbereich. 

Das Kieler Verfahren - Justizrekord: '8 Jahre Vorberei­
tungszeit - wird noch mal die FHndernisse sichtbar machen, 
die Weetdeutsch1and s Justiz bei der NS-Bewälti~Jng BC~1-
tarn ließen: die Soh~erigkeitt nach 34 Jahren nooh ge­
r1chtsverwertbare Zeugenaussagen zu erhalten. das hohe 
Alter der länget wieder bürgerlich etablierten Angeklag­
ten - was Durchsetzung und Sinn der Strafverfolgung meist 
zugleich in Frage stellte. 

Immer gingen gleioh Jahre ins lend, wenn eine Instanz 
naoh der anderen den 40 Aktenordner starken Ehlers-Pall 
vor sich her sCho!) - bis zum Bundesverfass\Ulgsgericht. 
Ehlers, ab 1962 IIvorläufig des Dienstes enthobenll , seit 
1974 pensioniert, profitierte von Behördentrott und Ver­
fahrensverschleppung. Beispielhaft spiegelt das Kieler 
Verfahren Unlust und Unfähigkeit der Justiz bei der Ver­
fol~lng der braunen Kriminellen. 

Ende Januar 1942 trafen sich Spitzen aus Partei und Poli­
zei beim Sicherheitschef Reinhard Heydrich zur "WSDDsee_ 
Konferenz". Der systematische Mord an den europäischen 
Juden wurde formal beschlossen. Die Juden sollten "in ge­
eigneter Weise 1m Osten zum Arbeitseinsatz kommen", die 
dabei Überlebenden "entspreChend behandelt" werden. l!:rster 
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, 
Sohritt: "Im Zuge der prakt180han Durch:tflhrnng der End­

lösung wird Europa von Westen nach Osten durchsekÄlTlllt." 

Da hatte Ernst Boje Ehlers eine wichtige Funktion. Er 
leitete im Bereich dea unter Itilitärvel ... altllDg atehenden 
besetzten Belgien, einschließlich zweier Angreneender 

• 

nordfranzös1scher Departements, die Sicherheitspolizei 
(Sipo). Als Vorgesetzter von Kriminalpolizei, Grenzpol1-
zei und Gestapo hatte der Beauftragte de" Chefe der S1po 
und des 3D, Ehlers a180, die Deportation der Juden zu 
überwachen - sie aufzuspüren und später in Konzentrations­
lagern zusAmmenzutreiben. Weil viele Juden sich zunächst 

durch Flucht nach Frankreich oder Untertauchen bei Nach­
barn dem Zugr.11'f' entziehen konnten, bestellte einmal SS­
Judenre.ferent Kurt Asche ~tte 1942 eine jüdische Dele­
gation auf' die Kommandantur. Wegen ihres passiven i'lider­
standes, SO drohte der Obersturmfflbrer, würden alle Juden 
evakuiert. 

Gleioh nach der Okkupation Belgiens hatte die deutsche 
Besatzungsmaoht begonnen, die rund 95 000 im Lande ge­
bliebenen Juden zu registrieren. Im Juni 1942 forderte 
der ruilitärbefehlshaber in Belgien/Nordfrenkreioh, General 
Alezandel' von Falkenhausen, "der nächste Schritt wäre nun­
mehr ihre Evakuierung aUB Belgien". Von Mai 1942 an er­
hielten sle Judensterne, im Juni besohloß das Reichs­
sicherheitshauptamt (RSHA) einen ersten Transportsohub 
von 10 000 Juden in den O.ten. 

Doch dabei blieb es nicht. Die StaatsanVlälte reoherchier­
ten: 

Nach Erfüllung des "Sollsll von 10 000 Juden gingen 
die Deportationen laufend weiter. Bis Ende Oktober 
1942 verließen weitere sieben ZUge mit Uber 6600 
Opfern das Semmel lager !.leoheleu. Nach vorübergehenden 
Schwierigkeiten in der Beschaffung des erforderlichen 
Transportrallmes wurden bis Juni 1943 in vier weiteren 
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Transporten 4500 Juden nach Auschwitz gebracht. 
Weitere zwei Trsnaport2Uge mit insgesamt 1418 Juden 
gingen am 20. September 1943 aus dem lager Mechelen 
ab •. Nach einer Pause von vier Monaten wurden Mitte 
Januar 1944 die Deportationen wieder aufgenommen. 
Bis Ende JUDi 1944 verließen sodADn noch vier weitere 
TraneportzUge mit fast 2300 Juden das Sarnmellager 
A:lechelen. .Denn zwang die militärische Lage zur Ein­
stellung der Deportationen. 

Rund 26 000 Juden waren aus Belgien nach AUBChw1tz ge­

sohickt worden. Nur 3439 von ihnen überlebten den HOlocaust . 

Der in Kiel mit angeklagte Konstant in CSDArls stand naoh 
Kriegsende Bchon einmal vor einem belg1schen Gericht, 
wegen seiner Verantwortung fUr Verschleppungen, Geisel­
erschießungen lind tödliohe .L.11ßhandlungen von Häftlingen 

des KZ Breendonck bei Antwerpen. Canarie erhielt 20 Jahre 
Zwangsarbeit, 1952 kam er frei. 

Seinen Richtern sagte er, die KZ-Verantwortlichen hätten 
ibn über die wahren Zustände im Lager getäuschtj 1m übri­
gen habe ihn der Krieg "zu einer liaschine gemacht", er 
habe Befehle auszufilbren gehabt, aber gleichwohl ver­
Bucht. das Loe der Bev~lkerung zu lindern. 

Ähnl iche J,iotivat ion wie von Canaris seinerzeit behaup­
tet scheinen Teile der Justiz heute auch dem Angeklagten 
Ernst Boje Ehlers gutzubringen. IIDaß es in Belgien weniger 
scharf zuging als andel~8wo", glaubt Oberstaatsanwalt H01'st 
Richter, der im Prozeß auch die Anklage vertreten soll, 
"ist nicht zuletzt ein Verdienst von Ehlers. 1I Allerdings 
sind zu Zeiten EhJers', so die Staatsanwaltschaft, "min_ 
destens 22 Transporte mit etwa 23 000 Menschen aus dem 
Lager l.iechelen abgegangenIl • 

Im l.iai 1975 besetzten jUdische Demonstranten aus Belgien, 
begleitet von einem BrüBseler Fernsehteam sowie der streit­
baren PariDer Nazi-Verfolgerin Beate Klarsfeld, die Schles-
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wigsr Ehlers-Wohnung. Aus dem .l!'enster des abwesenden Ha.us­

herrn bengten sie ein Spruchband: IIVerurteilt BO Bchnell 
• 

wie möglich den S3-Verbrecher Ehlers f verantwortlich für 

den Tod von 25 000 Juden aus Belgien. 11 

Dooh dazu brauchte e8 noch seine Zeit. Gegen SS-Bhlers 
sind d18 Indizien und Beweise dUnn geblieben F'Ur seine 

Schuld sprachen viele der im Laut der Zeit vernommenen 
Zeugen - aber kaum geriohtsverwertbare Urkunden. 

Wie im Kölner Liecbk-e-Fall mÜII.en den ,Angeklagten erst 

mal ihre Behauptungen, sie hätten von den Zielen und 
Folgen der Deportation nichts gewußt, widerlegt werden. 
Immerhin: Das Oberlandesgericht Schleswig beschoinigte 
ihnen lI eine Vielzahl der sie belastenden Indizien". 

S8_Menn Aache etwa gilt den Schleswiger Richtern als 
"fan-ti.eher Nat1onalsozialist l1

, der "die Taten des RSHA 
auch aua Rae.enhaß unterstUtzt hat 11 • 

Aache nahm beispielsweise auch einmal, 1942. an einer 
RSHA-Konrerenz bei Eichmenn . teil. wo die Sprachregelung 

vom "Arbeitseinsatz 1m OstenIl kaum mehr die Tatsachen vex 
schleiexte. Au. dem Protokoll: Es sollten 11 größere Juden 
mencen dem KZ Auschwitz zwecks Arbeitsleistung Uberstellt 
werden". gleichzeitig aber: 1110 % nicht arbeitaftili1ge 

Juden können mitgeschickt werden." 

Jüdischen Zeugen hat Asche seinerzeit eröffnet: n Bis 

jetzt sind wir mit euch ja glimpflioh verfahren. Dort, 
wo ihr jetzt hinkommt, werdet ihr euer blaues Wunder er­

leben. n Va&. wirklichen Sohioksal dar Opfer, so stellt er 

e. dar, habe er damals nichts gewußt . 

Ernst Ehlera hat sogar. so sagt er, die nDieIlStgelJcbiitte 
im hmp9nen Geist wahrgenommen", .chan bei der Einsatz-

grupp.: 



• 
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Ich war der einzige, der sich weigerte, ein Kommando 
zu übernehmen, weil mein Gewissen 8a mir verbot, 
an der Vernichtung unschuldiger Menschen teilzu­
nehmen. 

Vlaa im Osten passierte, hat er mithin seit 1941 gewu.ßt. 
Und später dann , in BrUssel, wurde Ehlers nach Ansicht 
der Staatsanwaltschaft "über alle wesentlichen Dinge, die 
mit den Deportationen ZUSAmmenhängen, laufend informiert." 

Ende 1942 mißtrauten immer mehr Juden in Belgien dem 
deutschen "Arbeitse i Dsatzbefehl" und stellten sich nicht. 
Ein deutscher Gesandter berichtete dem Auswärtigen Am~ 
in Berlin von den Ursachen solcher Verwelge~Jngen: 

"Gerüchte über das Abschlachten der Juden usw. 1I Deshalb, 
s o der AA_Vann, würden die Juden nun "durch Razzien und 
Einzelaktionen erlaßt". 

Am 14. Juli 1943 fragte Ehlers per Bl1tz-Fernschreiben 
(Nr. 10135 t "gez. Ehlers") beim Befehlsbabe.r der Sicher­
heitspolizei und des SD in Paris an, lIin welchem Umfange 
die Juden" französischer Staatsangehörigkeit I~in die 
Evakuierungsmeßnabmen einbezogen" seien. Die Auskunf't 
brauchte Ehlers "unverzUglich" fUr eine Besprechung mit 
dem .M.1litärverwaltllngschef 1.'1 BrUssel, bei der "erörtert 
werden" sollte, ob die belgischen Juden "nunmehr gleioh­
falls naoh dem Osten geschafft werden sollen". 

Die Antwort aus Paris (IV 13 - SA 225a, IIGeheiml") Jcem 
sm nächsten Tag; "Juden französischer StaatSAngehörigkeit 
sind hier schon in die Evakuiernngsmaßnahmen mit einbe­
zogen worden. Es wurden mehreD!tausend Juden frenzö.i­
soher Staatsangehörigkeit inzwischen abgesohoben." 

Den Rollkommandos hatte nun auoh Sipo-Ehlera zuzu­
stimmen. So genehmigte er bei einer "Aktion Iltis" 1m 

September 1943 die Teilnehme seiner Leute an der Judenjagd. 
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Ehlera-Paraphe aut' dem 11 t1s-Planpapier: 11 Ja 11, Daß 

EhJ.ers bestreitet, zu den Nazi-Morden mit "Wissen und 

Wollen" beigetragen zu haben, finden In8ider von 
BrUssel, frühere Polizeikollegen und heutige Zeugen, 
1I1ächerl1ch" • 

Ein bei den Akten liegendes Fernachreiben des Reichs­
eicherheitahauptamtes vom 29. April 1943 stUtzt diese 
Bew-teill1ng. Es heißt dort: 

Das Lager Auschwitz hat aua nabeliegenden Grl1nden 
erneut darum gebeten, den zu evakuierenden Juden 
vor dem Abtransport in keiner Weise irgendwelche 
bellnr"b1 genden Eröffnungen Uber den Ort und die Art 
ihrer bevorstehenden Verwendung zu machen. loh 
bitte um Kenntnisnahme und Beachtung. 

Der Absender war Adolt Eicbmenn, Empfänger Obers turm­
bennffibrer Ehlers, IIpersönlich". 
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Auszug aus dem Urteil der 15. Großen Strafkammer des 

Landgeriohts Köln als Schwurgericht, indem die Ver­
urteilung vom 11. Februar 1980 von 

Kurt Lischka zu 10 Jahren }lre ihe 1 tsstraf'e, 

Herbert Hagen zu 12 Jahren Freiheit88trafe, 
Ernst He1nrichaohn zu 6 Jahren Freiheitsstrafe, 

~Ur die Rolle, die sie bei der Deportation der Juden 
aua Frankreich gespielt haben, begründet wird: 

Morclluel'1sme1e 

Steht aufgrund zahlreicher Anhaltspunkte fest, daß die 

Angeklagten aufgrund jhres \'/1sSenBstandes vom Zweck der 

Judendeportat1onen mit der Tötung jedenfalls eines 
großen Teile der Deportierten zumindest ernsthaft ge­
reohnet haben, fehlen allerdings Himveise darauf, daß 
die Angeklagten gewußt haben, daß die jüdischen LIenachen 

in Auschwitz zum größten Teil durch G~tgaB getötet 
wurden. 

}~ die .Angeklagten, die .ll~ drei voll informiert waren 
über die um.tände der Deportationen - der Angeklagte 
Heinrichsohn sah die Abtran8porte 80gar mit eigenen Augen -, 
deutete eich die Grausamkeit dee Tötungsvorgange8 jedoch 
schon in der Wei8e an, in der die Juden in die Konzen­
trationslager geschafft wurden: zusammengepfercht in 

GUter- llnd Viehwaggons; zu jeder Jahreszeit in unge_ 
heizten Wagen, ohne ausreichende Versorgung aut der Fahrt, 
ohne die Möglicbkei t, während der Fahrt die Wagen zu ver­
lassen; geZMlngen, ihre Notdurft in den Wagen zu ver­
richten. Aber nicht nur die ~Estände der Transporte, 
die aut einen entsprechend grausamen Tod hindeuteten, 
sondern auch die Massenhaft1gke1t des Vorgsnga der Tötun­
gen kennzeichnete diese fUr die Angeklagten bereite als 
gl'8usam. 



- 181 -

Den Angeklagten war zudem bewußt, daß die Tötungen auf 

eine heimtückische Weise erfolgten. Sie selbst hatten ja 
mit dafUr Sorge zu tragen, daß 'die aus FranJcreich depor­

tierten Juden nicht vorzeitig von dem Sohicksal erfuhren, 
das ale ex wartete. Dadurch, daß die Maßnahmen nach außen 
hin mit einem I1ArbeitseiDsatz 1m Osten" begründet wurden, 

Bollte ja eben erreicht werden, daß die jüdischen Mensohen 
arg- und wehxlos nach Auschwi tz gelAngten. An der Täusohung 

der Opfer haben die Angeklagten .elb.t mitgewirkt. 

Allen Angeklagten war auch bewußt, daß die Tötung der 

Juden aus Motiven erfolgte, die auf tiefster .itt11oher 
Stufe standen. Die Angeklagten kannten AU. der Judenpoli­
tik des Nationalsozialismus die Motive der Au.rottuDg; 

ale wußten, daß unschuldige Mensohen &lIein au:t&%"Ulld 
ihrer Ra.a8zugehörigke1t vernichtet werden sollten. 

nen Angeklagten war auch das Verbrecherische des Vernich­
t1mgsplan811 bewußt. Die Tötung schul.dlo8er Per.onen, auoh 
kleiner Kinder, allein autgrund . 1brer Abatarmnung stellt 

einen so krassen Verstoß gegen die auoh d~ prim1tiTsten 

Kensc~D bewußten Grundsätze über das Recht eines jeden 
Mensohen auf sein Leben und gegen die einem Staat allen­
falls in Ausnahmefällen zustehende Befugnis, den Tod 

eines lieDJ!Jchen zu fordern, dar, daß auch die Angeklagten 
keine Zweifel an der Rechtsw1dr1gkeit der Judenvernioh­
tung haben konnten und nach Überzeugung der Kammer auch 

nicht hatten. 

Das Idotiv fUr die Mitwirkung aller drei Angeklagten an 

der Vernichtungsaktion trotz dieser Erkenntnis ist 

darin zu sehen, daß es ihnen darum ging, die ihnen von 
höchster Stelle des Staates innerhalb der Ma&lahmen zu­
geteilte Rolle, die sich aus ihrer Dienststellung ergab, 
nach besten Krä:f'ten auszufüllen, zumal eine Bewährung 

bej, der Verrichtung der zugeteilten Autp,ben Anerkemmng 

und Beförderung versprach. 


